


UENDSPIELE DES 
MARXISMUS" . 
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PARTEIREFORM 

Im Feuilleton der Franfurter Allgemeinen 
finden gegenwärtig die "Endspieie des 
Marxismus· statt. Mit von der Partie war 
jüngslens auch Brigilte Seebadier­
Brandt, die sich anscheinend mit ihrem 
August-8ebel-Werk auf dem Weg zur 
sozialdemokratischen Parteihistorikerin 
befindet und by the woy den Gegensatz 
von Morxiffllus und Demokratie ent­
deckt hat. Mit dieSOJ Entdeckung liegt 
sie vermutlid, voll im Trend. Dies hat 
HEINZ-GERD HOfSCHEN allerdings 
nicht davon abgehalten, ebenfalls die 
SpielRöche zu betreten und kröhig ga. 
genzukoffem. 

Nach Ulf Skirkes ·TI,esen zur Reform 
von Partei und Parlament• in SPW 51 
Folgen diesmal weitere Vorschläge Für 

Seit. 27 • 39 - eine radikale demokratische Parteire­
form in der SPD. HEIKO SCHULZE plä­
diert für ld!ntitätsbildung durch sozial­
kulturelle Offnung der Partei. Die 
JUSOS blasen in einem umfangreichen 
Konzept zum Generolongriff auf das 
herkömmliche sozialdemokratische Orts.­
vereins- und Funktionärswesen und 
denken nebenbei auch über die Eigen­
ständigkeit ihres Verbandes noch. Die 
Parteiförmigkeit des Politikmachens steht 
damit auf dem Prüf.land. 

MEHR DEMOKRATIE 
WAGEN 
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WIRTSCHAFTSREFORM 
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Dies war eine sozialdemokratische Lo­
sung Anfang der 70iger Jahre. In der 
heutigen RisikogesellschaFt gewinnt sie 
neue und noch radikalere Qualität. Of. 
fenkundig isl außerdem: Eine Konzep­
tion des MODERNEN SOZIALISMUS 
läßt sich ohne demokratielheoretische 
Fundierung nicht entwK:keln. Und diese 
ergibt sich nicht quasi von selbst aus 
dem •richtigen Klassenstandpunk(, wie 
es rustikale Marxismus-Varianten nahe­
legten. Von unterschiedlichen Ausgang­
spunkten nähern sich MA TIHIAS 
MACHNIG und HEINZ JUNG der ange­
sprochenen Problemstellung. 

Jenseits van bürokratischer Kommando­
und kapitalistischer Marktwirtschaft 
sehen HORST PETER und die AG ME­
MORANDUM ihre PerspektiV<ln. letzte­
re hat gerade ihr diesmaliges Jahres­
werk präsentiert • unter anderem mit 
einem Grundsatzteil, den wir in diesem 
HeFt in einer Kurzfauung wiedergeben. 
Was sich davon reolpolitisch behaupten 
wird, hängt maßgeblich von der Soziae 
defflO«;ratie ab. Während sich Horst 
Peter nun auf das neue Grundsatzpro­
gramm der West-SPD stützt, feiert die 
Os~SPD allerdings die •freie Marktwirt­
schaft" _ Letzteres hat UWE KREMER zu 
einem Kommentar genötigt. 
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Josef Hindels, 
österreichischer 
Mitherausgeber 
der spw seit Be­
ginn des Projekts, 
ist am Samstag, 
den 10. Februar 
1990, knapp nach 
seinem 74. Ge­
burtstag, in Wien 
gestorben. 

Bis zuletzt aktiver Bi/dungs­
/unk!ionär der SPÖ und stell­
vertretender Vorsitzender des 
"Bundes Sozialistischer Frei­
heitskämpferundOpferdesFa­
schismus", war er ·eine Art 
Gralshüter austromarxisti­
schen Gedankenguts. Die Ak­
tualitlJt des politischen Den­
kens von Olto Bauer verteidig­
te er zuletzt in einem Artikel in 
spw 49 (Oktober 1989). 

Josef Hindels' Leben spiegelt die 
Entwicklung breiterer Strömungen 
der österreichischen Arbeiterbewe­
gung wider: Sozialistischer Mittel­
schüler Anfang der dreißiger Jahre, 
beeindruckt durch die Zuversicht und 
den Zusammenhalt der SDAP,gleich­
zeitig in wachsendem Ausmaß ent­
täuscht über das schrittweise Zurück­
weichen der Parteiführung - auch 
Otto Bauers - vor der langsamen Fa­
schisierung des Landes. Nach dem 
verlorenen Bürgerkrieg 1934 Über­
tritt zur KP, dann während des illega­
lenKampfes gegen denAustrof asclus­
mus unJer dem Eindruck stalinisti­
scher Hexenprozesse Mitarbeit in 
einer trotzkistischen Gruppe. Der 
Nazi-Einmarsch zwingt auch H indels 
zur Emigration, die ihn nach Norwe­
gen und Schweden führt. 

Nach 1945 wirdHindels Bildungsob­
mann der neuaufgebaulen Sozialisti­
schen Jugend, hauptverantwortlich 
für einen parteünlern linken Kws ,je­
doch in starker Abgrenzung von ei­
nem später aus der Partei gedräng­
ten linkssozialistischen Flügel um den 
damaligen Zentralsekretär Erwin 
Scharf, der später zur KPÖ ging. Im 
Zuge des Kalten Kriegs eskalierten 
Richtungskämpfe in der SPÖ, die sich 
vol/demprowestlichenKur s und nach 
dem Regierungsaustritt der KPÖ der 
Großen Koalition mit der konservati­
ven ÖVP verschrieben hatte. Eine 
Folge: Hindels wurde politisch blok­
kiert, verfehlte ein mögliches Parla­
mentsmandat, wurde dann aber Zen­
tralsekretär der heUle größten Ein­
zelgewerkschaft im Einheitsgewerk­
schaftsbund ÖGB, jener der Priva­
tangestellten (GPA). Dort und nach 
seinem Ausscheiden zu Beginn der 
siebziger Jahre in zahllosen Ansät­
zen linkssozialistischer Diskussions­
und Aktionszirkel (oft "Hindels­
Kreis" genannt) übte er starken Ein­
fluß auf mehrere Generationen so­
zialistischer Politikerinnen aus. Als 
rhetorisch immer brillanter Redner 
trat er auf Parteitagen oder anderen 
Konferenzen auf. Und als AUlor zahl­
reicher Bücher und Broschüren zu 
Geschichte und Aktualität des Sozia-

lismus und Marxismus (hier vor al­
lem: Marxismus und Gegenwart, 2. 
Auflage, spw-Verlag, Berlin/West 
1985). 

Politisch und persönlich mußte Josef 
Hindels gerade zuletzt viele harte 
Schläge hinnehmen. Die Behendig­
keit, mit der viele ehemalige "Schü­
ler" bei Erklimmen der Karrierelei­
ter Positionen in jeglicher Hinsicht 
wechselten, war er zwar ilber Jahr­
zehnte gewohnt, ebenso deren oft 
plötzliche Abnabelung von ihm. Aber 
der Unfalltod eines seiner engsten 
Mitstreiter aus GPA-Zeiten, des 
damaligen Sozialministers Alfred 
Dallinger, im Frühjahr 1988 hatte 
wohl eine eigene tragische Dimen­
sion. So wie auch die nicht nur krank­
heitsbedingte inhaltliche Isolation, in 
die sich Hindels in seinen letzten 
Monaten begeben halle: Mit "Grün" 
konnte der große und - wie viele 
meinen - letzte Mann der traditionel­
len SPÖ-Linken fast ebensowenig 
anfangen wie mit dem konservativen 
Kurs der Parteiführung. Die Begei­
sterung für Gorbatschow mag noch 
dem "Integralen Sozialismus" Otto 
Bauers entsprochen haben. Die Auf­
lösung der DDR wohl nicht mehr. 
Doch die hat! osef Hindels nicht mehr 
erlebt. 

Peter Pelinka, Wien 

Literatur: 
Michael Häupl!Ernst Nedwedl 
Peter Pelinka (Hrsg.), Gegen den 
Strom. Festschrift zum 70. Geburts­
tag von Josef Hindels, 
Verlag für Gesellschaftskritik, 
Wien 1986 

"VORWÄRTS' MIT DER SPD 

Wer sich die unsterblichen Reste des 
"Vorwärl>' regelmäßig zu Gemüte führt 
!solche Men,d,en soll es ja auch noch 
geben), muß sich fragen, was wir in der 
SP"W mit der ganzen ·Parteireform· -0• 
batle eigen~ich bezwecken wollen. Schließ. 
lieh wird dort beständig über Hans-lochen 
Y2gm Expedifonen in die Parteiwelt be­
richtet. 17 Bezirke hat er schon abgeklaJ> 
pertl Dabei hinterlassen die Berichte im 
großen und ganzen den Eindruck, daß im 
be1reffenden Bezirk erstens und seit vielen 
Jahren Mitgliederschwund zu beklagen 
sei, daß man sich aber zweitens schon seil 
langem kräftig um Abhilfe bemühe und es 
dafür eine Unmenge toller Beispiele gebe, 
daß es also drittens gar nicht so Khlecht, 
wenn nicht sogar bestens um die eigene 
Zukunft bestellt sei. So oder so ähnlich 
jedenfalls. 
Natürlich werden auch Vogel und seine 
Begleilerin Anke Fuchs ahnen, daß ihnen 
bei ihren Bezirksbesuchen regelmäßig die 
Hucke vollgelogen wird und sich in Wirk­
lichkeit seit Jahren so gut wie gar nichts 
zum besseren wendet. Denn was die Be­
zirhvorstände bei diesen Gelegenheiten 
ablassen, erinnert mehr oder weniger an 
;enen legendären Griggrij Alex,ondrowitsch 
Polemkin welcher der Kaiserin Katharina 
II. seine Siedlungserfolge mit Hilfe von 
Dorfattrappen vorgaukelte. Die SPD - ein 
Potemkinsches Dorij 
In Wirklichkeit ist das Parteileben doch nur 
in seltenen Fällen der Rede wert. Und die 
diesem ·Leben· vorstehenden Bezirks- und 
Landesvorstände sind bekanntermaßen 
auch keine arbeitenden, geschweige denn 
lebendigen Gremien, sondern Einrichtun­
gen, deren Zweck-wie man so schön sagt 
· in sich selbst ruht. Dazu passen wunder­
bar die Bezirksbüros-wahre Horte des Di­
lettantismus auf ihren ureig8nsten Gebie­
ten, zumeist allerdings erfolgreich bemüht, 
jeden Ansatz konzeptionellen Denkens im 
Keim zu ersticken !denn dafür sind schließ. 
lieh unsere Werbeagenturen dal). 

Kurzum: Die SPD funktioniert intern als 
Einrichtung zur Vorspiegelung falscher 
T atsadien - nach dem So-tun-als-ob-Prin­
zip. Die Parteigliederungen tun so, als ob 
sie lebten, die Vorstände so, als ob sie 
diesem leben vorstünden, und beide tun 
so, als ob sie sich das gegenseitig abnäh­
men. Aber wir können uns damit lrösten, 
daß in der Politik, also nicht nur in der SPD, 
allenthalben gilt, daß Simulation die halbe 
Miete ist. Mindestens. 

SOZIALISTISCHE GESCHICHTEN 

In der linken erlebt ein altes Slreitthema 
seine wohl letzte Blüte: Wor dos, was im 
Osten in Trümmern liegt, eigen~ich • Sozio­
lismus•i Die Frage ist keineswegs müßig, 
denn es geht um Selbstvergewisse,ungen, 
die auch für die ZukunFt wichtig sind. 
Hierbei gibt es zwei Möglichkeiten. Die 
eine, die • edelsozialistische·: das alles 
hatte mit Sozialismus überhaupt nichls zu 
tun, weil der nämlich eine gute Sache ist, 
was vom man •realen Sozialismus• nun 
wirklich nicht behaupten kann. 
Als ich kürzlich den Terminus •staotsbüro­
krotischer Sozialismus• verwandte, wurde 
mir entgegengehalten, daß dies doch wohl 
ein Widerspruch in sk:h sei. Hierauf ent­
gegnete ich, daß dies stimme, daß der We 
dersprudl aber real existiert habe. 
Meine Variante lautet olso: die ganze 
Chose hatte leider Gottes doch etwas mit 
Sozialismus zu tun und gehört zur Ge­
schid,te des Sozialismus, weil diese auch 
eine Geschichte der Sackgassen, Irrwege 
und Tragödien, .v« allem tiefgreifender 
Widersprüche war jund in mancherlei 
Hinsicht auch bleiben wird), wobei Sack­
gassen und Siege, FortschrittundTragödie 
nicht nur nahe beieinander 99legen, son­
dern sich, mehr noch, miteinander ver­
flochten haben. 
kh glaube, es ist von grundsätzlicher 
Bedeutung, ob man akzeptiert, daß unsere 
Geschichte auch solche Seilen aufweist 
und daß man sie nicht so wegdefinieren 
kann, wie es umgekehrt die Kommunisten 
Früher mit den Sozialdemokraten und ihren 
Schlechtigkeiten getan haben, als man sie 
kurzerhand zur Seite des Kapitols rechne­
te. Dabei be~ifftdie Sochemitden schlech­
ten Seiten in der Tal auch die Soztoldemo­
kratie, deren •sozialismus• !kollektive 
Absicherung eines hohen Lebensstandards 
im kapitalistischen Rahmen) ,d,lielllich auf 
dem Rücken der'J.Welt" errichtet wurde. 
Häufig genug hat sie zur Unterdrückung in 
den Ländern des Südens geschwiegen und 
daran als Regierungskraft mitschuldig 
gemacht. Jedenfalls werde ich nicht ver· 
gessen, wie Weihnachten 1972 die ame­
rikanischen Bomben über Hanoi k:lusend­
Fochen Tod brachten und wir, seil kurzer 
Zeit Mitglied dar Partei, vergebens auf den 
Protest des damaligen Bundeskanzlen Willy 
Brandt wartalen. Doch auch dies ist keine 
fremde, sondern eben oosere gemeinsame 
Geschichte. 

KURZUM 

REVOLUTIONÄRE DIALEKTIK 

In einem anderen und größeren histori­
schen Maßstab erweist sich heute, was 
Mgrx im • Achtzehnten Brumaire des Louis 
Bonaparte· über die proletarischen Revo­
lutionen schrieb: Sie ·kritisieren beständig 
sich selbst, kommen auf das scheinbar 
Vollbrachte zurück, um es wieder von 
neuem anzufangen, verhöhnen grausam­
gründlich die Halbheiten, Schwächen und 
Erbärmlichkeiten ihrer ersten Versuche, 
scheinen ihren Gegner niederzuwerfen, 
damit er neue Kräfte aus der Erde sauge 
und sich riesenhafter ihnen gegenüber 
wieder aufrichte, schrecken stets von neu­
em zurück vor~ unbestirrifuten Ungeheu­
erlichkeit ihr~if;igenen.::k.:;ecke, bis die 
Situation ge~1filffen i~.f/die jede Umkehr 
unmöglich '!@'cht, u.1:iJ:f.die Verhältnisre 
selbst rufen{~ic Rh#v'S, hie soltal• 
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H1lnz-G1nl Hofsehen 
11 E ND SPIELE DES MARXISMUS11 

Die "FAZ", Brigitte Subachor-Brandt und der zweite Tod von Karl Marx 

Die "Frankfurter Allgemeine" 
schwelgt - wen wundert es -im Sie­
gesrausch über das Ende des Sozia­
lismus. Im politischen Teil werden 
dieErpressungs-undEinkaufsvarian­
ten gegenüber der DDR und den ost · 
europäischen Ländern propagiert und 
Großmachtphantasien in Richtung 
Westen durchgespielt, im Wirt­
schaftsteil werden etwas realistischer 
die Kosten und die Gewinnchancen 
der Einheit und der Ostkolonialisa­
tion durchgerechnet, in den Leser­
brief spalten toben sich die Zahnärzte 
und Rechtsanwälte aus, die ihre 
Häuser in Sachsen oder auch Schle­
sien und Ostpreußen komplett wie­
derhaben wollen. Im Feuilleton 
schließlich, wo es immer etwas feiner 
zugeht für die gebildeten Stände, die 
sich (solange ihr Kontostand stimmt) 
nicht so sehr für die Profitrate und die 
unschöne An ihres Zustandekom­
mens interessieren, dafür aber umso 
mehr für intellektuelle und morali­
scheSelbstvergewisserungen, daß der 
Kapitalismus die einzig sinnvolle und 
menschenwürdige Gesellschaftsord­
nung sei, im Feuilleton der '"FAZ" 
also gibt es eine Serie mit dem bemer­
kenswerten Titel "Endspiele des 
Marxismus". Da werden die letzten 
Zuckungen der verhaßten Ideologie 
in den verschiedenen Ländern vorge­
stellt. Aus der Position des Siegers, 
der sich zwar im Grunde seines 
schließlichen Sieges immer bewußt 
gewesen, nun aber doch darob er­
leichtert ist, wird mehr oder weniger 
triumphierend, bisweilen auch etwas 
mitleidig (am Boden Liegende soll 
man nicht mehr allzusehr treten) 
dargestellt, wie der Marxismus in 
Westeuropa und den USA in den letz­
ten Jahren niedergegangen ist, wie er 
seine Faszination für die Intellektuel­
len verloren hat und warum das nicht 
nur ein schöner, sondern vor allem 
auch ein naturnotwendiger Vorgang 
ist, der eigentlich seit50Jahren über­
fällig war. Zustimmend wird eine 

amerikanische Zeitschrift zitiert, die 
unlängst meinte, künftige Generatio­
nen würden den Marxismus ähnlich 
betrachten, wie wir heute die Alche­
mie. 

Für die Bundesrepublik durfte diesen 
hämischen Abgesang ein leibhafti­
ges SPD-Mitglied schreiben. Das 
allein wäre schon ein nicht unge­
schickter Schachzug, aber mehr Pfiff 
bekommt die Sache noch dadurch, 
daß die "FAZ" Brigitte Seebacher­
Brandt dafür einsetzte. Da Frau See­
bacher-Brandt bislang noch nicht als 
besondere Kennerin des Marxismus 
hervorgetreten ist, sondern man im 
Gegenteil ihrer kürzlich veröffent­
lichten Bebel-Biographie neben gro­
tesken historischen Fehlinterpretatio­
nen auch ihre völlige Interesselosig­
keit an Theorien entnehmen konnte, 
kann man vermuten, daß die "FAZ" 
wohl mehr auf ihren Doppelnamen 
als auf ihre Expertenschaft gesetzt 
hat. So ein Verdacht ist natürlich 
unfein, auch gerät er leicht in den 
Ruch der Frauenfeindlichkeit; aber 
da die Autorin sich selbst in ihrem 
Buch stets als Gattin des SPD-Ehren­
vorsitzenden vorstellt, kann man der 
"FAZ" kaum verübeln, daß sie auf 
genau diesen Umstand spekuliert. 
Allerdings hält sich dessen Pikante­
rie in einer Zeit, da Willy Brandt 
seine Memoiren in der "Bild-Zeitung" 
vorabdrucken läßt,durchaus in Gren­
zen. 

Hebels Paradies 

Brigitte Seebacher-Brandts Artikel 
"Lauter letzte Gefechte. Wege und 
Irrwege der 'Lehre 'in der Nachkriegs­
zeit" in der"FAZ"vom 7. März 1990 
ist schwierig zu referieren, da sie es 
weder mit der Logik ihrer Argumente 
noch mit Belegen für sie hält. Haupt­
sache, es geht gegen den Marxismus, 
wie widersprüchlich die einzelnen 
Angriffe auch sein mögen. So stellt 

sie einleitend fest, daß nun endlich 
bei den Linken der Glaube zerbro­
chen sei, "die Aufhebung des Privat­
eigen/ums habe der DDR einen fort­
schrittlichen, beispielhaften Charak­
ter verliehen und die sozialisierten 
Produktionsmittel dienten demZweck 
der klassen· und konfliktfreien Ge­
sellschaft. Immer wieder war der 
Marxismus auf dieses eine Element 
reduziert worden". Ein paar Zeilen 
weiter konstatiert sie dann: uDie 
Form, in die der östliche Marxismus 
gegossen wurde, galt der Unken des 
Westens nie als Maß, wohl aber als 
Medium, die Übel des eigenen Sy­
stems aufzuheben." Ja, was denn nun, 
war die bundesrepublikanische Lin­
ke DDR-gläubig und hat den Marxis­
mus auf die Eigentumsfrage "redu­
ziert" oder hat sie den DDR-Marxis­
mus nie als Maßstab genommen? 
"Ansehen und Bestand des Marxis­
mus nahmen durch die Wirklichkeit 
erst der SBZ, dann der DDR keinen 
Schaden" werden wir daraufhin be­
lehrt. Aber wie kommt es, daß der 
westdeutsche Marxismus, der einer­
seits DDR-gläubig, andererseits die 
DDR nur als Medium wahrnehmend, 
von jener DDR-Wirklichkeit nun 
unbeschadet blieb: "Das hatte mit 
der Dehnbarkeit der Lehre, aber auch 
mit dem schwärmerischen von jeder 
Wirklichkeit abstrahierenden Cha­
rakter zu tun, den sie auf deutschem 
Bodenangenommenhatte.Bebelspa­
radiesisches Zukunftsgemälde, enl­
worfen unter Berufung auf Karl Marx. 
wirkte lange fort." Mit anderen 
Worten: Die bundesdeutsche Linke, 
die an die DDR glaubte, zwar nicht 
als Maß, aber als Medium zur Erlö­
sung von dem Übel, war so schwär­
merisch wirklichkeitsfremd, daß sie 
der Eigentumsfrage für das paradie­
sische Zukunftsbild Bebels eine 
Bedeutung gab, womit sie die marxi­
stische Lehre gleichermaßen dehnte 
wie auf ein Element reduzierte. Oder 
so ähnlich. 
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Damit und mit dem Satz, daß der 
Marxismus eine "praxisbezogene 
Lehre sei, die Anweisungen für die 
Praxis nie gegeben habe", ist die 
theoretische Auseinandersetzung mit 
einer "Gesellschaftstheorie von der 
Einfachheit der marxistischen" schon 
erledigt. Mehr ist ja auch überflüssig. 
Jeder weiß schließlich, daß der Mar­
xismus irgendwie unrealistisch, auf 
jeden Fall in der Praxis versagend 
und wohl ein bißchen platt ist. Auch 
sind die Zeiten vorbei, wo man mit 

ihm in den Feuilleton-Seiten oder 
Talk-Shows zwar keine Praxis- aber 
doch wenigstens Honorar-Anweisun· 
gen verdienen kormte. 

Demokratie statt Marxismus? 

Nach der philosophischen Abteilung 
nun die historisch-politische: Der 
Marxismus hat sich zunächst an der 
Frage in seine feindlichen Brüder 
Kommunismus und Sozialdemokra-

tie gespalten, ob man den 
sozialistischen Endzu­
stand mit Gewalt herbei­
führen solle oder nicht 
(richtig, so war das ja 
1918/19: Noske ist den 
gewaltfreien Weg zum 
sozialistischen Endziel 
mit den Freikorps und den 
Generälen gegangen, 
während Rosa Luxem­
burg bekanntlich die 
Mehrheits-SPD blutig ab­
geschlachtet hat). Da nun 
aber der Marxismus nach 
1945 in Westdeutschland 
in keiner kommunisti­
schen Massenbewegung 
unterkommen konnte, hat 
er Unterschlupf in der 
SPD gesucht, was ihm 
von Kurt Schumacher 
wiederum sehr erleichtert 
wurde, da der bei allem 
Antikommunismus an der 
ökonomischen Ge­
schichtsauffassung und 
am Klassenkampf nichts 
Überaltertes feststellen 
wollte. So kam-,e$i' daß 
"dezidierte ~Sten 
wie Wolfgang,/~ben­
droth" in der SPD auf­
bzw. untertauchten. 

Diese Leute waren nicht 
nur ein bißchen be­
schränkt, denn "theoreti­
sche Erneuerung oder Re­
vision erfuhr der Marxis­
mus" nur "außerhalb der 
deutschen Grenzen", 
sondern außerdem auch 

noch ziemlich unaufrichtig, frönten 
sie doch der "Teilhabe am System", 
um mit ihrem Marxismus gleichzei­
tig eine Trennlinie zu ihm ziehen zu 
können. Ein schönes Argument, in 
der Hebel-Biographie schon erprobt: 
Jeder Mensch, der im Kapitalismus 
gegen diese Gesellschaftsordnung 
kämpft, kann so als Nutznießer und 
Teilhaber des Systems denunziert 
werden. Bei Bebe! war die Teilhaber­
schaft der Gehrock und das mit sei· 
nen Büchern verdiente Vermögen. 
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Über die Gewinnträchtigkeit der 
Abendrothschen Systemteilhaber­
schaft schweigt sich Seebacher­
Brandt aus, aber damit war es ja auch 
bald insoweit vorbei, als man ihn aus 
der SPD warf. Denn "als die Sozial­
demokratie 1959/(J(} dem Dasein einer 
ewigen Opposition abschwor und • 
zum ersten Mal · Macht anstrebte, 
war es allerdings zwingend, sich auch 
theoretisch zur liberalen Demokratie 
zu bekennen und den Marxismus aus 
Programm und Propaganda zu ver­
abschieden . ... Lange bevor die Ge­
schichte unserer Tage die Kommuni­
sten unendlich viel leidvoller belehr­
te, zeigt das Beispiel: Marxismus und 
Demokratie sind rucht auf einen 
Nenner zu bringen." Hier wird es 
denn also Klartext: Demokratie statt 
Marxismus. 

Aber es bleibt nicht bei dieser Feuil­
leton-Version einer CSU-Parole. 
Denn nachdem die alte Linke mit Be­
rufsverbotsargumenten so plump wie 
bösartig erledigt wurde, kommt jetzt 
die "Neue Linke" dran. "Sie ""4ßte 
die bundesdeutsche Wirklichkeit auf 
Begriffe ziehen, wenn sie dem Gesetz, 
unter dem sie angetreten, treu blei­
ben wollte" Der Vorwurf, Realität in 
Begriffe zu fassen, ist wirklich fun­
damental: er macht jeder Wissen­
schaft den Garaus, was die Autorin 
allerdings nicht betreffen dürfte. Wie 
sah nun diese Begriffsbildung laut 
Seebacher-Brandt bei der Neuen 
Linken aus? "Es galt, kapitalistische 
Gegenwart und faschistische Vergan­
genheit unter einen Blickwinkel zu 
zwingen. Den Faschismus-Vorwurf 
gegen 'die deutsche Bourgeoisie' zu 
erheben, deren 'Doppelmoral nach 
Auschwitz' zuentlarven und sich selbst 
im Widerstand zu wähnen, wurde zum 
akademischen Gesellschaftsspiel, das 
nicht nur Spiel blieb." Durch die 
Anführungszeichen werden wir be­
reits darauf hingewiesen, daß die 
Beschäftigung mit dem von Horkhei. 
mer und der Studentenbewegung 
thematisierten Verhältnis von Bür­
gertum und Nazis, von Kapitalismus 
und Faschismus nur ein "beliebiger 
Umgang mit Faschismus und Antifa-

schismus" war, der letztlich zum 
Terrorismus führte. 

Ernst Nolte läßt grüßen 

Man wird diesen Persilschein für die 
deutsche Bourgeoisie sowohl in der 
Leserschaft der "FAZ" als auch in der 
Redaktion zu schätzen wissen. Da 
weiß man es hinsichtlich des Verhält­
nisses von Bürgertum und Faschis­
mus zwar besser, wenn man an die 
eigene UnterstützungfürPinochetund 
Duarte denkt, allerdings: es ist doch 
fein, wenn einem die Frau des Präsi -
denten der Sozialistischen Interna­
tionale die Unschuld attestiert. Aber 
es geht weiter und kommt noch dicker: 
"Was wäre der Marxismus der Ach­
tundsechziger gewesen ohne das fa­
schistische Spiegelbild?" Offensicht­
lich promoviert man nicht unbescha­
det bei einem Ernst Nolte. Und inzwi­
schen ist das, was im Historikerstreit 
noch einen Aufschrei ausgelöst hätte, 
salonfähig: die Gleichsetzung von 
Marxismus und Faschismus. Oder wie 
anders kann diese Metapher vom 
"Spiegelbild" gedeutet werden? 

Damit ist der Gipfel der Seebacher­
Brandtschen Argumentation in jeder 
Hinsicht erreicht. Der Rest fällt doch 
sehr ab, was aber auch am Gegen -
stand liegt, denn die folgende Aus­
einandersetzung mit den "Parodien" 
auf den Marxismus in den 70er Jah­
ren · sei es bei den K-Gruppen oder 
bei den Jusos -lohnt ja kaum die Mühe. 
Zwar strömten magischerweise "in 
jene Partei, die es ein Jahrzehnt lang 
- die Wähler dankten es ihr - ohne 
nennenswertenMarxismus ausgehal­
ten" hatte, nun neue Marxisten, aber 
die Juso-Schlachten der 70er Jahre, 
"deren Inhalte auch Eingeweihten 
dunkel blieben" markierten "das letz­
te marxistische Gefecht auf deutschem 
Boden." (Na, wenigstens können wir 
sagen, daß wir dabei gewesen sind.) 
Dartach bliebnurnoch der Marxismus 
"hinter Mauer und Stacheldraht . ... 
Nun ist die DDR tatsächlich dahinge­
gangen, und der Marxismus hat rea­
liter nachgeholt, was idealiter längst 

geschehen war - er hat das Lebens­
licht ausgehaucht." • Quod erat 
demonstrandum. 

Aber auch das ist noch nicht genug. 
Kein Klischee und keine Phrase blei -
ben uns erspart. Der Schluß "Das 
Paradies auf Erden hatte man schon 
vor Marx gesucht, und man wird es 
weiter suchen, auch nachdem Marx 
seinen zweiten Tod gestorben ist" hat 
alles, was der "FAZ"-Leserverlangt: 
Die beruhigende Gewißheit, daß Marx 
tot und begraben ist und das erheben· 
de Gefühl, daß es zwar sinnlos, aber 
dennoch schön sein kann, nach einem 
Paradies zu suchen, weil so eine Suche 
im Menschen halt angelegt ist, die 
hoffentlich folgen- und kostenlos 
bleibt und sich auf regnerische Sonn­
tagnachmittage beschränkt, wenn der 
Verdauungsapperat philosophische 
Gedanken befördert. 

Blieben wir auf dem Niveau des hier 
in Rede stehenden Artikels würde es 
wohl als Erwiderung reichen, auf das 
Sprichwort hinzuweisen, daß Totge­
sagte bekanntlich länger leben, und 
daß die seit hundert Jahren gehalte­
nen Grabreden auf den Marxismus 
ganze Bibliotheken füllen. Auch wäre 
die Bemerkung angebracht, daß die 
"FAZ" sich verdächtig viel Mühe mit 
einer Leiche macht. Aber all das wäre 
in der Tat zu einfach, denn daß der 
Marxismus durch die gesellschaftli­
chen Umbrüche im Westen wie durch 
den Zusammenbruch der realsoziali­
stischen Systeme im Osten in die 
schwerste Krise seiner Geschichte 
geraten ist und dringend der Erneue­
rung und kritischen Weiterentwick -
Jung bedarf, ist allzu einsichtig. Aber 
dabei können uns Marxtötereien wie 
die hier besprochene kaum nützen. 
Nützlich ist allerdings die Einsicht in 
die Denkfiguren einer Person, die sich 
anschickt, die Parteihistorikerin der 
SPD zu werden. Vielleicht hätte sie 
doch lieber bei Ernst Nolte bleiben 
sollen. 

• 
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Woll·Micuel Catenhusen, MdB, 
Vonftzender des Ausschusses für Forschung, 
Technologie und Technildolg1nab1chälzung 

DAS GENTECHNIKGESETZ-
eine nrtane Chance, die Glaubwürdigkeit des Parlaments Im Umgang mft neuen Techniken zu stärken. 

Noch im Januar 1987 hatten die 
Vertreter von SPD, CDU/CSU und 
FDP gemeinsam im Bericht der 
Enquete-Kommission "Chancen und 
Risiken der Gentechnologie" die 
Forderung nach rechtsverbindlichen 
Vorschriften im Umgang mit der 
Gentechnik in Forschung, industriel- · 
ler Anwendung und bei Freisetzungs­
experimenten auf dem gegenwärti­
gen hohen Sicherheitsniveau erho­
ben. Die SPD hat an ihrem Ziel fest -
gehalten, noch in dieser Legislatur­
periode ein Gentechnikgesetz zu 
verabschieden. Es sollle allerdings 
drei Zielsetzungen gerecht werden: 

1. Ein Gentechnikgesetz muß sich 
eindeutig am Ziel des Schutzes von 
Mensch und Umwelt vor mögli­
chen Risiken und Gefahren der 
Gentechnologie orientieren. 

2. EinGentechnikgesetzmußRechts­
sicherheit für Wissenschaft, In­
dustrie und Öffentlichkeit schaf­
fen. 

3. Ein Gentechnikgesetz muß Infor­
mations- und Beteiligungsrechte 
für die Öffentlichkeit herstellen. 

Die vom Unterausschuß Gentechnik­
gesetz verabschiedete Fassung des 
Gentechnikgesetzes wird diesen drei 
Zielsetzungen nicht gerecht: 

1 Es ist unakzeptabel, daß die Förde­
rung der Gentechnik als Ziel aus­
drücklich in das Gesetz aufgenom-
men worden ist. Damit wird nach 
der Atomenergie die Gentechnik 
die zweite Technik, der vom Ge­
setzgeber pauschal das Prädikat 
"förderungswürdig" im Gesetz 
verliehen wird. 

Dieser Schritt fördert eine undiffe­
renzierte "Bejahung" der Gentech­
nik. Er trägt nicht zur Stärkung der 
Akzeptanz der Gentechnik in sinn -
vollen Anwendungsbereichen bei. Er 
ist vielmehr geeignet, die Schutzziele 
des Gesetzes zu relativieren, aufzu­
weichen. 

Das Gesetz schreibt das heute beste­
. hende Sicherheitsniveau für die 
Genforschung in der Bundesrepublik 
Deutschland nicht fest, sondern baut 
es eher ab. Pauschal und ohne sachli -
ehe Notwendigkeit wird für For­
schungsvorhabenjeder Art in geneh­
migten Labors das heute gültige 
Genehmigungsverfahren durch ein 
Anmeldeverfahren ersetzt. Das Ge­
setz räumt sogar ausdrücklich die 
Möglichkeit ein, auch bei Freiset­
zungsvorhaben ein vereinfachtes 
Anmeldeverfahren einzuführen. Dies 
ist nicht einmal durch den vorliegen -
den Entwurf der EG-Richtlinien 
gedeckt. 

Das Gesetz wird auch nicht zu mehr 
Rechtssicherheit beitragen. Durch die 
Zusammenfassung von Vorhaben­
und Anlagengenehmigung - bei de­
nen es ja nicht nur um die Bewertung 

gentechnischer Risiken geht - wird 
schon jetzt erkennbar, daß die im 
Gesetz vorgesehene Frist von maxi­
mal 90 Tagen bei der Genehntigung 
vonProduktionsanlagennichteinhalt­
bar sein wird. 

1 Das Gesetz verstößt inu!l!ir{ooch 
an mehreren Stellen ge~· zu 
erwartende EG-Recht. Die Koali-
tionsfraktionen haben sich artmeh­
reren Stellen über vorgebrachte 
massive Bedenken des Bundesju­
stizministeriums hinweggesetzt. 

Es ist überaus bedauerlich, daß das 
Gentechnikgesetz nicht zur Verbes­
serung der Informations- und Beteili · 
gungsrechte der Öffentlichkeit bei­
trägt. Die Zentrale Kommission für 
die biologische Sicherheit (ZKBS) 
soll nunmehr - man staune • der Öf · 
fentlichkeit jährlich über ihre Arbeit 
berichten. Der Vorschlag der SPD, 
nach amerikanischem Vorbild ein 
öffentlich zugänglich es Register über 
Stellungnahmen der Zentralen Kom­
mission für die Biologische Sicher­
heit unter Angabe von eventuellen 
Minderheitsvoten anzulegen, wurde 
rundweg abgelehnt. Die heute nach 
dem Bundes-Immissionsschutzgesetz 
bestehenden Beteiligungsrechte der 
Öffentlichkeit sind auf die Entschei-



KOMMENTAR 

dung über die Errichnmg und den Be­
trieb von Produktionsanlagen der 
Sicherheitsstufen 2-4 , offenkundig 
auf Druck der Industrie, zusammen­
gestrichen worden. 

1 Damit wird die Öffentlichkeit von 
Entscheidungen über die Bewer­
tung biologischer Risiken im 
Umgang mit der Gentechnik bei 
einzelnen Vorhaben in der Indu­
strie ausgeschlossen. 

Das Gentechnikgesetz läßt im Ge­
gensatz zu den Empfehlungen der 
Enquete-Kommission keine beson­
dere Vorsicht im Umgang mit Frei­
setzungsexperimenten erkennen. 
Nicht einmal das stufenweise Vorge­
hen (Labor, Gewächshaus oder Mi­
krokosmos, Freilandversuch) ist im 
Gesetz ausdrücklich verankert wor­
den. Bei unserem lückenhaften Kennt­
nisstand über ökologische Wechsel­
wirkungen ist die Verankerung eines 
Anspruchs auf Genehmigung bei 
Freisetzungsexperimenten , wie ihn 
das Gesetz vorsieht, nicht zu verant­
worten. 

1 Der Antrag der SPD, im Gesetz die 
Prinzipien der Rüekholbarkeit und 
der Begrenzung der Ausbreinmg 
eines Organismus als Vorausset­
zung für die Genehmigungsfähig­
keit eines Freisetzungsvorhabens 
zu verankern, fand leider keine 
Mehrheit. 

Auch die nach dem Bundesimmissi­
onsschutzgesetz heute bestehenden 
Rechte der anerkannten Natur­
schutzverbände sind im Gentechnik­
gesetz unberücksichtigt geblieben. 

Die Koalitionsfraktionen haben sich 
zwar bemüht, angesichts massiver 
öffentlicher Kritik auch Verstöße 
gegen die UN-Konvention zur Lage­
rung und Herstellung Biologischer 
Waffen als Grund für die Untersa­
gung einer Genehmigung einer gen­
technischen Anlage im Gesetz aufzu­
nehmen. 

1 Damit ist aber die Grauzone der 
Forschung an biologischen Waf­
fen und der Aufbau eines eigenen 
gentechnischen Know Hows bei 
der Bundeswehr in keiner Weise 
erfaßt. 

Das Gentechnikgesetz ist nicht inno­
vativ in der Weiterentwicklung des 
Technikrechts. So ist der Bedeunmg 
der Risiko- und Sicherheitsforschung 
angesichts des in vielen Bereichen 
vorläufigen und lückenhaften Wis­
sens nicht Rechnung getragen wor­
den. Die Koalition hat den Vorschlag 
der SPD abgelehnt, daß die Geneh­
migungsbehörde die Durchführung 
eines Freisetzungsexperiments an die 
Durchführung einer parallelen Risi­
ko- und Sicherheitsstudie binden 
kann. 
Auch die Einführung einer Haftungs­
obergrenze im Gentechnikgesetz ist 
eine nur durch Rücksicht gegenüber 
der Industrie zu erklärende Änderung 
des ursprünglichen Gesetzentwurfs. 

Das Gesetzgebungsverfahren selbst 
war eine Zurnunmg. Innerhalb von 
nicht ganz zwei Monaten hat der auf 
Antrag der SPD eingesetzte Un­
terausschuß Gentechnikgesetz in sie­
ben Sitzungen drei verschiedene Fas-

Ingo Arand, Blllln 

sungen des Gentechnikgesetzes be­
raten müssen. Die Koalitionsfrak­
tionen haben mit kräftiger Hilfe des 
Freistaates Bayern nach Kräften ver­
sucht, den katastrophalen, nach der 
öffentlichen Anhörung nicht mehr 
haltbaren Gesetzentwurf notdürftig 
zu flicken und das Stillehalten von 
Industrie, Wissenschaft und Bundes­
rat durch weitere Konzessionen zu 
sichern. Es ist zu befürchten, daß das 
mit der heißen Nadel gestrickte Gen­
technikgesetz neue gerichtliche Aus­
einandersetzungen provozieren wird 
und daß das Gesetzgebungsverfahren 
denjenigen Nahrung gibt, die befürch­
tet haben, daß das Gentechnikgesetz 
eher die Technik vor ihren Kritikern 
schützen soll. Das Verfahren und das 
Ergebnis der Beratungen eines Gen­
technikgesetzes ist eine vertane Chan­
ce für die Stärkung der Glaubwür· 
digkeit des Parlaments im Umgang 
mit neuen Technologien. Wahlter­
mine haben zu offenkundig Regie 

geführt. • 

EUROPA OHNE ARMEEN 
Entmililarisierung bleibt der Hebel lür eine neue Entwicklungsrichtung Europas 

Herrschte knapp vor Jahresfrist noch 
weltweit Euphorie, daß der schon fast 
mit den Händen zu greifende Zerfall 
des Ost-West-Konfliktes die Über­
last der Rüstungen endgültig hinweg­
schwemmen würde, macht sich heute 
eher Enttäuschung breit. Die Abrü­
stungsgespräche stagnieren, nicht 
zuletzt wegen der unklaren politischen 
Entwicklungen um ein zukünftiges 
Deutschland und in ganz Europa. Wir 
erleben eine Renationalisierung der 
Politik im europäischen Maßstab, die 
auch in der Sicherheitsfrage die 
Rückkehr zu den traditionellen, 
nämlich militärischen Lösungen vor­
bereitet. Im Gegensatz zu den Staaten 
Südosteuropas, die kräftige Budget-

kürzungen im Bereich Militär durch­
setzten, wurde der höchste bundes­
deutsche Militäretat seit Kriegsende 
beschlossen; Bundesverteidigungs­
minister Stoltenberg plädiert für eine 
gesamtdeutsche Armee. Unmerklich 
verschiebt sich die Stimmung und 
der schlitzohrigste aller Taktiker, der 
Bundesaußenminister, der noch vor 
Monaten als vehementester Vorkämp­
fer gegen eine NATO-Ausweinmg 
aufdasGebietderDDRauftrat,nimmt 
seine taktisch geschickt aufgebauten 
Vorbehalte Schritt um Schritt zurück 
und geht heute davon aus, daß "die 
Gründe, die für eine deutsche Zuge­
hörigkeit zur NATO sprechen, an 
Gewicht gewinnen (werden), auch in 

KOMMENTAR 

der Sowjetunion." (SZ vom 
30.3.1990) 
In einem Vortrag vor der Deutschen 
Atlantischen Gesellschaft verteidig­
te der Hardthöhenplaner Generalleut­
nant Hütt! ungebrochen das europäi­
sche Abschreckungsdispositiv und 
sah - trotz allerlei Defensivdeklarato­
rik - in einem gesamteuropäischen 
Sicherheitssystem "auf absehbare Zeit 
keinen Ersatz für die friedenserhal­
tende Rolle von Nuklearwaffen". 
Dem unter dem schwindenden Feind­
bild von Osten her leidenden Militär 
suchte er mit dem ominösen Satz: 
"Gerade in der Dritten Welt- und die 
beginnt bereits im Mittelmeerraum -
wächst ein ganzes Bündel von sicher­
heitsrelevanten Entscheidungen her­
an „ eine neue strategische Begrün­
dung zu liefern. 
Auch der Kanzlerkandidat der SPD, 
Oskar Lafontaine, schwenkte auf die 
militärische Welle ein und plädierte 
für eine eigenständige europäische 
Armee.Damit traf er sich mit dem ab­
rüstungspolitischen Sprecher der 
CDU-Bundestagsfraktion, Karl 
Lamers, der einen europäischen 
Abschreckungsverbund gerne einer 
"Europäischen Verteidigungsunion" 
unterstellen möchte. Bei einem Po­
len-Besuch setzte er noch einen drauf 
und warb für eine deutsch-polnische 
Brigade, als ob die deutsch-polnische 
Aussöhnung am besten mit den 
Kommißstiefeln zu bewerkstelligen 
sei. 
Oskars Ideen passen nicht zu den 
SPD-Forderungen nach Entmilitari­
sierung und Denuklearisierung Euro­
pas. Stattdessen brauchen wir die In­
stallierung eines Systems politischer 
Friedenssicherung. Dies kann durch 
die Institutionalisierung des KSZE­
Prozesses in den Bereichen Politik, 
Ökonomie, Ökologie, Wissenschaft, 
Bildung und Kultur erreicht werden. 
Nur dieser Prozeß kann die Militär­
bündnisse überflüssig machen und 
muß schleunigst eingeleitet werden. 
Die Errichtung einer neuen Militä­
reinrichtung in Fonn einer uEuropäi­
schen Verteidigungsgemeinschaft" 
oder eines Systems kollektiver Si­
cherheit verläßt nicht die Bahnen 

herkömmlicher Verteidigungspolitik. 
Eine EVG ohne Sowjetunion, USA 
und Kanada als Mitglied läuft zudem 
Gefahr, eine dritte Nuklearmacht 
unter deutscher Hegemonie zu wer­
den. 
Entmilitarisierung, also schrittweise 
Auflösung der militärischen Verbän­
de muß stattdessen die politische Al­
ternative sein. Notwendig ist eine 
sofortige, international kontrollierte 
Abschaffung von Bundeswehr und 
Nationaler Volksannee, beispielswei­
se in Form eines gemeinsamen Abrü­
snmgs -Pilotprojektes von KSZE und 
UNO. Mit den unklaren Bekenntnis­
senzueuropäischenArrneenundeiner 

vorübergehenden Duldung einer Mi­
nimalabschreckung begrenzt die SPD 
unnötig ihren Handlungsspielraum für 
eine Kampagne gegen die Fortschrei­
bung des atomaren Abrüstungsgedan­
kens, die allein eine Gewähr böte, die 
Weichenstellung für eine andere 
politische Entwicklungsrichtung 
Europas einzuleiten. Oder mit den 
Wortendes SPD-Bundestagsabgeord­
neten Hermann Scheer: "Auch die 

NATO ninunt mehr Rücksicht auf 
eine sehr atomwaffenkritische SPD 
in der Regierung als auf eine weniger 
atomwaffenkritische SPD in der 
Opposition." 
Deshalb muß auch in einer neuen 
deutschen Verfassung ein deutscher 
Atomverzicht und die Abschaffung 
der Wehrpflicht verankert werden. 
Damit könnten sie ihrer besonderen 
historischen Friedensverantwortung 
in Europa gerecht werden. 
Zentraler Punkt der künftigen Aus­
einandersetzungen um die Entmilita­
risierung wird es aber bleiben, keine 
Aufweichung des atomaren Abrü­
snmgspostulats, das die Friedensbe-

wegungen erkämpft haben, zuzulas­
sen. Konsequente Friedenspolitik 
wendet sich so auch gegen ein Erstar­
ken der anachronistisch gewordenen 
Souveränität des bewaffneten Natio­
nalstaates, der im Zeichen transnatio­
naler Verflechnmg und Bedrohung 
ausgedient hat. 
Wann, wenn nicht jetzt, bestünde die 
Chance, mit dem Militarismus end­
gültig zu brechen? • 
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Rolf U1111ler 

T R Ä N E N, WUT 
UND H E R Z I N FA R KT E 
Nachtrag 
nim PCI-Parte Hag 

Die kommunistische Partei Italiens 
(PCI) häutet sich. Auf ihrem 19.Par­
teitag konnte sich Achille Occhetto, 
der Sekretär der PCI, mit seinem 
Vorschlag durchsetzen, die eigene 
Partei in eine breitere, neu zuschaf­
fende politische Formation der Lin­
ken zu überführen und dabei auch 
ihren Namen, ihre Symbolik und ihre 
Struktur in Frage zu stellen. 67 Pro­
zent der Basiseinheiten bzw. Dele­
gierten sammelten sich um den Vor­
schlag, .während eine Minderheit um 
den früheren Sekretär Alessandro 
Natta, den Wortführer des linken 
Flügels Pietro Ingrao und den Führer 
der ehemaligen "manifesto"-Gruppe 
opportierte und einen Alternativvor­
schlag vorlegte. 

Für die mehrheitlich befürwortete 
neue Formation soll nun eine "kon­
stituierende Phase" eingeleitet wer­
den, deren Inhalt gegenwärtig noch 
völlig offen ist. Wie es damit weiter­
geht, wird entscheidend von jenem 
Drittel der Partei abhängen, das sich 
Occhettos Irtitiative widersetzte. Den 
weiteren Weg gemeinsam zu gehen, 
"Einheit in der Unterschiedlichkeit" 
zu praktizieren, war Occhettos Lo­
sung am Schluß des Parteitags, die 
auch allseits akzeptiert wurde. Dieser 
Kompromiß scheint von allen mit 
umso größerer Erleichterung aufge­
nommen worden zu sein, als die 
Auseinandersetzungen der vergange­
nen Monate für viele geradezu trau­
matische Züge angenommen hatten, 

betrachtete man doch zum erstenmal 
"Genossen" als innerparteiliche 
Gegner, gegen die man politische 
Schlachten zu gewinnen habe. Und 
so war auch die Atmosphäre des wohl 
turbulentesten Partei tags in der Ge­
schichte der PCI durch Tränen, Wut, 
Beschimpfungen und selbst Herzin­
farkte gekennzeichnet. 

Doch was ist nun das Besondere und 
Erregende an Occhettos Vorschlag, 
eine "neue politische Formation" zu 
bilden? Und vor allem: Was waren 
die dahinter stehenden Überlegun­
gen? Die in Konkurs gegangenen 
kommunistischen Parteien des vor­
mals "realen Sozialismus" spielten 
für alle Komponenten der PCI nur 
eine geringe Rolle, da die gesamte 
Partei rticht erst seit gestern behaup­
tet, daß jene die ideale des Kommu­
rtismus und die Ideen des Sozialis­
mus mit Füßen getreten haben. Den­
noch ist das zeitliche zusammenfal­
len des Vorschlags von Occhetto mit 
der Öffnung der Berliner Mauer inso­
fern nicht zufällig, weil durch diesen 
Vorgang das unwiderrufliche Ende 
der in Jalta entworfenen Nachkriegs­
weltordnung signalisiert worden ist. 
So verstärkt dies die Hypothese der 
PCI, daß die sozialen, kulturellen und 
ökonomischen Konflikte der Zukunft 
nicht mehr zwischen "kapitalisti­
schen" und "sozialistischen" Blök­
ken (diese Bezeichnungen wurden 
von der PCI schon auf dem 18.Partei­
tag als irreführend kritisiert) ausge­
tragen, sondern daß sie in einem 
neuen, bisher rticht bekannten Koor­
dinatensystem stattfinden werden. 

Dabei werden die ideologischen 
Kampfformeln wie "Freiheit und 
Markt" auf der einen und "Gleichheit 

und Plan" auf der anderen Seite in 
den zukünftigen gesellschaftlichen 
Auseinandersetzungen den realen 
Problemen Platz machen müssen. In 
den westlichen kapitalistischen Län­
dern wird daraus durchaus die Forde­
rung nach mehr sozialer.kultureller 
und politischer Gleichheit in Verbin­
dung mit mehr Partizipation erwach­
sen. Aber die Gewichte lassen sich -
so Occhetto - nicht mehr zugunsten 
der arbeitenden Bevölkerung ver­
schieben, solange die Linke einem 
ideologisch vorfabrizierten Modell 
"Sozialismus" folgt. Denn eine "so­
zialistische Demokratie" könne nur 
aus den bestehenden Gesellschaften 
heraus schrittweise aufgebaut wer­
den und ihre konkreten Ausformun­
gen seien in keiner Weise am grünen 
Tisch determinierbar. Eben dieses 
Modelldenken sei aber laut Occhetto 
in der PCI noch weit verbreitet, wes­
halb er jenen Bruch rrtit einer als 
"ideologisch" apostrophierten Ver­
gangenheit vorschlägt, während die 
Minderheit im Namen der kommurti­
stischen ideale den Sozialismus als 
grundlegende gesellschaftliche Alter­
native zum Kapitalismus fortschrei­
ben möchte. 

Ein zweiter und aus innenpolitischer 
Sicht noch wichtigerer Grund spielt 
in Occhettos Überlegungen eine 
Rolle. Die heutigen, am weitesten 
entwickelten "Informationsgesell­
schaften" des Westens haben das 
soziale Gefüge derartig zersplittert, 
daß es immer mehr aus kleinen Grup­
pierungen mit starken individuellen 
Komponenten besteht. Die alten Par­
teien der Linken, die diese Ausdiffe­
renzierung und entsprechend akzen­
tuierte Unterschiedlichkeit der gesell­
schaftlichen und politischen Subjek-
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te mit Hilfe einer allumfassenden 
Ideologie vereinigen wollten, seien 
zum Scheitern verurteilt. Damit sich 
die unterschiedlichsten progressiven 
Bedürfnisse und Interessenlagen 
Gehör verschaffen könnten, seien 
auch die überkommenen Parteistruk­
turen der Linken weitgehend unge­
eignet. Die Inhalte von Politik. die 
eine neue linke Massenpartei durch 
seine Exekutivorgane transportieren 
muß, könne rticht mehr wie bisher 
von zentral geleiteten Apparaten 
bestimmt sein, sondern müsse als 
ständige Aggregation unterschied­
lichster Vorschläge gesellschaftlich 
realer Subjekte aufgefaßt werden. 
Aufgabe der internen Parteidiskus­
sion müsse es daher sein, diese mit­
einander zum Nutzen aller zu verein­
baren. 

Die neue politische Formation hätte 
insoweit einen völlig anderen Cha­
rakter als die herkömmliche PCI, als 
sie jenseits der Ideologie nur noch auf 
der Basis eines Grundsatzprogramms 
arbeitet, das übrigens in den nächsten 
Monaten entwickelt werden soll. Sie 
würde sich an viel weitere Kreise der 
Bevölkerung wenden. Zwar würde 
die Partei in ihrem Kern eine Partei 
der "arbeitenden Bevölkerung" blei­
ben, aber sie orientiert sich dann rticht 
mehr ausschließlich an einer hori­
zontalen Spaltungslinie zwischen 
"wir hier unten" und den "Kapitalis­
ten da oben". Sie würde sich bei­
spielsweise auch gegen Arbeiter 
wenden, die an der Beibehaltung des 
Status quo aufgrund bestimmter par­
tikularer Interessen interessiert sind, 
während sie Unternehmer und Zwi­
schenschichten einschließen könnte, 
die sich durchaus für eine "sozialisti­
sche Demokratie" gewinnen Jassen. 

Der Ausgang der Debatte über eine 
neue politische Formation ist offen­
kundig ungewiß. Sicher ist nur, daß 
die PCI mit dem Abschluß ihres 
19 .Parteitages in eine neue Phase ih­
rer Geschichte eingetreten ist. Viel 
wird davon abhängen, ob der Vor­
schlag der PCI insbesondere diejeni­
gen politisch Interessierten in Italien 
anspricht, die sich immer wertiger 
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mit den existierenden Parteien identi­
fizieren können. 
Und viel wird auch davon abhängen, 
inwieweit die bisherige Opposition 
zum Vorschlag Occhettos konstruk­
tive Arbeit leistet und sich jenseits 
eigener Aufspaltungen als Parteilin­
ke formieren kann, die ihr Gewicht in 
die künftigen programmatischen 
Ausarbeitungen einbringt. • 
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Florence Guasnet 

PATRIOTISMUS 
VON 
s L 1 N K ? • 

Einer Generation anzugehören, die 

Berliner Mauer und zwei deutsche 

Staaten immer als zu lebende Konse­

quenzen des 2. Weltkriegs erfahren 

hat, bedeutete für mich auch, daß der 

Begriff "Nation" als politische Kate­

gorie ungreifbar war und nichts mit 

Problemen, die mir dringlich zu lö­

sen erschienen, zu tun hatte. 

Dieses in der linken (Alt-)Jugend 

verbreitete Phänomen hat aber of­

fenkundig mit zu einer mangelnden 

Fähigkeit des argumentativen Wider­

spruchsgegendendeutschnationalen 

Wahn, der seit dem 9. November um 

sich greift, geführt. 

Ich erhebe nicht den Anspruch, diese 
Lücke sofort zu schließen, möchte 
aber die Diskussion in einem der lin­
ken Flügel der sozialistischen Partei 
Frankreichs als Beitrag dazu darstel­
len. Ich beziehe mich dabei auf das 
Dokument "Socialisme et Republi­
que" der gleichnamigen Parteiströ­
mwig, das dem PS-Parteitag im März 
als Plattform vorlag. "Socialisme et 
Republique" ist übrigens eine Art 
Nachfolgerin der CERES - Gruppe, 

die bis Anfang der 80er Jahre eine 
wichtige Rolle in der sozialistischen 
Eurolinken spielte wid auch die AI­
beit an den "Herforder Thesen" zur 
Aibeit von Marxisten in der SPD be­
einflußte. 
"Weil wir Sozialisten sind, sind wir 
Patrioten" - so einer der Schlüsselsät­
ze in dem Beitrag von S & R. Die 
Identifikation mit dem "Vaterland", 
dem Staat, wid das heißt: der Repu­
blik, wird als Gegenpol zum Libera­
lismus verstanden. S & R charakteri­
siert den Liberalismus als eine Ideo­
logie (wid Politik), die anti-etatistisch 
ist wid deren Werte auf dem in­
dividualisierten Individuum wid der 
unkontrollierten "freien" Marktkon­
kurrenz basieren. Dies führt zu Sie­
gerkult wid völliger Entsolidarisie­
rwig der Gesellschaft. 
Dem wird ein "sozialistisches Natio­
nalbewußtsein" mit dem Stolz auf die 
eigene Geschichte - Frankreich als 
Geburtsland der Menschenrechte -
entgegengesetzt. S & R hält an der 
Überzeugwig fest, daß weder die 

Kapitalisten noch die Medien die 
Geschichte machen, sondern in erster 
Linie die arbeitenden, produzieren­
den Menschen. Es geht ihr um die 
Herstellung eines Kollektivbewußt­
seins in einer demokratischen Repu­
blik. Hier knüpft die Aigumentation 
an die Logik der französischen Revo­
lution an: "Nation - das waren bisher 
allenfalls die Fürsten wid der Adel; 
nwi sollte es das Bürgertum werden. 
... "Nation" - das war der liberal-re­
volutionäre Kampfbegriff einer in­
nergesellschaftlichen Front, nicht eine 
ethnische oder politische Demarka­
tionslinie nach außen. Nur das demo­
kratische selbstbestimmte Gemein­
wesen konnte das eigene, wirkliche 
Vaterland sein." (R. Merkel, Wahn­
bild Nation, in: Die Zeit, 9.3.90) 

S & R geht es mit dem Begriff "Na­
tion" ebensowenig um die Abgren­
zung von etwas völkischem vom 
anderen, fremden. Für S & R bildet 
der Staat die Einheit demokratischer 
Rechte, die dem einzelnen Bürger zur 
Verfügwig stehen. Die Bindwig zwi­
schen diesen Rechten wid den einzel­
nen "citoyens" bildet die Bür­
gergemeinschaft ("Ja communaute 
des citoyens"). Wer sich in der Bwi­
desrepublik um die Begründwig ei­
nes neuen zivilgesellschaftlichen 
Projekts bemühen will und einen Weg 
zwischen Staatsfetischisierwig wid 
modisch-linker Staatsfeindlichkeit 
nicht nur in ökonomischen Fragen 
gehen will, wird hier An­
schauungsmaterial finden. 

Da sich - so weiter in der Logik von S 
& R - der Staat in der Nation konsti­
tuiert, etablien der Patriotismus die 
Identität des Bürgers mit diesem Staat. 
Bürgerrechte wid Nationalität bilden 
eine Einheit. Praktisch folgen daraus 
für S & R die Forderwigen nach einer 
systematischen und zügigen Einbür­
gerwigspolitik für Immigranten zum 
Erwerb dieser Bürgerrechte sowie 
nach dem kommunalen Ausländer­
wahlrecht. 

Über diese wimittelbar politischen 
Konsequenzen hinaus wäre es auch 
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für die bwldesrepublikanische Linke 
ein Gewinn, dem rechten nationali­
stischen Diskurs auf seinem ureigen­
sten Feld, nämlich der Definition von 

Gemeinschaft, der Ab- wid Ausgren­
zwig, eine aufgeklärte Position ent­
gegensetzen zu können. Einer bloß 
moralisierenden "Ausländerfreund­
lichkeit" könnte zB. eine antirassisti­
sche Ideologie wid Politik wei­
terhelfen, die der Anforderwig des 
britischen Sozialisten Stuart Hall 
gerecht wird, sich um die "Produk­
tion wid Reproduktion der gesell­
schaftlichen Identität" zu kürnrnem. 
"Mit Unterschieden leben" - also im 
wohlverstandenen Sinne multi­
kulturell- bedeutet, so Hall, "faltig zu 
werden zu einer Gemeinschaft, die es 
nicht nötig hat, alle anderen zu ver­
nichten, um sie selbst zu sein." (Stuart 
Hall, Rassismus als ideologischer 
Diskurs, in: Das Aigurnent 178/1989) 

In den absehbaren Konflikten um die 
multikulturellen Identitäten der BRD­
Gesellschaft, die sich im Zuge der 
deutschen Vereinigwig wohl noch 
verschärfen werden, aber auch in der 
Diskussion um diese Vereinigung 
selbst, um einen "Verfasswigspatrio­
tismus" wider den "DM-Nationalis­
mus" (Habermas), wird sich die Lin­
ke ein Stück weit auf "das nationale 
Terrain"vorwagenmüssen. Jedenfalls 
sollte sie sich nicht damit begnügen, 
auf Stammtischparolen von rechts nur 
mit ewiggleichen Glaubenssätzen zu 
reagieren. Auf dem Gebiet der "Na­
tion" ist auch in der Ideologie euro­
päische Öffnung nötig. • 

Menschenrecht und Manipulation 

Wilhelm Kempf /Hg.) 

Medienkrieg oder 
»Der Fall Nicaragua« 
Politisch-psychologische 
Analysen über US-Propaganda 
und psychologische Kriegsführung 

Zehn Jahre nach dem Sturz der 
Somoza-Diktatur ist Nicaragua 
noch immer nicht zur Ruhe gekom­
men. Nicht nur während der Amts­
zeit Reagans, auch unter der Prä­
sidentschaft des früheren CIA­
Chefs Bush führen die USA einen 
erbitterten Krieg gegen das kleine 
Land in Mittelamerika. 

Von den USA als Kampf gegen 
die Ausdehnung des »kommunisti­
schen Einflußbereichs« prokla­
miert, erweist sich der Krieg b~i ge­
nauer Analyse vor allem als Kampf 
für das »Recht« der USA, die Welt 
gemäß ihren »nationalen Interes­
sen„ bestimmen zu können. Um 
diesen Anspruch zu legitimieren, 
gewinnen Propaganda und psy-

chologische Beeinflussung auch 
gegenüber der nordamerikani­
schen Öffentlichkeit und gegen­
über den europäischen Verbünde­
ten zunehmend an Dringlichkeit. 
Der von der US-Regierung so be­
zeichnete »Fall Nicaragua„ wurde 
zur »größten moralischen Heraus­
forderung der USA seit dem letzten 
Weltkrieg« erklärt. 

In diesem Buch - herausgege­
ben von dem in Konstanz lehren­
den Psychologen Wilhelm Kempf 
-wird erstmals der »Medienkrieg« 
unter politisch-psychologischen 
Gesichtspunkten analysiert. Der 
Band gliedert sich in drei Teile: 
»Krieg im Hinterhof„ istderTeil be­
titelt, der die politischen, ökonomi­
schen und psychologischen Di­
mensionen auslotet: in »Emanzi­
pation und Manipulation« wird die 
Frage der Menschenrechte von 
unterschiedlichen Richtungen her 
thematisiert. Der dritte Bereich -
»Fiktion und Realität« -,- '.widmet 

~~l~u~~~~~l~~~~~~n~ •. -ss··.,~'.:~: 
ragua in den westlichef ''-'n. 

Aus dem Inhalt: J.W. Deljjadillo, 
Angst und Krieg in NicaraQUa, Er­
gebnisse einer empirisch~rl Unter­
suchung; H. Riquelme, Psychokul­
turelle Auswirkungen des Staats­
terrorismus in Südamerika; W. 
Kempf/U. Palmbach, Aambogate. 
Militaristische und antidemokrati­
sche Propagan~a im HOilywood­
Film. 
EPS t6, 219 S., DM 28,-

Argument 
Rentzelstraße 1 2000 Hamburg 13 
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Die bundesdeutsche Linke oder das, 
was in den Herbststünnen davon 
übrig geblieben ist, hat für ihre 
unerwiderte Sehnsucht nach Aussöh­
nung und dem Aufgehen in dem 
umfassenden Allgemeinen einen 
neuen Begriff gefunden. Nachdem 
man sich vor kurzem noch berufen 
fühlte, die gesamte Gattung mit Hilfe 
einer allwngreifenden "Vernunft" zu 
retten, versucht man nun, mit "Ganz­
heitlichkeit" den Schulterschluß mit 
dem esoterischen Zeitgeist zu schaf­
fen. Vor allem die Jungsozialistlnnen 
scheinen ohne dieses neue Modewort 
keinen Seelenfrieden mehr zu finden. 

In der Hitparade der beliebtesten 
Worte, mit deren Hilfe Strategiepa­
piere, Anträge und sonstige Verlaut­
barungen zur Lage der Nation und 
der Welt im allgemeinen von den 
linken Theorieprcxluzentlnnen - cxler 
was sich dafür hält - zeitgemäß 
gestylt werden, hat sich die "Ganz­
heitlichkeit" still und heimlich nach 
oben geschoben. Angefangen von 
"ganzheitlichen'' Politikansätzen 
allerorten, über "ganzheitliche" 
Arbeitsorganisation bis hin zur 
Persönlichkeit, die sich "ganzheit­
lich" in alles und jedes einbringen 
muß, kann man sich, wo man auch 
hinblickt, vor "gan7.heitlichen" 
Problemkonstellationen, die natürlich 
nur "ganzheitlich" gelöst werden 
können, nicht mehr retten. Die für 

einige scheinbar völlig neue Erkennt­
nis, daß alles "irgendwie" mit allem 
zusammenhängt, hat dem idealisti­
schen Holismus eine Renaissance in 
der linken Theorieproduktion be­
schert, die befürchten läßt, daß die 
90er wirklich zum "Sinnjahrzehnt" 
verkommen. 
Vielleicht sollte man dies aber auch 
gar nicht so ernst nehmen. Ist doch 
auch der Begriff der "Ganzheitlich­
keit'' zunächst einmal nichts anderes 
als all die anderen Begriffe der 
Linken, die kommen und gehen, und 
deren Zweck vornehmlich in der 
Unterscheidung zwischen Frewid und 
Feind, Initiiertem und Outlaw liegt. 
So wie man eben eine Zeitlang in 
dem Verband der Jung- Sozialistin­
nen und Jung-Sozialisten von "Kam­
pagne" sprechen mußte, wenn man 
"dazu" gehören wollte, Monate 
später sich aber durch die Benutzung 
des Begriffs verdächtigt machte, weil 
die "Projektorientierung" gerade "in" 
war (die übrigens auch wieder 
absolut "out" ist, wie mir aus ge­
wöhnlich gut unterrichteten Kreisen 
zugetragen wurde; also aufgepaßt!). 
Vor allem die adjektivische Verwen­
dung solcher Codewords erfreut sich 
großer Beliebtheit, weil sie erlaubt, 
einen Begriff metastasenartig in 
einem Papier wuchern zu lassen. Dies 
geschieht neben unserem "ganzheit­
lich" z. B. auch seit einiger Zeit mit 
dem unschuldigen Wörtchen „mer 
dem". Ultrahippe Sprachkunst in 
diesem Zusammenhang: "Projekt 
moderner Sozialismus". Wenn man 
sowas liest, könnte man glatt zum 
Anhänger der Posunodeme werden. 
Da es genug Menschen gibt, die ein 
Quantum ihrer Lebenszeit damit ver­
bringen, solche Moden zu kreieren 
W1d es dann auch nicht lassen kön­
nen, diese "inhaltlich" zu begründen, 
braucht man sich keine Sorgen 
darüber zu machen, daß es an solchen 
Innovationen einmal mangelt. 
Glücklicherweise kann man sich auch 
meist der Anstrengung enthalten, sich 
mit diesen Theoriedressings zu 
beschäftigen, da hinter den Trend­
wörtern doch nur eine geistige 
Leerstelle zu finden ist. Vornehmer 
ausgedrückt im Polit-Slang: "Der 
Begriff muß erst noch "inhaltlich" 
ausgefüllt werden"; ein Vorhaben, 

der 
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welches dann auf den Sankt-Nun- leidil::ierwickelt. üb<iw:liiifen wir 

lieb sein kann. Was also ist das für w{t!f@@;ch entlastet die ifJjj, von 
ein Bedürfnis, das viele von der der'·gfiltfä, "Ganzheitlichkeit" von 
"Ganzheitlichkeit" schwadronieren der Anstrengung, sich differenziert 
läßt? mit etwas auseinanderzusetzen und 
Liegt in dieser Rede nicht eine sich mit Dialektik als Erkenntnismit-
Prothetik der linken Seele, die mit tel und Lebenshaltung abzumühen. 
Ying und Yang, Sing und Sang, Wie schön ist es, mit anderen "ganz-
Eiern und Kuchen endlich Frieden heitlichen" Menschen sich "ganzheit-
mit sich und der Welt schließen will? lieh" einzubringen in ein "ganzheitli-
Eine neue Lehre ist wie ein neues ches" Projekt - da wird ja die ganze 
Leben: Arbeit zum reinsten Vergnügen 
Lassen wir es endlich mit den (diesen Dreh hatte die Unter-
kleinlichen Differenzierungen, den nehmerseite schnell heraus, als das 
anstrengenden Widen;prilchen und Anspruchsniveau aufgrund der neuen 
den Paradoxen, in die man sich so Technologien für die Produzenten 

erhöht werden mußte). Und die 
imaginierte "Gan7.heitlichkeit" 
erlaubt es der linken Seele dann, sich 
wohl zu fühlen in unwohlen Zustän­
den. 

Was wohl vielen nicht bekannt zu 
sein scheint, ist, daß der Begriff 
"Ganzheitlichkeit" eine lange philo­
sophische und psychologische Tradi­
tion besitzt. Ohne auf diese näher 
eingehen zu wollen, sei nur erwähnt, 
daß z.B. die deutsche Ganzheitspsy­
chologie die psychologische Schule 
war, die in den 30er Jahren sich der 
nationalsozialistischen Ideologie 
angeglichen hat, und damit die 
konträre Position zur verfemten und 
verfolgten Psychonanalyse bezog. 
Von Bedeutung für den hier interes­
sierenden Zusammenhang könnte 
aber sein, daß in der psychologischen 
Typenlehre ein Idealtypus der 
"Ganzheitlichkeit" herausgestellt 
wird. Dieser Typus zeichnet sich u.a. 
durch Gefühlsnähe, Diffusität und in 
Abgrenzung zwn gestalterfassendcn 
Typus durch eine gewisse Kindlich"-, 
keiI aus, da die diffuse GanzheiiliChJ · 
keit in der Entwicklung des Indi~1t-: 
du ums am Beginn steht. Zu fragen· ist' 
also, ob die Inflation der "Ganzheit­
lichkeit" im linken Diskurs nicht 
auch ein Anzeichen zunehmender ln­
fantilisierung ist, die nach dem Prin­
zip funktioniert, "in miesen Zeiten 
halten wir uns die Augen zu, dann 
sieht uns keiner, der uns was tun 
könnte, und pfeifen ein fröhliches 
Liedchen für den Seelenfrieden", 
Das hohe Lied der "Ganzheitlichkeit" 
sagt damit vielleicht mehr über den 
Seelenzustand der deutschen Linken 
aus, als daß es als begriffliches 
Instrumentarium etwas taugt. Auf 
jeden Fall sollte man aber als über­
zeugter "ganzheitlicher" Mensch 
davon ablassen, unbescholtene Mit­
menschen mit der neuen Heilslehre 
zu behelligen. Denn mancher fühlt 
sich wohler in dem widersprüchli­
chen Prozeß, den Ernst Bloch so 
beschrieben hat: "Ich bin. Aber ich 
habe mich nicht. Darum werden wir 
erst." 
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reichte der DDR-Wahlkampf auch 
West-Berlin. Im total überfüllten 
Audi-Max der TU Berlin brillierte 
der Star der PDS, Gregor Gysi. Zahl-
reiche Alt-'68er, Tunix-Veteranen, 
gescheitene SEWler und Alternative 
waren nicht nur aus Neugierde ge-
kommen. Der geschickt geführte 
Überlebenskampf der komrnurtisti-
sehen Partei, die Formen ihrer Er-
neuerung von der SED zur PDS, vor 
allem aber die Ankündigung Gysis, 
sich auch beim Kampf um Bundes-
tagsmandate einmal einzumischen, 
ließen bei vielen noch einmal die 
Hoffnung auf die Erstehung der so 
lange heJbeigewünschten demokra-
tischen sozialistischen Partei aufkei-
men. Ob ausgerechnet aus den Trüm-
mem der bankrotten Staatspartei der 
DDR eine neue deutsche Linkspartei 
hervorgehen könnte, diese Frage 

11 
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beschäftigt seit den Volkskammer-
wahlen nicht wenige Linke in der 
Bundesrepublik. Sie war dem "Spie-
gel" mehrere Seiten wert und avan-
ciene flugs zu einem neuen Spal-
tungselement im Dauerstreit zwischen 
den Flügeln der Grünen. 
Wird nun der Anschluß 
der DDR die bwides-
deutsche Parteienland-
schaft grundlegend ver-
ändern?Entstehtnunmit 
der DSU eine neue 
Rechtspartei und mit der 
PDS eine ernst zuneh-
mende Formation links 
von der SPD? Die bundesdeutsche 
Linke sollte genau hinsehen, bevor 
sie etwa hier zu voreiligen Schlußfol-
gerungen kommt 
2. Die Partei des demokratischen 
Sozialismus ist zunächst und vor al-
lern erst einmal eine "DDR-Partei". 

Sieht man einmal von den im Blind-
nis • 90 zusanunengeschlossenen Ini-
tiativen und Parteien ab, so ist sie 
gegenwärtig wohl die Partei, die am 
stärksten von der Geschichte und den 
gewachsenen Strukturen des zweiten 

deutschen Staates ge-
prägt ist. Mehr noch: 
Vor allem in ihr sam-
mein sich die Kräfte, die 
von einer VereinigW1g 
nichts Gutes erwarten. 
Zu einem Gutteil reprä-
sentiert sie diejenigen, 
die der DDR Wesentli-
ches erhalten und be-

wahren wollen. Gerade ihr im Wahl-
kampf gewonnenes Profil als die 
"DDR-Partei" machte sie bei jünge-
ren Wählern populär, ließ sie zum ei-
gentlichen Widerlager der Anschluß-
parteien der konservativen Allianz 
werden. Natürlich ist sie auch noch 

Partei der alten Eliten des Staatsap-
parates, der noch existenten Sicher- . 
heitsbehörden. Doch diese "Eliten" 
werden keine beständigen Gäste an 
Bord der PDS sein. Die Niederlage 
der Linken bei den Volkskanuner-
wahlen hat gerade in diesen Kreisen 
zu erstaunlichen Wendemanövern 
gefühn. Schon heute gehören nicht 
wenige dieser ehemaligen Kader zur 
sozialen Basis von CDU und sogar 
DSU. 
Die bundesdeutsche Linke hat zu 
Recht den Einmarsch westlicher Po-
litprominenz in die DDR und die 
Übertragung unserer politischen 
Schnittmuster auf die Verhältnisse 
drüben kritisiert. Was in Richtung 
Osten gilt, gilt auch umgekehrt. Die 
Übertragung von in der DDR gewach-
senen politischen Strukturen in die 
Bwidesrepublik ist mindestens eben-
so problematisch, denn auch die 

Parteinamen hat sie sich ausgerech­
net einen Kampfbegriff der Sozialde­
mokratie erwählt. Die Enunachtung 
und der Ausschluß der alten Führung 
waren zugleich Voraussetzung wie 
Symbol des Neuanfangs. Der Bruch 
mit der Vergangenheit wird als Ablö­
sung "vom Geist und den Methoden 
einer administrativ-bürokratischen 
Staatspartei"' beschrieben. Beschwo­
ren wird der "endgültige Bruch mit 
dem Stalinismus"3

• Doch mit der 
Aufarbeitung der Vergangenheit ist 
bisher noch kaum begonnen worden. 
So mag die Einschätzung des im 
November 1989 zusammengebro­
chenen Systems als stalinistisch zwar 
ganz medienwirksam sein, sie ver­
mag aber nur wenig zur Aufhellung 
der tatsächlich wirksam gewesenen 
Mechanismen beitragen. Sollte sich 
die neue PDS wirklich an die so bitter 
notwendige Aufarbeitung der Ge­
schichte des deutschen Kommunis-

mus heranwagen, so würde· sie einem 
wahren Gebirge gegenüberstehen. 
Sektierertum und Putschismus in der 
Gründungsphase der KPD, Sozialfa­
schismustheorie, die Partei neuen 
Typs, die SAP-Kampagne, die Hal­
tWlg zu den Ereignissen in Ungarn 
1956 und in der CSSR 1968 sind nur 
wenige Stichwörter. An vielem konn­
te und wollte man offensichtlich noch 
nicht rühren. So ist auch noch nicht 
erkennbar, ob man sich von der leni­
nistischen Parteitheorie verabschie­
det und ob überhaupt beabsichtigt ist, 
die kommunistische Traditionslinie 
fonzuführen. Die PDS vermeidet 
gegenwärtig eine Festlegung auf eine 
Strömung und begreift sich wohl eher 
als sozialistische, die alten Gräben 
überwindende Panei. Darauf deutet 
jedenfalls die um Bernstein, Kauts­
ky, aber auch Gramsci erweitene 
Ahnengalerie hin. Gysi beschrieb die 
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Position der Partei so: "Die PDS lei • 
tet ihr politisches Selbstverständnis 
aus den Strömungen der deutschen 
und internationalen Arbeiterbewe­
gung, aus den revolutionären und 
demokratischen Traditionen des 
Volkes und aus dem Antifaschismus 
ab. Sie beschränkt sich also nicht auf 
das Erbe nur einer Strömung der 
Arbeiterbewegung'". 
Nun verstand sich auch die SED in 
ihren ersten Jahren als eine die alten 
Gräben überwindende Partei. Be­
zeichnete sie sich doch damals als 
marxistische und nicht als marxis­
tisch-leninistische Partei, besaß ei­
nen Parteivorstand und kein Politbü­
ro, hatte zwei Vorsitzende und kei · 
nen Generalsekretär. Das Parteipro­
gramm fußte auf dem Linzer Pro­
gramm der österreichischen Sozial· 
demokratie. Die Ansätze dieser er­
stenJahre sind aber schnell und gründ­
lich liquidiert worden. Ein unmittel­
bares Anknüpfen an diese kaum je 
reale Tradition müßte heute als Wie­
derauflage des alten Täuschungsma­
növers gewertet werden und würde 
zugleich ungute Gefühle unter den 
Sozialdemokraten wecken. 
Die PDS steht mithin heute erst am 
Anfang der Aufarbeitung ihrer Ge­
schichte, ihre Standortsuche kann 
wohl kaum als abgeschlossen gelten. 
4. Der Zusammenbruch des realen 
Sozialismus hat in Osteuropa zu ei­
nerrigorosen Veränderung der politi­
schen Landschaft geführt. Die kom­
munistischen Parteien Ungarns und 
Polens verstehen sich inzwischen als 
sozialdemokratische. Nicht auszu­
schließen, daß auch die KPDSU in 
ihrer Mehrheit diesen Weg geht. 
Angesichts des Verschwindens einer 
realen Alternative zum Kapitalismus 
ist diese Entwicklung auch nur kon­
sequent. Die Reste der radikalen 
Linken gruppieren sich in einer de­
fensiven Situation um die Sozialde­
mokratie, der einzig noch verbliebe­
nen international handlungsfähigen 
Kraft der Arbeiterbewegung. Im 
Westen vollzieht mit der KPJ die 
einzige kommunistische Partei mit 
Massenbasis ebenfalls diesen Schritt. 
Dieser sich international vollziehen-
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de Prozeß macht auch um die Kom­
munisten in der DDR keinen Um­
weg. Doch anders als in Polen und in 
Ungarn, wo die Sozialdemokratie 
diese Veränderungen heftig begrüßt, 
stand man etwa der Umbenennung 
der SED in den schönen sozialdemo­
kratischen Namen kühl und feindlich 
gegenüber. Auch ihr Antrag, bei der 
SI als Beobachter zugelassen zu 
werden, wird wohl abschlägig be­
schieden. Die Verhältnisse in 
Deutschland sind eben nicht so. Spä­
testens mit der Entscheidung, die SDP 
als Schwesterorganisation anzuerken­
nen, hat die Bundespartei klargestellt, 
daß sie auf eine Neugründung und 
nicht etwa auf die Spaltung der SED 
setzt. "Mit der Konsolidierung der 
SPD in der DDR ist zugleich ver­
deutlicht, daß alle Ansätze zu einer 
Erneuerung der 

Abseits manövrieren, denn der einzi­
ge gemeinsame Nenner dieser zer­
splitterten Gruppen ist ihr Antisozial­
demokratismus. 
Bleibt schließlich mittelfristig doch 
nur die Öffnung des Weges einer 
Erneuerung in eine sozialdemokrati­
sche Richtung? Ob dies möglich ist, 
hängt natürlich vor allem von der 
SPD selbst ab. Im Verhälmis zur PDS 
sollte sie deren Sozialdemokratisie­
rungstendenzen nicht als plumpen 
Trick oder Diebstahl denunzieren, 
sondern als ungebrochene Anzie­
hungskraft sozialdemokratischer 
Werte begrüßen. Die Existenz der 
PDS sollte als Ausdruck der noch 
länger andauernden besonderen Si­
tuation in der DDR bzw. dann auch in 
der ehemaligen DDR gewertet wer­
den. Ob durch ein solches Herange-

hen die PDS auf Dauer 

PDS in eine so­
zial dem o krati -
sche Richtung 
blockiert sind'". 
Dies ist wohl 
wahr und vorerst 
auch nicht änder­
bar. Zu lebendig 
sind eben noch 
die Erinnerungen 
an ein gerade erst 

Überlebl demnach die hi­
storische Spaltung der Ar· 
beilerbewegung auch noch 
die territoriale Spaltung 
Deutschlands? Komm! es 
auch in der Bundesrepu­
blik zu einer weiteren 
Runde Kommunisten ge­
gen Sozialdemokraten? 

als Partei nicht überflüs­
sig wird oder ob es zwei 
unterschiedliche, aber 
nicht gegensätzliche 
Parteien geben kann, die 
ihre Wurzeln in der Ar­
beiterbewegung und 
ihre Perspektive in einer 
europäischen demokra­
tischen Linken haben, 

abgetretenes System, unter dem nicht 
zuletzt Sozialdemokraten gelitten 
haben. Zu schnell verläuft auch der 
Vereinigungsprozeß, der schon mor­
gen jede Partei chancenlos läßt, die 
nicht schon heute in beiden Teilen 
Deutschlands präsent ist. 
5. Überlebt demnach die historische 
Spaltung der Arbeiterbewegung auch 
noch die territoriale Spaltung 
Deutschlands? Kommt es auch in der 
Bundesrepublik zu einer weiteren 
Runde Kommunisten gegen Sozial­
demokraten? 
Für eine Ausdehnung der PDS stehen 
die Sterne nicht günstig. Eine Ver­
bindung mit den Grünen erscheint 
undenkbar. Zu gravierend sind die 
Unterschiede in Politikverständnis 
und politischen Zielen. Ein Zusam­
mengehen hingegen mit den Ökoso­
zialisten und den radikalen Linken 
würde die PDS in das sektiererische 

muß sich dann zeigen. 
Die sich daraus ergebenden neuen 
Bündnismöglichkeiten werden aber 
nur genutzt werden können, wenn in 
der SPD eine starke Linke unter Ein­
schluß marxistischer Kräfte existiert. • 

l Herba, Krc:mp in: Die Weil, 04.03.1990 

2 Gregor Gy,i, Du Wahlprogramm der POS ftlr die 
Volkskammerwahla! lll1d die Aurgaben de:r Pm1ei im 
Wahlkampf, in: Wahlpaneitag der PDS, ßerliD 1990, 
u 

3 Vgl. z..B.: Michael Scbwnann, WU" brcdlCn unwidez­
ruflicb mildem StaliniamUI ab Sy,tem. Refent "Zur 
KriJe in der Ge.elbchaft und W'eQ Urucbc:n.. zur 
Venntwornma der SED" in: Al&ßerordentlidn" J>ar. 
1titl1 der SED/PDS, Berlin 1990, S. 41 fT. 

4 Grcaor Gyti, u.o„ s. s2 r. 
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SUCHE NACH 
DER 
PERSPEKTIVE 
Bundestreffen der MiHelamerika­
Solida rilätsgru ppen 

Das Ende der Geschichte ist noch 
nicht erreicht - darüber bestand Kon­
sens auf dem Bundestreffen der Mit­
telamerika-Solidaritätsgruppen vom 
16.-18. März in Köln - trotz des 
Wahlschocks von Nicaragua. Das 
zeigte nicht zuletzt die ungewöhnlich 
große Beteiligung. Niemand hatte mit 
diesem Wahlausgang gerechnet, er­
staunt war aber auch keiner; die 
Analysen aus dem von Contra und 
US-Wirtschaftskrieg erschütterten 
Land waren bekannt. Ziemlich neu 
im gewohnten Szenario: der politi­
sche Umbruch in Osteuropa, die 
Schwäche der Sowjetunion - und 
damit verbunden kleinere Spielräu-

me für die internationalen Befreiungs­
bewegungen, politisch wie ökono­
misch. So kamen beispielsweise aus 
der DDR bislang Kredite in Höhe von 
50 Mio. US-$ jährlich nach Nicara­
gua, darüber hinaus eine große Men­
ge an Hilfs- und Handelsgütern - die 
DDR war das Land mit dem zweit­
größten Hilfsvolumen für Nicaragua. 
Anknüpfungspunkte für fortschrittli­
che Politik gibt es dennoch: "Die San­
dinisten besitzen die Macht, das Land 
unregierbar zu machen, von daher 
wird die UNO Kompromisse einge­
hen müssen, will sie eine gewisse 
Stabilität im Land garantieren", for­
muliert eine Erklärung des Bundes­
treffens. Die FSLN und die revolutio­
nären Volksorganisationen sollen 
künftig alleiniger Partner der Solida­
ritätsarbeit sein, Partner auch für eine 
"Perspektivdiskussionrevolutionärer 
Entwicklung in Mittelamerika und 
antiimperialistischer Arbeit hier". Mit 
der UNO-Regierung soll jede Zusam­
menarbeit vermieden werden. Wie 
das im einzelnen aussieht? wie mit 
bestehenden Städtepartnerschaften 
unter UNO-Bürgermeistern umge-

gangen werden soll? wie Projekte mit 
der Regierung in eine andere Träger­
schaft überführt werden solle,ii?,"dafür 
gab es keine konkreten Alllicirten. 

~·;cfJ::.-1"., 
Verstärkte Unterstützung ·ili!r'Sandi · 
nisten also und Perspektivil/$lrussion, 
breitere Auseinandersetzung mit ei­
nem vom Imperialismus dominierten 
internationalen Kräfteverhältnis, so 
die Message. Und kurzfristig: eine 
Kampagne - zur sofortigen Auflö­
sung der Contra-Verbände. Die di­
versen linken Standpunkte, wie eine 
solche Kampagne zu führen ist, flos­
sen in die Formulierung, die "vielfäl­
tigen zentralen und dezentralen Akti­
vitäten" der Solidaritätsgruppen 
würden dafür genutzt, ein. Gemein­
sames Projekt bei einer Pluralität 
linker Ansätze? 
Zu guter letzt verabschiedete das 
Bundestreffen einen Minimalkonsens 
zum Thema Cuba: Seine Rolle für 
eine revolutionäre Pcrspekti ve in Mit­
telamerika müsse in den Gruppen~ 
hJiul. werden. Auf ein Agieren 
konnten sich die Anwesenden in die­
ser erneut sehr brisanten Frage nicht 
verständigen. • 
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FORTSCHRITT '90? 
Tagung das Frankfurter Kreises in Oer-Erkenschwick 

V
om 16. - 18. März fand in 
Oer-Erkenschwick die Früh­
jahrstagung des Frankfurter 
Kreises statt. 
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Im Mittelpwikt der Beratun­
gen sollte das zukünftige so­
zialdemokratische Regie-
rwigsprogramm stehen. 

Im Kern mußte es also darum gehen, 
die von der Arbeitsgruppe Fortschritt 
'90 vorgelegten Positionen kritisch 
zu überprüfen wid, wo notwendig, 
programmatische Alternativen der 
Paneilinken für eine ökologische und 
soziale Reformpolitik in den 90er 
Jahren aufzuzeigen. Als Maßstab für 
dieses Vorhaben bot sich das unlängst 
verabschiedete neue SPD-Grundsatz­
programm an. in dem die Parteilinke 
ja durchaus einige Akzente setzen 

konnte. Auf der anderen Seite war 
von vornherein klar, daß die dramati­
schen gesellschaftspolitischen 
Umwälzungen in der DDR mit ihren 
komplizierten Auswirkungen sowohl 
auf die deutsch-<leutsche als auch die 
internationale Politik ins politische 
Kalkül einbezogen werden müßten. 
Das galt insbesondere für die Berei -
ehe der Sozial-, Finanz- sowie der 
Friedens- und Abrüstwigspolitik. 

Oskar und die Sozlalpolltlk 

1 
Obwohl nicht physisch präsent, 
dominierte der designierte Kanz­
lerkandidat Oskar Laf onlaine doch 
über weite Strecken die Diskus-
sion. 

Der von Lafontaine in der Fortschritt 

'90-Kommission durchgesetzte Ver­
zicht auf die Forderung nach einer 
umfassenden sozialen Grundsiche­
rwig sowie das Umschwenken auf 
die versicherungsrechtliche Löswig 
des Pflegeproblems sind gleichbedeu­
tend mit einem "Einfrieren" der So­
zialpolitik und gehen an die Substanz 
sozialdemokratischer Programmatik. 
Aus der Sicht der Paneilinken ist dies 
sicherlich unakzepcabel; entsprechend 
heftig war die von Henning Scherf 
u.a. formulierte Kritik. Auf der ande­
ren Seite kann aber alle noch so be­
rechtigte Kritik nicht über die Tatsa­
che hinwegtäuschen, daß die sozial­
politischen Verteilungsspielräume 
aufgrund der neuen deutsch-deut­
schen Situation sehr eng geworden 
sind. So gesehen ist die von Horst 

Peter in der Abschlußdiskussion vor­
gegebene Kompromißlinie in der 
sozialen Grundsicherwig (Grwidsi · 
cherwig nur bei Invalidität und Alter, 
nicht bei Arbeitslosigkeit) natürlich 
unbefriedigend; bei realistischer Sicht 
der Dinge wird aber für die Paneilinke 
kun/ristig kaum mehr durchsetzbar 
sein. In der Sozialpolitik wird der an­
stehende "Lastenausgleich" mit der 
DDR das beherrschende Thema der 
innenpolitischen Auseinandersetzung 
sein. Die SPD-Linke steht hier vor 
der Aufgabe, möglichst rasch ein so­
zialorientienes steuer- und finanzpo­
litisches Konzept zu erarbeiten, um 
in den zu erwanenden Verteilungs­
kämpfen nicht vollkommen an den 
Rand gedrängt zu werden. 

Ökologische Globalkrise 
und sozialdemokratische 

Reformpolitik 

Ohne Zweifel weist das Fortschritt 
'90-Prograrnm einige begrüßenswer­
te Ansätze im Sinne des dringend 
notwendigen "ökologischen Umbaus 
der Industriegesellschaft" auf. Gleich­
wohl wird man sich an der Einsicht 
nicht vorbeimogeln dürfen, daß gera­
de in diesem Handlungsfeld die Dis­
krepanz zwischen den Handlungsnot -
wendigkeiten und den durch F '90 
aufgezeigten (tatsächlichen oder ver­
meintlichen) Spielräumen sozialde­
mokratischer Reformpolitik am dra­
matischsten ist. 
Das Referat von Michael Müller 
(SPD-Mitglied in der Enquetekom­
mission "Vorsorge zum Schutz der 
Erdatmosphäre") machte dies in 
bedrückender Weise deutlich. Seine 
mit einer Fülle von Fakten wid Pro­
gnosen gestützten Kernaussagen sind 
zwar nicht neu, aber dennoch wichtig 
genug, um sie hier noch einmal wie­
derzugeben: 

In der ökologischen Globalkrise 
offenbart sich ein zunehmendes 
Defizit an Gesamtrationalität, das 
auf dem Widerspruch zwischen der 
durch den kapitalistischen Indu­
strialisierungsprozeß in letzter 

l 
Instanz verursachten wachsenden 
Geschwindigkeit und Komplexi­
tät ökologischer Zerstörungen und 
den defizitären politisch-ökologi­
schen Steuerungspotentialen im 
globalen Maßslab beruht. 

Da diese ökologischen Zerstörun­
gen z.T. irreversibel • und Natur­
prozesse entgegen dem in der Poli­
tik immer noch vorherrschenden 
linear-<leterministischen Weltbild 
nicht in allen ihren Wechselwir­
kungen prognostizierbar · sind, 
sehen wir uns mit der Frage kon­
frontiert, ob nicht heute bereits die 
"kritische Grenze" der ökologi­
schen Belastbarkeit der Erde teil­
weise überschritten ist. 

Die ökologische Globalkrise ist un · 
auflöslich mit den ökonomisch-so­
zialen Problemen der Unterent-
wicklung und Verelendung in der 

der 3. Welt; oder aber Hineintreiben 
in den ökologischen Kollaps mit der 
möglicherweise letzten Konsequenz 
einer "Öko-Diktatur" über die unter­
entwickelten Länder des Südens. 

Hineintreiben in 
den ökologischen 
Kollaps mit der 
möglicherweise 
letzten Konsequenz 
einer "Öko-Dikta­
tur" über die 
unterentwickelten 
Länder des Südens? 

3. Welt und damit dem Vertei- Da der Schlüssel für ein Umsteuern 
lungskonflikt zwischen kapitalisti -
sehen Industrieländern und unter­
entwickelten Ländern verknüpft. 
Während einerseits die ökonomi­
sche Entwicklung der 3. Welt­
Länder durch die Verschuldung 
und sich ständig verschlechtern­
den Terms ofTrade blockiert wird, 
verbrauchen andererseits knapp 
25% der Weltbevölkerung in den 
entwickelten Industriestaaten 75% 
der Energie. Bei einem in den 
nächsten 30 Jahren prognostizier­
ten Bevölkerungswachstum von 
heute 5,2 auf 8,5 Mrd., das fast 
ausschließlich auf die Entwick­
lungsländer fallen wird, kristalli­
siert sich die Energiefrage als der 
zentrale Verteilungskonflikt der 
Zukwift heraus. 

Angesichts der drohenden Klimaka­
tastrophe und der fortschreitenden 
Zerstörwig der Erdatmosphäre er­
scheint am Horizont die Alternative 
des 21. Jahrhunderts: Entweder radi­
kaler ökologischer Umbau der ent­
wickelten Industriegesellschaften des 
Nordens und globale Umverteilung 
von Ressourcen mit dem Ziel einer 
"dauerhaft tragfähigen Entwicklung" 

der globalen Entwicklungstrends al­
lein in den ökonomischen, technolo­
gischen und strategischen Potentia­
len der führenden kapitalistischen In­
dustrieslaaten liegt, sind einsclmei­
dende Veränderungen so~Win­
ternationaler Ebene als aui:Fiihia­
tionalen Maßstab bereits in ddl-90er 
Jahren dieses Jahrhunderts dringend 
erforderlich. International geht es 
dabei um die Durchsetzung einer 
Politik der Umverteilung und der 
Strukturveränderungen im Sinne einer 
sozialen und ökologischen "Weltin­
nenpolitik" (Müller). Voraussetzung 
dafür ist die Umdefinition der Logik 
supranationaler Institutionen: an die 
Stelle der "Bretton-Woods-Institutio­
nen" (IWF, Weltbank) mit ihrer 
Orientierung an der ökonomischen 
Scheinrationalität des kapitalistischen 
Weltmarkts müssen politische Insti­
tutionen mit der Fähigkeit zur Durch -
setzung von verbindlichen Normen 
und Zielvorstellungen für die inter­
nationale Scaatengemeinschafttreten. 
Wie ein ökologisches Reformpro­
gramm angesichts des gigantischen 
Umbaubedarfs im Verkehrswesen, in 
der Automobilindustrie und schließ­
lich der (in F 90 vollkommen igno-



rierten) Chemieindustrie ohne eine 
aktive Industrie· und Strukturpolitik 
sowie ein darauf abgestimmtes Pro· 
gramm öffentlicher Investitionen 
bewerkstelligt werden soll, das mö· 
gen die Götter und/oder Lafontaine 
wissen. Die auf der Tagung des Frank· 
furter Kreises beschlossene Initiative 
für eine "ökologische Strukturpoli· 
tik" ist im Hinblick auf das sozialde· 
mokratische Regierungsprogramm 
dringend notwendig, reicht jedoch 
nicht aus. 

Historische Chance 
für Blocküberwlndung und 
Entmllltarlslerung nutzen 

Die unterschiedlichen Vorstellungen 
in der gegenwärtigen außen· und si­
cherheitspolitischen Debatte der Par· 
tei machte das Referat Karsten Voigts 
zu den "Perspektiven der deutsch­
deutschen Entwicklung" deutlich. Die 
von ihm skizzierte "Übergangslö· 
sung" für den Einstieg in ein europäi­
sches Sicherheitssystem beruht auf 
dem Grundgedanken einer NATO· 
Mitgliedschaft des zukünftigen deut · 
sehen Gesamtstaates bei gleichzeiti­
gem Verzicht auf die volle militäri· 
sehe Integration des heutigen Gebiets 
der DDR. Die Verwandtschaft dieser 
Konzeption mit dem Genscher-Plan 
ist offenkundig. 
Eindeutiger Konsens herrschte in der 
Debatte darüber, daß auch unter der 
Bedingung geteilter Sicherheitszonen 
eine NATO-Mitgliedschaft des ver­
einten Deutschlands unakzeptabel ist. 
Die prinzipielle Alternative dazu ist 
die auch von der Fortschritt '90-Kom­
mission vertretene Position, daß ein 
zukünftiger deutscher Gesamtstaat 
von vornherein in ein europäisches 
Sicherheitssystem eingebunden sein 
muß. Halbierung der Truppenstärke 
der Bundeswehr, Abzug aller atoma­
ren und chemischen Waffenvondeut· 
schem Boden sowie vollkommene 
Revision der bisherigen NATO-Mi· 
litärstrategie (Vomeverteidigung, 
flexible response, Ersteinsatz von 
Atomwaffen) sind darüber hinaus 
Voraussetzungen für eine konsequen­
te Politik der Blocküberwindung und 
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Abrüstung, die innerhalb der SPD ------------
weitgehend unstrittig sein dürften. 

Partelllnke Im Umbruch 

Eine Gesamtbewertung des Verlaufs 
und der Ergebnisse der Tagung muß 
natürlich die durch die deutsch-deut· 
sehe Entwicklung maßgeblich ge· 
prägte politische "Großwetterlage" in 
Rechnung stellen. Einerseits ist dies 
auf die z.T. vollkommen unklare 
deutsch-deutsche Konstellation an· 
gesichts der kommenden Wirtschafts, 
Währungs- und Sozialunion zurück­
zuführen. Auf der anderen Seite war 
jedoch auch ein gewisses Harmonie­
bedürfnis in Bezug auf den Kanzler­
kandidaten der Partei unverkennbar. 
So richtig es ist, daß die Linke die 
Bundestagswahlen nicht in einer 
Fundamentalkonfrontation mit Oskar 
Lafontaine gewinnen kann, und so 
groß die Übereinstimmung in den 
Grundfragen der Abrüstungs· und 
Friedenspolitik auch sein mag, so 
wenig dürfen die vergangenen Kon­
flikte in der Frage der Arbeits- und 
der Wirtschaftspolitik vergessen 
werden. 

So richtig es ist, 
daß die Linke die Bundes· 
tagswahlen nicht in einer 
Fundamentalkonfronta­
tion mit Oskar Lafontaine 
gewinnen kann, so wenig 
dürfen die vergangenen 
Konflikte in der Frage der 
Arbeits· und der Wirt­
schaftspolitik vergessen 
werden. 

Spätestens eine Lafontaine-gefühne 
Bundesregierung wird die im Augen· 
blick an den Rand gedrängte Kontro­
verse darüber, ob die ökologischen 
und sozialen Herausforderungen der 
Zukunft mit einem marktkonformen 
Sozialliberalismus gelöst werden kön· 
nen, wieder aufleben lassen. • 

Ralf Schmill 

Strategie-Kon­
gress der DKP­
Erneuerer 

inke Alternativen zur Deutsch· 
/andpolitik, so daß Mollo des 
Kongresses, wollten sie erar­
beiten; rund 1000 Menschen 
aus beiden Teilen Deutschlands 
trafen sich vom 30. März bis 1. 
April in Köln: 

aus Deutschland-West vor allem 
DKP-Erneuerer sowie einige ver­
sprengte Grüne, VSP/er und Demo­
kratische Sozialisten. aus Deutsch· 
land-Ost PDS/er, KPD/er, Vereinig­
te Linke, Nelken und Neues Forum. 
Eingeladen zu dem Strategiekongreß 
hatte die aus der DKP hervorgegan· 
gene "Erneuerungsströmung" 

WaseintenW1dendortzusammenge­
kommen Klub so heterogener politi· 
scher Kräfte? Allen gemeinsam war 
offenbar das Bedürfnis, nach dem 
Zusammenbruch des realen Sozialis­
mus ("des einzigen. den es gab", so 
Steffen Lehndorfl) und nach dem 
Zusammenbruch der darauf beruhen­
den Sozialismus-Konzeptionen, sich 
des Sozialismus als weiterhin gülti· 
gern Projekt und Identifikationspunkt 
der linken Persönlichkeit zu verge· 
wissem. 

"linke Allernativen zur 
Deutschlandpoli1ik ... • 

Nach dem Wahlerfolg des bürgerli­
chen Blocks in der DDR stand erst 
einmal die Frage auf der Tagesord· 
nung, wie denn nun gegen die Re· 
stauration des Kapitalismus in der 
DDR und der deutschen Großmacht· 
position in Europa nach der Vereini· 
gung gegen die Dynamik dieses Pro­
zesses erste Haltelinien aus soziali­
stischer Sicht zu formulieren und in 
Politik umzusetzen seien. Dabei stell­
te sich in der samstäglichen Podiums· 

T 
1 

'Symphatisant oder Beobachter?" 
R. Hartung, Abteilungsleiter beim SPD-Partei· 
vorsland, auf dem Erneuerer-Kongreß 

Kongreß in der Uni-Mensa 

diskussion heraus, wie weit der weit· 
weite Siegeszug des Kapitalismus 
schon reicht: offenbar bis in die Köpfe 
nicht unbeträchtlicher Teile der ge· 
samtdeutschen Linken. Selbst die 
Frage, was heute "links" ist, ob dies 
überhaupt noch ein tauglicher Be­
griff sei, wurde zum Gegenstand der 
Kontroverse. Dagegen ging einem 
anderen Teil des Kongresses das 
mühsame Ringen um die Neudefini­
tion linker Politik, ihrer Inhalte, 
Bewegungs· und Organisati· 
onsformen, zu langsam. Offenbarer· 
warteten gerade viele der Teilnehme­
rinnen aus dem bunten Spektrum der 
DDR-Linken von der BRD-Linken 
so etwas wie eine Bevorratung mit 
Konzepten und Programmen. Deut· 
lieh wurde so, mit welch unterschied· 
liehen Erwartungen, wie fremd sich 
Linke-Ost und Linke-West gegen· 
überstanden. Verlangten die einen 
nach konkreten Schritten, bremsten 
die anderen allzu überhastetes Vor­
gehen. Sind die einen (West) mit der 
Aufarbeitung ihrer Geschichte · der 
Verteidigung des staatssozialistischen 
Systems - beschäftigt, so die anderen 
(Ost) mit der Frage, was sie eigen!· 
lieh positiv wollen - nachdem die 
bisherige Negativfolie SED zur Posi-

tionsbestimmung nicht mehr taugt. 
Einigen konnte man sich schließlich 
darauf, eine Kampagne für die Ab· 
schaffung der Geheimdienste in bei· 
den deutschen Staaten zu initiieren, 
und für eine gesamtdeutsche Entmili · 
tarisierung. Außerdem soll im Herbst 
ein Kongreß der gesamten deutschen 
Linken eingeladen werden · und dies 
nicht nur im geographischen Sinn. 

" ... und wie wir uns 
vernetzen wollen" 

Träger dieses Meetings soll das vom 
Westteil des Kongresses für die BRD 
gegründete "Sozialistische Forum" 
sein, nach Bekundung seiner lnitiato· 
ren offen für alle linken Menschen, 
Gruppen und sonstige Vereine, unab· 
hängig von Parteizugehörigkeiten. 
Der obligatorische Koordinationsaus­
schuß · vom Kongreß auf Zuruf be· 
stellt· besteht mehrheitlich aus DKP· 
Erneuerern, wiewohl durch Vertreter 
des DS und der VSP sowie einer Grü· 
nen angereichert. Dies soll augen­
scheinlich die angestrebte Überpar­
teilichkeit des "SF" dokumentieren. 
Jedenfalls hätte jedes zur Mitarbeit 
im KA bereite SPD-Mitglied beste 

Chancen auf einen Platz dort gehabt. 

·sozialistisches Forum•. 
Vorläufer einer 

linkssozialistischen Partei? 

Der Mehrheit der _politisch h-~-e_·_o_. · 
sen Ex-DKPler gmg es auch'.__ _ , 
für sich die Organisations&a., -zu 
klären. Mit der Selbstbeschränhutg 
des "SF' auf die BRD · die vielen 
DDR-Linken böse aufstieß· und mit 
dem Verzicht auf die Gründung einer 
BRD-PDS· die wohl viele im Hinter· 
kopf haben · hält sich das "SF' alle 
Optionen offen. Letztlich auch die, 
sich zum PDS-Pendant in der BRD 
zu wandeln. Was allerdings voraus­
setzt, über den engen Rahmen der 
DKP-Erneuererströmung hinauszu­
greifen, will man zu einer relevanten 
politischen Kraft werden, die der PDS· 
DDR auch was zu bieten hat! Mit der 
Gründung des "SF' fand man eine 
elegante Lösung, über das enge Spek · 
trum der "Erneuerer" hinauszugrei­
fen: In ihm sollen auch linke Grüne 
oder Sozialdemokratinnen eine ge­
samtlinke politische Heimat finden 
können, ohne vor die Organisati­
onsfrage gestellt zu werden. Und man 
kann hinzusetzen: zumindest vorerst. 
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Dies wird om deutlichsten durch die sozialen Bewegungen 

und eine Vielzahl von selbstorgonisierten politischen Ansät­

zen (Bürgerinitiativen, olternotive Vereine, Zeitungsprojek­

te ... ) signalisiert. Bei vielen Menschen drückt es sich ober 

ouch in Wohlentholtung und Protestwohl aus (als Protest 

gegen mangelnde Beteiligung im sozialen und politischen 

Geschehen) . 
Dadurch werden die Inhalte, ober auch die Formen bishe­

riger und gegenwärtiger Parteipolitik kritisiert. Dies gilt für 
wesentl iche Merkmole des herrschenden Porteityps: abso­

luter Vorrang des Territorialprinzips in der Porleiorgoniso­

tion, eindeutige Fixierung ouf den Stoatsopporot in der Par­
teiführung und porlornenloristische Ausrichtung der Partei­

politik. Auf dieser Grundloge beonspruchtdiedurch Wohlen 

legitimierte "Volkspartei" olle politischen Fragen stellvertre­

tend für dos Volk zu bewältigen. Den neuen Bedingungen 

von Öffentlichkeit in der "Risikogesellschoft" werden diese 

Parteien immer weniger gerecht. Sie verlieren zunehmend 

on Vertrauen und Zustimmung. Insbesondere jüngere 

Menschen betrachten Parteien mit Skepsis und Ablehnung, 
sehen sich und ihre Anliegen dort nicht aufgehoben, enga­

gieren sich lieber in anderer Weise. 
Dies olles gilt auch und gerade für die SPD, die um ihrer 

Identität willen ouf die demokratischen Ansprüche und 
Initiativen der Menschen angewiesen ist. Nicht umsonst 

1 sind in den vergangenen Jahren immer w ieder orgoniso­

tionspolitische Debatten ausgebrochen, in denen es um 

genau diese Fragen ging. Trolzolledem zeigt sich heute: 

Die Partei ist gegenwärtig nicht in der Loge, ihr Verhältnis 

zu den Individuen, ihren Ansprüchen und Fähigkeiten 

anders als im Rahmen von Wahlkämpfen zu bestimmen. 

Die Veränderungen im Bildungssystem, in der Öffentlich­

keit, in der Erwerbsarbeit und in der Freizeit hoben nicht nur 

etwas mit veränderten Ansprüchen, sondern auch etwas 

, mit gewachsenen Kompetenzen vieler Menschen zu tun. 

Gerade im Angesicht der "Risikogesellschoft" wollen viele 

von uns Verantwortung übernehmen, d .h.: dos eigene 

Können und Wissen in effizienter Weise in die Meinungs­

bildung der Partei einbringen und on der Willensbildung 

umfassend beteiligt sein. So sind die Anforderungen an 
lil . 
:; ' eine durchschaubare Meinungsbildung und an noch- und 

~ mitvollziehbare Strukturen des Porteilebens deutlich gestie-

!' gen. Darauf kann die Partei in ihren bisherigen Strukturen 

5 ebensowenig eingehen wie ouf Anforderungen und Kom­i petenzen, mit denen sie aus verschiedenen Bewegungen, .. 
!S 

~ 

1 
1 • C 
'ii! 
!.; 
"' 

Verbänden und Initiativen heraus konfrontiert wird. Die 

wichtigsten Ergebnisse unserer Diagnose: 

1--------------­
Die Partei spielt ols Mitgliederorgonisotion kaum noch eine 

Die Partei 

spielt als Mit­

gliederorgani­

sation kaum 

noch eine aktive 

Rolle für die 

Entwicklung des 

gesellschaftli­

chen Bewußt­

seins und Ver­

haltens 

aktive Rolle für die Entwicklung des gesellschaftlicher 

Bewußtseins und Verhaltens und die Verschiebung politi­

scher Kräfteverhältnisse (es sei denn im Rahmen derWoh­

kompfmoschinerie) . Das " Porteileben" verdient diesen 

Nomen vielfach nicht mehr. Die T erriloriolstruktur trocknet 

ous, slotl "lebendiger Ortsverein" herrscht " tote Hose". 

Gleichzeitig werden ober ouch die Arbeitsgemeinschaften 

ols politische Restgröße behandelt, fallen sie doch im 

Rahmen der offiziellen Willensbildungs-und Entscheidungs­

strukturen nicht ins Gewicht. Währenddessen feiert der 
überkommene Vorrang des porlamenlarisch-stoatlichen 

Flügels der Partei allerdings wieder fröhliche Urstände. 

2:-------------­
Die Ortsvereine bieten nur einen engen Spielraum für eine 

effektive themen- oder projektorientierte Arbeit und poli­

tisch ansprechende Diskussion, für eine Ausrichtung an den 

sehr unterschiedlichen kulturellen und persönlichen Bedürf. 

nissen der Leute. Dafür sind sie oftmals geprägt von 
Vorstandsklüngel und persönlichen Profilierungs- und 

"Mocht" .ßedürfnissen von (zumeist männlichen) Funktionö­

ren, die oft in auffälligem Mißverhältnis zu ihrer realen po-
; 1_ ______________________________________ __ _ 
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-sehen Bedeutung stehen. Sicherlich besteht der Vor1eil 

.1erOrtsvereine in ihrem Bezug zu örtlichen Problemen und 

<ommunikotionszusommenhöngen und in der Wohnortnö­

.s für die Mitglieder. Aber diese Vorzüge hoben im Zuge 

.::::nehmender Mobilität (ouch bezüglich der Freizeitgestol-

,g, die Immer weniger Bezug zum engeren örtlichen 

-..-feld hat) und Umzugshäufigkeit erheblich an Gewicht 

~rloren. Der Ortsverein drückt in weitaus geringerem 

~ ols früher einen realen politischen und soziolkulturel­

~~ Zusammenhangs der Mitglieder und des örtlichen 

w'"'lfelds aus. Immer mehr wirkt er als (immer häufiger auch 

~uell umgangener) politischer Zwangszusammenhang 

-,och einseitigen örtlichen Kriterien .. 

,OS Verhöltnis der Porlomentsfraktionen und - besonders 

etlotont - von sozialdemokratisch geführten Regierungen 

~d Verwaltungen zu der jeweiligen Gliederungsebene 

ier Partei stellt die demokratische Meinungsbildung und 

e;'.'l demokratisches Parteileben geradezu ouf den Kopf. 

Zentrale Entscheidungen werden in den Fraktionen und 

iegierungen ohne jegliche innerparteiliche Diskussion 

aeföllt. Dies wird zwar meist "fachlich" begründet. Ein 

~blem besteht ober gerade dorin, daß den Fachleuten in 

Am! und Mandat keine fachlich orientierte demokratische 

l)oneistruktur gegenübersteht. Reale politische Rechen­

schoflslegung und Kontrolle der Vorstände durch die Portei­

t:x:ISis findet meist nicht statt. 

4, _______________ _ 

::)emokrotie wird in der Partei in der Regel als rein Formoles 

Pr nzip (Mehrheitsentscheidung), weniger ols realer Vor-

3009 behandelt. Politische Initiativen, die längerfristige 

A.sseinondersetzungen um Positionen zum Ziel hoben, 

.a„-fen meist ins leere, da es der gesamten Portei und ihren 

~blichen Flügeln an einer politischen Streitkultur man­

ge&. In der Konsequenz versanden diese Initiativen frühzei­

"-g in einem sehr stark fragmentierten und ritualis ierten Par­

fit leben oder sie unterbleiben gonz. Die innerporteilichen 

Publikationen fungieren dabei im wesentlichen als unkriti­

sche Verloutborungsorgone der Führung der jeweiligen 

Parteiebene. Und ouch die "Parteiflügel" treten in den Por­

!!e'gliederungen häufiger als inholtsentleerte Seilschaften 

„nd politische Nebelwerfer auf, als daß sie den Mitgliedern 

profilierte Alternativen präsentieren. 

29 

5, ______________ _ 

Mon kann onhond dieser drei Punkte auch einen Rückfall 

der SPD diagnostizieren. Denn in der ersten Hälfte der 

80er Johre konnten wir unter dem mächtigen Druck der 

sozialen Bewegungen durchaus eine Öffnung der Partei, 

eine produktive Entwicklung des Porteilebens und der 

Streitkultur verzeichnen. Seit Mitte der 80er Jahre hol der 

Druck nachgelassen. Die Repräsentanten der Öffnung (die 

"Enkel") sind in die politisc~saziale Elite der Republik 

aufgestiegen, während die Porteibosis wieder zunehmend 

in politische Apathie und Langeweile versunken ist. Entpo­

litisierung prägt das Porteileben von heute. Doch zwischen 

der Spitze und der Basis schlägt unermüdlich dos "Herz der 

Partei": eine männlich geprägte Schicht von Mondatströ­

gern und verbeamteten Parteifunktionären im Alter von 40-

60 Jahren mit gesicherter beruflicher und familiärer Situo­

tion, hohem Einkommen und Sozialprestige. 

61 ______________ _ 

Mil der Quotierung wurde zwar der bislang wichtigste 

Anschlag ouf diese innerparteiliche Politik- und Sozialstruk­

tur verübt. Monches deutet ober darauf hin, doß dieser 

------------~ 
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Anschlag in einer "Kooptierung" von Genossinnen im 

Rahmen vorgebener Strukturen steckenbleiben könnte und 

keineswegs zur erhofften Öffnung der Parteistrukturen 
führt. Noch deutlicher zeigt allerdings die regelrechte 

Ausgrenzung jüngerer Parteimitglieder aus dem realen 

Parteileben bis hin zu verantwortlichen Positionen und 
Mandaten, wie es um eine Öffnung der Partei bestellt ist. 

In beiden Fällen besteht ein besonderes Manko in der 

Schwäche eigenstöndiger und offener demoluotisd)-sozio­

listischer Frauen- und Jugendstrukturen, ohne die wirkliche 

Veränderungen gegen über eingefahrenen Politikstrukturen 

nicht zu erreichen sind. 

, Dies olles erfordert eine Neubestimmung der gesellschaft. 
liehen Rolle der Partei und eine Reform der Strukturen und 

Arbeitsweisen, die die politisch-programmatische Weiter­

entwicklung in den Mittelpunkt rückt. Dabei muß die Partei 
ihren Allzuständigkeitsonspruch und ihre Stellvertretermen· 

tolität aufgeben und sich selbst aktiv darum bemühen , daß 

möglichst viele Menschen ouch außerhalb der SPD in unter­

schiedlichen demokratischen Formen für ihre eigenen Inter­
essen aktiv werden und sie durchsetzen können. Auf der 

anderen Seite bleibt es dann erst recht die notwendige 

Aufgabe der Partei, diese vielfältigen Betätigungen in 

Formen der Alltagsdemokratie mit der gesellschoftpoliti­
schen Perspektive weitergehender Demokratisierung und 

Humanisierung, also des demokratischen Sozialismus, zu 

verbinden und entsprechende Perspektiven aufzuzeigen 

und politisch voranzubringen . Die Partei bleibt für die 

Zusommenführung und Prioritätensetzung von lnlerenen 
und Forderungen in einem politischen Programm und die 

Durchsetzung Insbesondere im staatlichen Handeln unver­

zichtbor. 

Das Ziel ist, daß die Partei möglichst vielen .Y.enschen auf 

allen Ebenen differenzierte, an den unterschiedlichen poli­

tischen und persönlichen Interessen anknüpfende Möglich­

keiten effektiver Betätigung auf verschiedenen Niveaus an 

Intensität, Kontinuität und Qualifizierung der Aktivität bi&­

tet. Dies erfordert aktive Kontaktpflege zu anderen Organi­

sationen, Initiativen und Bewegungen und die stärkere Ein­

beziehung der von den dort aktiven .Y.enschen entwicke~ 
ten Interessen und Kompetenzen. Es erfordert ober insb&­

sondere eine grundlegende Reform der Arbeitsstrukturen, 
in denen einzelne Mitglieder und sonitige Interessierte sich 

im Zusammenhang der Partei betätigen können. 
Um letztere soll es im folgenden gehen, dabei stellen sich 

die Aufgaben auf den vel'$chiedenen Ebenen in unter­

schiedlicher Gewichtung. Bei Reformvorschlägen reicht es 

nicht aus, Einzelvorschläge zur Modifikation der Arbeit in 

den bisherigen Strukturen zu machen, sondern es ist 

notwendig, die bisherige Gestaltung der Organisation 

insgesamt in Frage zu stellen und neu zu gestalten: das 

Verhältnis von Mitgliedschaft zu Nichtmitgliedern und von 
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Der Reform­

bedarf fängt bei 

den Ortsvereinen 

an, die viele im­

mer noch fälsch­

licherweise als 

das gesunde 

Herz der Partei 

betrachten. 

Funktionörlnnen und Mondotströgerlnnen zu den einfo­
chen aktiven und passiven Mitgliedern, von regionaler 

Gliederung zu Organisation noch Personengruppe'! 

Arbeitsfeldern und thematischen Kriterien und zur Orientie­

rung an konkreten Arbeitszielen und Projekten. 

Jenseits des Ortsvereins: 
Vielfalt der Parteistruktur 

Der Reformbedarf fängt bei den Ortsvereinen an, die viele 
immer noch fälschlicherweise als dos gesunde !Herz der 

Partei betrachten. Die einseitig wohnortbezogene O rgani­
sationsstruktur der SPD kann nicht allein durch ReformeA 
überwunden werden, die sich im Rahmen des Ortsvereln­

konzepts bewegen (o lo "lebendiger Ortsverein") . Grund­

sätzlich sind gruppen- und themenbezogene Arbeitsge­

meinschaften zu stärken und den Ortsvereinen gleichzuste~ 

len. Sie können leichter an den vielfältigen Bedürfnissen 

und Fähigkeiten der einzelnen Mitglieder anknüpfen und 
eine sinnvolle projektorientierte Arbeit entwickeln. Gleicf)­

zeitig sollen sie zu einer inhaltlichen Qualifizierung de• 
politischen Arbeit beitragen und die programmotiscf-t.kon-



aptionelle Entwicklung der Sozialdemokratie auf eine 

breitere Basis stellen. Sie schaffen neue Möglichkeiten, um 

leziehungen zu anderen Verbänden, Vereinen, Initiativen 

and Projekten herzustellen und um neue und vor allem 

aktive Mitglieder zu gewinnen. Neben den gruppenbezo­

genen Arbeitsgemeinschaften Uus05, Frauen, AfA/Betrie­
:. Selbständige und· neu zu schaffen .Seniorinnen) sollten 

::gf jeden Fall AGen für die Bereiche Umwelt/Energie, 

Soziales/Bildung und Frieden/Internationales geschaffen 

werden. Darüberhinaus ist die Gründung weiterer fachbe­

zogener AGen möglich. 
Auf der Basis einer grundsätzlichen Gleichstellung kann 

• ,,. vielfältige und flexible Struktur entwickelt werden, die 

:x,ch den jeweiligen regionalen Bedingungen Rechnung 

ft>gf. So muß und wird der Ortsverein in vielen ländlichen 

~ ichen und in Gegenden mit geringer Mitgliederdichte 

;,ogenonnte Diaspora-Gebiete) eine überragende Bedeu-

~ behalten. Anders in vielen großstädtischen Bereichen 

nd Regionen mit großer Mitgliederdichte: Dort würden die 

sherigen Ortsvereine gewissermaßen als lokole bzw. 
wohnumfeldorientierte Arbeitsgemeinschaften neben den 

::r'lderen AGen tätig sein (hierbei wäre zu überlegen, ob sie 

-.icht mit der heutigen Sozialdemokratischen Gemeinschaft 
„ r Kommunalpolitik zu einer großen kommunolpolitischen 

Arbeitsgemeinschaft verbunden werden sollten) . Die bishe­

""99 Doppelbelastung für viele Parteimitglieder, die in den 
Ameitsgemeinschaften aktiv sind, würde wegfallen . Denn 

sie müssen nicht mehr zusätzlich im Ortsverein aktiv sein, 

;<n ihre Positionen inhaltlich und personell in der Partei 

rnsetzen zu können. 
Die Gleichstellung von bisherigen Ortsvereinen und Ar­

beitsgemeinschaften drückt sich in gleichen Antrags-, Vor­

schlags- und Vertretungsrechten aus. Doch was wäre in 
Z.ilr.unft die territoriale Grundeinheit, in der diese Rechte 

ZJJr Geltung kommeni Es müßte sich wohl um Gebiete mit 

'"'IOximol 2 .000 Mitgliedern handeln jdies entspricht je 

"OChdem bisherigen Unterbezirken, Kreis- oder Stadtver­

bänden). Auf dieser Ebene· nennen w ir sie Kreisverbände 

-würden Mitgliederversammlungen stattfinden, die die Ar­
beitsgemeinschaften und Ortsvereine zusammenführen, 

orstände und Delegierte wählen, die kommunalen Vertre­

ngen kontrollieren sowie die Finanzmittel verwalten und 

werteilen. 

Arbeitsgemeinschaften 
-,d die Öffnung der Partei 

Die Willensbildung in den Arbeitsgemeinschaften muß zu 

einem zentralen Faktor der Willensbildung in der Gesamt­

partei, zum dynamischen Faktor einer neuen innerporteili-
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gestärkt werden. 

chen Demokratie werden . Auf jeder Ebene der Partei ist ein 

Antrags- und Personalvorschlagsrecht vorzusehen, so daß 

die Vielfalt der sozialen Gruppen, Themen und Kompeten­

zen systematisch Eingang in die Partei und ihre Program­

matik findet. Die gruppenbezogenen Arbeitsgemeinschaf­

ten sollen in den jeweiligen Parteivorständen obligatorisch 

mit Stimmrecht, die themenorientierten mit Beratungsrecht 

vertreten sein. Vorstände sollen generell kein Stimmrecht 

mehr auf Parteitagen erholten. Die noch Parteiengesetz 

möglichen 20% der stimmberechtigten Delegierten, die 

nicht aus Wahlen in Gebietsgliederungen hervorgegan­
gen sein müssen, könnten dann zu je 10% von der 

jeweiligen Juso-Konferenz und von den Betriebsgruppen­
konferenzen der AfA gewählt werden. Die Beteiligung der 

Frauen ist auf Basis der Quotierungsbeschlüsse zu gewähr­

leisten. 

Die eigenständige Handlungsfähigkeit der einzelnen Ar­

beitsgemeinschaften muß gegenüber den territorialen und 

parlamentarischen Strukturen gestärkt werden. Dies um­

faßt eine eigenständige Öffentlichkeitsarbeit, ausgeweite­

te publizistische Möglichkeiten, eine erheblich verbesserte 

finanzielle Ausstattung und houptom~iche Kapazitäten auf 

der Ebene der Bezirke bzw. Landesverbände. Auf dieser 

Basis streben die Arbeitsgemeinschaften eine enge Ver-
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flechtung mit außerporteilichen Initiativen und Projekten 

an. Sie sind offen für die Mitarbeit von Menschen, die nicht 

Mitglied der Partei sind. Es ist sinnvoll, daß eine "Mitglied­

schaft" in den Arbeitsgemeinschaften eingerichtet wird, die 

durch die regelmäßige (z.B. zweijährliche) Erklärung der 

Mitarbeit (von SPD-Mitgliedern oder Parteilosen) zustande­

kommt: Während das Arbeitsgemeinschaftswesen heute in 

vielen Fällen eine Verwa~ung Potemkinscher Dörfer dar­

stellt, muß eine neue Rolle der Arbeitsgemeinschaft auch 

mit klareren Kriterien für ihre Stärke, ihre reale Veronke-

1 rung und ihre Erfolge einhergehen. 

Im Falle der Juso-Arbeitsgemeinschaft stellt sich grundsötz. 

lieh die Frage, ob sie nicht in einen selbständigen demokra­

tisch-sozialistischen Jugendverband umgewandelt werden 

sollte. Denn während in der Jugend das größte Potentiol für 

l veränderte politische Ansprüche und Kompetenzen entho~ 

ten ist, leiden die Jusos und vor ollem die jungen Frauen in 

1 der SPD am meisten unter verkrustet-langweiligen Politi k-

strukturen, unter politisch<>rgonisotorischer Abhängigkeit 

1 und Machtlosigkeit, unter der Ignoranz und Arroganz der 

1 
herrschenden Parteikreise. Erforderlich ist eine Neuprofili• 

rung und eine Öffnung gegenüber Jugendlichen, d ie sich 

1 

(noch) keiner Partei onschließen, ober in einem Jugendver­

band durchaus gleichberechtigt mitarbeiten wollen. 

1 
Mittelfristig muß über ähnliche Perspektiven auch im Frau­

enbereich nachgedacht werden: Die Quotierung braucht 

einen eigenständigen handlungsfähigen Frauenzusommerr 

hang, dessen Gruppen und Projekte mit frouendemokroti­

schen Strukturen außerhalb der Partei verflochten sein 

müssen. Ob die AsF dem entspricht, darf wohl bezweifelt 

werden. Ob sie dem in ihrem gegenwärtigen Status über­

haupt entsprechen kann, müßte diskutiert werden. Es geht 

um die Frage, ob ein selbständiger demokratisch-sozialisti­

scher Frauenverband mit gleichen Rechten für SP[). und 

parteilose Frauen nicht die einzig konsequente Perspektive 

ist, um innerparteiliche Quotierung mit autonomer Stärke 

zu verbinden. 

Für die Arbeitsgemeinschaft für Arbeitnehmerfragen mit 

ihren Betriebsgruppen (als dritte große AG) stellt sich die 

Frage der Selbständigkeit nicht. Im Gegenteil: Hier müßte 

! das Schwergewicht auf Integration liegen. Von besonderer 

:;: Bedeutung ist der Aspekt, inwieweit besondere fachliche 

~ und berufliche Kompetenzen unter dem Dach der AfA für 

t: die Gesamtpartei koordiniert werden könnten (z.B. Techni-1 kerlnnen/lngenieurlnnen, Beschäftigte im Gesundheitswe-

: sen, Beschäftigte im Verkehrswesen etc.). Damit würde die 

~ AfA ihre innerparteiliche Bedeutung erheblich vergrößern 
~ und zu einem dynamischen Faktor der Gesamtpartei wer-

den. 

Neben den Arbeitsgemeinschaften und ggfs. selbständi­

gen sozialdemokratischen Verbänden sollte die SPD offen 

für weitere Interessengemeinschaften auf fachlichen, reli-
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giösen, sportlichen und anderen kulturellen Gebieten sein 

(von alternativen Freizeitvereinen bis zu linken Computerc­

lubs) . Hier müßte über Möglichkeiten für eine Art "korJ» 

rativer" oder "assoziierter" M itgliedschaft solcher Grup­

pen nachgedacht werden . Ihnen wären ebenso wie tradi­

tionell befreundeten Gruppen Mitsprache- und Vertr• 

tungsrechte innerhalb der Partei (bis hin zum Gastdelegier­

tenstotus) systematisch und gezielt einzuräumen. Auf diese 
Weise könnte die Durchlässigkeit zwischen Partei und 

politisch-kulturellem Umfeld deutlich erhöht werden. 

Kontlnulerllche Erneuerung In 
Funktronen und Mandaten 

Um Ämterhäufung und undemokratische Mochtkonzentra­

lion zu verhindern, dürfen Funktionörlnnen und Mondats­

trögerlnnen der SPD nicht mehr als ein Mandat und zwet 

Vorstandsfunktionen für die Partei zugleich ausüben. Sie 

sollen auf der gleichen regionalen Ebene nicht zugleich 

ein Mandat/Spitzenomt in einer staorlichen/kommunalen 

Exekutive und eine reguläre (stimmberechtigte) Vorstands­

funktion in der Partei ausüben. 



- .. nktionörlnnen und Mondotströgerlnnen sollen nicht lön­
?Jll ols 2 W ohlperioden oder 8 Johre dasselbe Amt 

:.süben, Ausnahmen erfordern eine 3/4-Mehrheit im 

W11Chlenden bzw. nominierenden Gremium. Die Zielorien­

't!enJng sollte dorin bestehen, doß bei jeder Wohl oa. ein 
:>';l!el der jeweiligen SPD-froktion und anschließend ouch 

c,es Froktionsvorstonds erneuert werden. Über die listen 

:er Portei ist außerdem kurzfristig abzusichern, doß noch 

«>er Kommunal-, Londtogs-, Bundestogs... und Europowohl 
- der jeweiligen SPD-froktion sich mindestens 5% der 

A.ogeordneten im Juso-Alter befinden. 

~prechend ihrer realen Bedeutung müssen zumindest 

~ leitenden und Geschäftsführerinnen der Portei und ihrer 

J.~itsgemeinschoften als politische Houptomtliche ong&­

sehen und demokratisch ouf den entsprechenden Porteito­
gen bzw. A~Kongressen für jeweils zwei Johre gewählt 

""9l'den (wie dos bisher bei der Bundesgeschäftsführung 

~ in einigen Juso-Gliederungen bereits geschieht). 

~itoge sollen grundsätzlich öffentlich logen, Vorstände 
:,orteiöffentlich, geschäftsführende Vorstände vorstondsöf­

-.f'rlich; die Beschlußprotokolle dieser Gremien sollen 
~Jsprechend zugänglich sein. In Antragskommisionen zur 

orbereitung von Porteitogen sollen die vom Vorstand 

:,enonnten Mitglieder lediglich beratende Stimme hoben. 

.::bar Anträge ist grundsätzlich in der Soche (olso nicht 

:xiuschol über ggf. anderslautende Vorschläge der An­

'!'09skommission} abzustimmen, es sei denn, die Antrag­

saellerlnnen übernehmen den Vorschlog der Antragskom­

=ssion oder der Parteitag beschließt im Einzelfall aus... 

oriicklich ein anderes Verfahren. 

:>es bisherige System der Einpersonenwahlkreise führt 

:,czu, daß insbesondere in Regionen, wo d ie Portei mehr­
"1e0lsfähig ist, sich in der Regel jener schon angesprochene 

sozioldemokrotische Typus durchsetzt, der heute die Portei­

s:rulttur dominiert: männlicher Bewerber im Alter von 40-60 
,ohren mit gesicherter beruflicher und familiärer Position 

od jahrzehntelanger Aktivität in den regionolen Porteigli&­

:;erungen. Die reol vorhondene und zunehmende Plurolitöt 

oer in der SPD und in der Bevölkerung politisch oktiven 

Gruppen konn sich ouf diese We ise nicht unter den 

(ondido ttnnen und M ondotsträgerlnnen widerspiegeln. 

Jm die notwendige Berücksichtigung verschiedener Krit&-

;en (Frouenquote, Juso-Beteiligung, inhaltliche Kompeten­

zen und poli tische Orientierung, Verankerung in verschie­

denen soz ialen, kulturellen und politischen Gruppen und 
Milieus) bei der Aufstellung und Wahl von Kandidatinnen 

zu ermöglichen, ist bei Rots-, Landtags... und Bundestags... 
wohlen von W ohlkreisen mit nur je einem/einer Kondido­

tfn abzurücken zugunsten von größeren regionalen Woh~ 

t:reisen, in denen jeweils eo. 10 Mondote zu vergeben 

sind, die noch den Stimmanteilen unter den regionalen 

lliten der verschiedenen gewählten Parteien aufzuteilen 
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Neue 

formale 

Regelungen 

der 

•• mussen 
• eine 

ergänzt werden 

sind. Die Hälfte der Mandate soll nicht über die Wohlkrei­

se vergeben werden, sondern über die Rats- oder Londes... 

listen der Parteien, so doß die Gesomtzohl der Mandate 

dem Stimmenonteil der jeweiligen Portei insgesamt ent­

spricht. In diesem Sinne soll sich die SPD für eine Reform des 

Wahlrechts einsetzen. 

Schaffung einer demokratischen Streitkultur 

Neue formale Regelungen der innerporteilichen Willensbi~ 

dung und Wahlvorgänge sind unverzichtbar, müssen aber 

durch eine demokratische Streitkultur ergänzt werden, die 

sich nicht verordnen läßt. Es wäre allerdings notwendig, 

einen gewissen Konsens über eine derartige Streitkultur 

und damit auch über die Rolle von Parteiflügeln und 
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Strömungen herzustellen . Strömungen sind nur dann pr<> 

blemotisch, wenn sie . wie bei Teilen der Jusos, ober auch 

in vielen kommunalen Zusammenhängen . als Instrumente 

für kleinkarierte Grobenkriege um Ansehen und Pöstchen 

und als Deckmantel für innerparteiliche Seilschaften die­

nen. Zukünftig sollten sie sich inhaltlich.programmatisch 

immer wieder neu ausweisen, müßten sie entsprechende 

Meinungsverschiedenheiten transparent machen und auf 

diesem Wege die gesamte Partei mit ihren Untergliederun­

gen vor Entscheidungen stellen. 

Es sollte gefördert und sogar verlangt werden, doß Partei­

strömungen rechtzeitig vor Bundesparteitogen Positionspa­

piere bzw. Plattformen vorlegen, denen sich die Unterglie-­

derungen und Delegierten zuordnen können, so daß ein 

transparentes Bild der innerparteilichen Meinungen und 

Kräfteverhältnisse entsteht. Auf dieser Grundlage könnten 

dann auch inhaltlich tragfähige und verbindliche Kompr<> 

misse beschlossen und inhaltlich ousgewiesene wie auch 

ausgewogene Personalentscheidungen getroffen werden. 
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Die SPD würde damit nach 

innen und auch nach au­

ßen politisch interessan­

ter, lebendiger und span­

nender werden und sich 

von einer diffusen "Volks­

partei" zu einer wirkli­

chen Programmpartei 

entwickeln • 
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Heiko Schulze, Gelsenkirchen 

NEUES DENKEN 
AUF ALTEN PFA­
DEN-GEDANKEN 
ZUR ORGANISA­
TIONSDEBATTE 
IN DER SPD 
Die Zukunft der SPD ist ein ähnlich 
spannendes Thema wie die Zukunft 
der G<lsel/schaft. In der aktuellen 
Debatte stehen programmaffsche Posi­
Honen im Vordergrund: Die Grund­
safzprogramn>Diskussian ist (vorläu­
fig) abgeschlossen. Die Arbeitsgruppe 
Fortschritt 90 /egle ein Konzept vor, 
um Visionen und Regierungsprogramm 
unler einen Huf zu bringen. 

DEMOKRATIE 

Die Zukunft der Sozialdemokratie ist 
allerdings mehr als eine Programmfra­
ge. Auf sie aufbauend sollte auch eine 
Organisafonsdebotte geführt werden. 
Denn es ist eine Binsenweisheit, daß 
Programme nur do trogen können, wo 
sie gesellschaftlich umgesetzt werden 
können. Die derzeit etwas vernachläs­
sigte Organisationsdebatte spielte sich 
in den letzten Jahren - direkt oder 
indirekt-auf vielen, teilweise völlig ver­
schiedenen Ebenen ob: 

• Da erlebte die SPDGeschichtssch rei­
bung bis heute eine Renaissance, 
indem sie Aspekte des noch dem 
Kriege preisgegebenen "Sozialde­
mokratischen Lagers" aufarbeitete: 
Wohn- und Konsumgenossenschaf­
ten, Arbeitersportvereine, Jugend­
und Erziehungsorganisationen, Ar­
beitergesangvereineoderollgemei­
ne Initiativen im Kulturbereich. 

• Da veröffentlichte der SP~ortei­
vorstand bereits im August 1984 
eine Sinus-Studie, die von geänder­
ten gesellschaftlichen Milieus und 
Wertorientierungen spricht, denen 
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sich die Partei anzupassen habe, 
um wieder mehrheitsfähig zu wer­
den. 

• Da skizzierte der Frankfurter Unter­
bezirksvorsitzende Martin Wentz 
eine neue Parteistrategie, die sich 
an den gewandelten Interessen 
sowie veränderten Lebens- und 
Arbeitsformen orientieren müsse. 
Fazit: Traditionelles Parteileben und 
Aussagevielfalt wird in Frage ge­
stellt, die Konzentration auf weni­
ge, "symbolische" Polittkbereiche 
empfohlen. 

• Da schrieb der ehema­
lige Vorwärts-Autor 

DEMOKRATIE 

Richtung bildet der seit Münster gege­
bene Betriebsgruppenstatus. isoliert 
und für sich genommen geht dieser 
AfA-Erfolg jedoch cm Kernproblem, 
einer grundlegenden Organisations­
reform, vorbei. Andererseits bietet er 
gerade zur jetzigen Zeit, in der Partei­
gliederungen ihn umzusetzen begin­
nen, einen geeigneten Anlaß dazu, 
die Debatte über die Organisationsre­
form weiterzuführen und mit Konse­
quenzen auszustatten. 
Stellen wir noch einmal die Ausgangs­
lage dar, um die es geht: 

Michols inzwi­
schen schon 

Wolfgang Michol ein 
Buch mitdem Titel "SPD 
-stootstreu und jugend­
frei", in dem der Partei 
in frischforscher ,\,\onier 
eine vollkommen ver­
altete Organisations­
struktur vorgehalten 
wird . Ein Fazit: Die 
Partei müsse sich der 
fortschreitanden • Ame­
rikanisierung" der Ge-

Im Kern jedoch trilfl Micha 
ein Kardinalproblem, mit 
dem alle Ortsvereinsvor­
stände zu kämpfen haben: 
die mangelnde Bereitschaft 
der erdrückenden Mehrheit 
von Mitgliedern, sich an der 
Parteiarbeit zu beteiligen. 

fast vergesse­
nes Buch bie­
tet uns nur 
dürftige Vor­
schläge, wie 
Konsequenzen 
auszusehen 
haben. Als Si­
t uot io n s be­
schreibungdes 

sellschaft anpassen. 
• Da gab und gibt es den Douerwor­

ner Peter Glotz, der immer wieder 
von einer notwendigen Erneuerung 
der Organisation spricht und die 
"Kompognelähigkeir derParteiwi&­
derherstellen will. Dramatische Stu­
dien der letzten Jahre- beispielswei­
se aus den Bezirken Hannover und 
Bremen - führen zu Schlußfolgerun­
gen, die in eine ähnliche Kerbe 
schlagen. 

• Da gibt es die Dauerbemühungen 
um den "lebendigen Ortsverein", 
die zumeist in Papieren oder Semi­
naren versanden. 

• Da fällte der Parteitag 1988 eine 
historische Organisationsentschei­
dung wie die Frauenquotierung. 

• Ein weiteres Produkt dieses Partei­
tags ist der nun mögliche Betriebs­
gruppenstatus, der das Delegations­
und Antragsrecht auf eine zweite 
Basisgliederung erweiterte. 

Nahezu olle aufgeführten Punkte besi~ 
zen einen gemeinsamen Nenner: Das 
reale Parteileben der Sozioldemokro­
tie müßte sich, wollte es den jeweiligen 
Rezepten nachkommen, vor ollem im 
organisatorischen Bereich erheblich 
verändern. 
Einen wichtigen Schritt in die richtige 

sozialdemo­
kratischen Par­
teilebens taugt 

es iedoch allemal. Die Position des Au­
tors, daß es kaum etwas langweilige­
res als Versammlungen von SPD-Orts­
vereinen gebe, mag überzogen und in 
ihrer pauschalen Form ungerecht sein. 
Im Kern jedoch trifft !l!._ein Kardinol­
problem, mit dem olle Ortsvereinsvor­
stönde zu kämpfen hoben: die man­
gelnde Bereitschaft der erdrückenden 
Mehrheit von Milgliedern, sich an der 
Parteiarbeit zu beteiligen. Ortsvereins­
versammlungen, auf die sich selbst 
Funktionäre nur pflichtbewußt hinquö­
len, sind sicherlich keine Erfindung. 
Die Zahl der Gesichter, die man im 
Parteileben einmal und nie wiedersieht, 
dürfte die der Aktiven im Regel/olle 
weit übersteigen. Die Negativliste läßt 
sich insbesondere von HOrtsvereins­
proktikern" beliebig erweilarn. 
An vielen Symptomen dieser Motivo­
tionskrankheit läßt sich sicherlich er­
folgreich herumdoktern: attraktivere 
Themen, Verjüngungen und Feminisi~ 
rungen, besseres persönliches Mitein­
ander, neue regionale Zuschnitte, 
Einbeziehung örtlicher Initiativen, 
gläserne Strukturen. 
Ein Kordinolproblem bleibt jedoch auch 
beim gräßfen Einsatz bestehen: das 
Regionalprinzip als "Non plus uhra" 
der Möglichkeit, auf das Parteileben 

Einfluß zu nehmen. Genau hier müs­
sen unsere Überlegungen ansetzen, 
wenn wir erfolgreich auf die vielbe­
schriebenen veränderten Interessenla­
gen und Sozialstrukturen eingehen 
wollen. 
Beispiel: Ist es eigentlich notwendig, 
daß sich eine Arbeitsgemeinschaft 
zunächst als Bittsteller bei Unterbe­
zirksvorstond oder Ortsverein vorste~ 
len muß, um dem UB-Porteitag einen 
Antrag vorlegen zu dürfen? Muß ein 
örtlicher "Sozialistischer Computerc­
lub" einen fochchinesischen Antrag 
zur Technologiepolitik erst durch Orts­
vereinsversommlu ngen peitschen, 
wenn er ihn in die Parteiberatung 
höherer Gliederungen einbringen will? 
Delegiertenstatus und Antragsrecht 
bleiben nicht selten unüberwindliche 
Hürden. Anders gefragt: Müssen olle 
Genossinnen und Genossen, die spe­
zielle Interessen verfolgen, in "förmli­
cher" Weise gezwungen werden, sich 
auf Stodttei~ bzw. Ortsvereinsebene 
zu betätigen (wes auf freiwilliger Ebene 
ohne Zweifel wünschenswert ist)? 
Eine Abspeisung mit der vielstropo­
zierten "beratenden Stimme" in Vor­
ständen oder auf Parteitagen ist keine 
zufriedenstellende Antwort ouh'clie 
aufgeworfenen Frogen. -· -· · 
Eine Patentlösung kann aud:f · 
Aufsatz nicht anbieten. Naei~; 
terbreiteterVorschlog bouti~: · 
Elemente des historischen -
auf.Lager sind noch gängiger( .. 
tion politische Subsysteme;·d~t__: 
eigenständige politische Kulturei~ 
sen, in deren Mittelpunkt zwoi',;~­
Partei steht, die aber über di,,bloße 
Parteifunktion hinaus· die gesamte 
Gesellschaft prägen. 
Ein erneuerter und ondersortiger-1.a­
gerbegriff hätte, um dies vorweg zu 
betonen, nur bedingt etwas mit dem 
historischen sozialdemokratischen 
Lager zu tun. Der Begriff versteht sich 
somit als bewußt gewählte Hilfskon­
struktion. 
Das traditionelle Lager zeichnela sich 
vor ollem dadurch aus, daß es sich 
bereits in seiner Zielgruppenbezeicl,. 
nung vom Produktionsbereich her 
definierte: Arbeitetjugend, Arbeiter­
sport, Arbeitergesang, Arheitarbildung 
u.o„ Kollektive Erfahrungen im Pro­
duktionsbereich prägten die Varste~ 
lungen, wie die Freizeit -organisiert 
werden sollte. Das historische Dilem­
mo des alten Lagers war es - ollem, 

' 
i 

.! 



im Grunde nie aus seiner aufgezwun­
genen sozialen Ab.choltung heraus­
gekommen zu sein. 
Andererseits bewahrte es einen be­
wußtseins mäßig weit entwickelten Kern 
von lv\enschen, ohne die ein Wieder­
aufbau der sozialdemokratischen 
Massenpartei nach 1945 nicht mög­
lich gewesen wäre. Historische Ver­
diensle des ehemaligen Lagers waren 
vor allem dreierlei Natur: 

1. 
Eine breite Palette von Betätigungs­
möglichkeiten schul der Partei ein 
großes Potential an Aktiven, die sich in 
ihr heimisch fühlten und für Aktionen 
mobilisierbar waren. 
2. 
Das Lager brach-
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Bewegung - unlerschiedliche Vor­
stellungen von Arbeit, Kultur, Erzie­
hung oder allgemeinen Formen der 
Freizeitgestaltung. 

• Die Wahl von Medien-, Bildungs­
oder Erziehungs-, Vereins-1 Initiati­
ven-, selbst Kneipenangeboten wird 
zunehmend "lagerspezifisch". Hin­
zu treten immer mehr organisatori­
sche Zusammenschlüsse in Selbst­
hilfeiniHaHven, Aktionsgemeinschaf­
ten, Genossenschaften, Kneipen­
Kollektiven, alternativen Sport- und 
Kulturvereinen etc. 

Dieses vorhandene Potential bzw. 
Milieu ergänzt viele Angebote, die 
sich noch aus dem historischen sozial­
demokratischen Lager "hinübergeret­
tet" haben: 

Arbeiterwohlfahrt, 

und Delegationsrecht bietet sich von 
der US.Ebene aufwärts vor allem für 
folgende Arbeitsbereiche an: 

• Bosisorganisationen, die in einem 
größeren Arbeitszusammenhang 
wirken: Betriebsgruppen, Studenten­
gruppen, Schülergruppen u.a.; 

• Jungsozialisten; 
• Frauengruppen; 
• Künstler und Kulturinitiativen; 
• Sozialdemokratisch orientierte 

Selbsthilfeinitiativen und Genossen­
schaften; 

• Berufsgruppen (etwa im High-Tech­
oder Ingenieurbereich); 

• Seniorengruppen; 

te im Produktions­
wie im Reproduk­
tionsbereich ein 
Stück "Gegenge­
sellschaft" hervor, 
welche sich am 
Ideal des soziali­
stischen HNeuen 
Menschen" und 
an solidarischen 
Umgangsformen 
orientierte. Lager 
war Kampf- und 

Dm sich aus dem alten Lager 
gedankcn cntvvick e:lride dem o 
kratische Proiekt definiert w:h 
in er~1Pr Linie nicht aus dem 
Produktirn1s-, rnnde111 aus dem 
Rep1oduktiondx,reich In ci 
ncm gewissen Sinne ist es 
längst da, wenn dies auch 
fX'ileibr- nicht im "puren" Sin­

no sozialdemokratisch zu 
ncr1nen ist 

Falken, Naturfreun­
de, Arbeitersamariter­
bund1 nicht zu verges­
sen der mit der So­
z i a I d emokrat i e 
freundschaftlich ver­
bundene gewerk­
schaftliche Organisa­
tionsbereich. 
Die Vielfalt der lnter­
essen1 die zu den ge-

• Politische Clubs als Neigungsgrup­
pen: Theorieorbeitskreise, 3 .-Weh­
Gruppen1 Umweltschützer, Friedens­
gruppen, Christen oder Freidenker, 
Pädagogische Initiativen, Hobby­
sportvereine, Chöre, Computerclubs 
u.v.m.; 

• bisherige Arbeitsgemeinschaften 
bzw. Arbeitskreise, soweit ihr Betä­
tigungsfeld nicht bereits in den oben 
genannten Zusammenhängen erfaßt 
ist. 

Auch befreundete, ausdemolten Lager 
hervorgegangene Organisationen sind 
in dieses Gesamtkonzept einzubinden 
und mit Beteiligungsmöglichkeiten­
beispielsweise Antragsrechten- zu 
versehen. 

Lebensgemein-
schaft in einem. 
3. 
In allen Betättgungsbereichen des 
sozialdemokrattschen Lagers orientter­
te man sich an Inhalten, die zumindest 
den Anspruch besaßen, sich von denen 
des bürgerlichen Lagers grundlegend 
zu unterscheiden. 

Alle drei Punkle sind es, die den Lager­
gedanken für die heutige Organisa­
tionsdebatte diskutabel machen. Na­
türlich geschieht dies mit einer ganz 
zentralen Einschränkung: Das sich aus 
dem alten Lagergedanken entwickeln­
de demokratische Projektdefiniertsich 
in erster Linie nicht aus dem Produk­
tions-, sondern aus dem Reproduktions­
bereich. Auch geht es nicht darum, es 
mit bombastischem organisatorischen 
Aufwand zu schaffen. In einem gewis­
sen Sinne ist es längst da1 wenn dies 
auch beileibe nicht im "puren" Sinne 
sozialdemokratisch zu nennen ist: 

• Überall in der Gesellschaft begeg­
nen uns-auch als Resultat der 68er-

nannten organisatori­
schen Konsequenzen 

geführt haben, verlangen Antworten, 
die auch die Organisa­

tionsdebatte der SPD 
geben muß. Auch wei­

Zen~ale Frage: 
Wie organisiere ich inter­
essengebundene Organi­
sationsformen im Parteile­
ben der SPD? 
Antwort: 
Nicht durch eine "Singula­
risierungn politischer Aus­
sogen, sondern durch eine 
"Pluralisierun9" der Par­
teiorganisotionl 

Das bisherige Prinzip von "or­
dcnrlichcn" Parteigliederungen, 

Arbeitsgemeinschaften und Ar­
beitskreisen muß es sich gefal. 
len lassen, hinterfragt zu wer· 
den Als mögliche Antwort bie­
tet sich dann in der Tot ein Ür· 

ganisalionsmodell an, das eine 
institutionelle Verankerung 
mehrerer und unterschiedlich 
großer Gruppen zur Folge hat. 

tere Tabus 
könnten in 
diese Diskus­
s i on einbe­
zogen wer­
den: 
• Die bishe­
rige Form 
der indivi­
duellen Par­
teimitglied­
schalt muß 

Diese Pluralisierung darf kein Tabu 
kennen. Das bisherige Prinzip von 
1'ordentlichenn Parteigliederungen, 
Arbeitsgemeinschaften und Arbeitskrei­
sen muß es sich gefallen lassen, hinter­
fragt zu werden. 
Als mög liehe Antwort bielet sich dann 
in der Tat ein Organisationsmacell an, 
das eine institutioneUe Verankerung 
mehrerer und unterschiedlich großer 
Gruppen zur Folge hat. Ein Antrags-

nicht für alle 
Zeiten festgeschrieben werden. 
Auch über die Möglichkeit, eine 
korporative Mitgliedschaft über eine 
der genannten Vereinigungen zu 
erwerben, sollte geprüft werden. 

• Schließlich könnte bei allem Für und 
Wider diskutiert werden, ob es im 
Sinne einer Effektivierung der Par­
teiarbeit sinnvoll ist1 zwischen akti­
ver und passiver Mitgliedskartei zu 
unterscheiden. 

~.· 

' 

Selbs~edend muß der Ortsverein als 
Organisationsform, die kommunale 
Probleme "vor Ort" aufgreift, auch 
weiterhin eine dominierende Funktion 
erhalten. Die Größenordnung der Ein­
flußmöglichkeit anderer Vereinigungen 
ist eine zweitrangige Frage. Entschei­
dend ist allein die grundsätzliche 
Möglichkeit, Einfluß zu nehmen. Und 
die gibt es nun einmal nur dann, wenn 
Initiativen eingebracht, mitdiskutiert 
und mitabgesttmmt werden können. 
Das im Mai 88 vom 
Parteivorsfond einge­
holte Lange ·sehe 
Rechtsgutachlen zur 
Betriebsgruppenfra­
ge sagt in diesem Zu­
sammenhang unter 
Verweis auf den Po­
ragraphen 9, Abs. 2 
des Parteiengesetzes 
eindeuHg aus, daß 
Delegierte "anderer 
Organe des Gebiets­
verbondesn bis zu 
20% der Mandala auf entsprechen­
den Parteitagen besetzen können. 
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Resümee: 
Im Zuge des allseits beobachlelen 
Stammwählerschwunds bieletdas hier 
skizzierte Projekt eine Chance, durch 
den Aufbau eines soliden Fundaments 
und breilen Betätigungsfeldes dem 
Trend entgegenzuwirken. Bereits heu­
te ist es eine unumstößliche Erkenntnis, 
daß die Partei da stark ist, wo sie viele 
aktive Anhänger besitzt. 
Und: Ein Stückchen Wende kann durch 
sinnerlüllte Arbeit in inleressenbezo­

genen Artiku lo­
tionsräumen auf. 
gehoben wer­
den. Die immer 
wieder befürch­
lete. Gefahr, die 
SPD verkomme 
zum Wahlve­
rein, wäre ent­
scheidend ge­
mindert. 

• 

p r a k t • k a n 1 
gesucht 

l Vgl. nur beispielhaft: Hartmann Wt1nderer, AtbeJ. 
........_,.. und Ameiterparl&ien, Frankfurt/New York 
1980, sowi• Wilfried "°n der Will/Rob Surns, Ar. 
b.iterkuhtirbewegung in der Weimarer Republik, 
Franlcfurt/Serlin/Willtn 1982. 

2 Vgl. PlantJngsdoten Für die M.eh-hertlfOhigke!t der 
SPD. Ein forn:hungsprojekt des Vontcndes der 
SPD, Bonn August 198'. 

3 VgA. Mortln Wentz, Die Sozialdemali:;ratle vermlltek 
heulllt keine Visionen mehr, in: FR 18.08.1987 
sowie: Der soziale Wandel in der Dlenslleislungs. 
geMllschoft und seintt Auswirbmgen auf die Politik 
derFronkfurter SPD, Manuilkript, Franklurt/M. S11tpt. 
1986 

4 Wolfgang MlcnCJI, SPD. Slaats1reu und 1ugendfrei, 
Hamburg 1987 

5 Vgl. Peter Glotz, Rede auf der OJgOnlsallanspoliti. 
Khen Tagung der SPD am 02.03.1981 In Bann; 
vgl. Berichl iiber die Hannoveraner Sludie In: Spie­
gel Nr. 32/1987, S. 7lff.; zur Bremer Situation 
vgl. Herbert Brückner, Sechs .Y.ooote nod, dem 
Wahlsittggibtes trübe Flecken, in: FR 03.05.1988 

6 Zum Lagerbegriff in der vergleichenden Polmkw!s. 
111tmchoft vgl. li:udalf Sreininger, Polarisierung und 
Integration, >J.eiMtnheim am Glan 197 5 

7 Einen verleichboren VorM:hlag macht tJ.a. Hans.Jiir· 
gen Lange in: Vorwörts Nr. 20, 16.05.1987 

8 Klaus lange, Rechtsgutachten zur VertrettJng der 
Betriebsgruppen in der SPD, Gießen Mai 1988, S. 
82ff . 

t 1 n 

Der spw-Verlag sucht ab dem 1. Juli 1990 oder zu einem 
späteren Zeitpunkt eine/n Praktikantin im Verlagswesen. 
Mindestdauer des Praktikums ist 3 Monate. 

BEWERBUNGEN UND NACHFRAGEN RICHTEN AN: 

SPW-VERLAG • KIELERSTR.13 • 5000 KÖLN 80 



Matthias Machnig, Soziologe, Bonn 

DEMOKRATIE 
ALS POLITI­
SCHES PRO­
JEKT. - ANMER­
KUNGEN ZUR 
GEGENWÄRTI­
GEN DEMOKRA­
TI ETH EORETI­
SCHEN DISKUS­
SION. 

Demokratie istwieder zu einem Thema 
geworden. Verkünden die einen selbsl­
herrlichden "Sieg der Demokratie über 
die Despotie" in Osteuropo, beginnen 
jenseils des konservoNven Lagers Di„ 
kussionen über die Zukunft demokroti­
scher Strukturen, die Defizite bisheri­
gerdemokroNscher Reg~!ierungen zum 
Ausgongspunkt ihrer Uberlegungen 
machen. 1 
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In der öffentlichen und politischen Di„ 
kussion werden hingegen die funda­
mentalen Veränderungen in den osteu­
ropäischen Ländern allgemein als Beleg 
für das emanzipatorische Potential der 
demokratischen Idee, der Überlegen­
heitdes westlichen Demokrotiemocells 
angeführt. Das demokratische Prinzip 
westlicher Prägung, so die allgemeine 
Einschätzung der Umbruchprozesse in 
den osteuropäischen Ländern, sei nun 
endgültig als Sieger aus der Phase der 
Systemkonkurrenz hervorgegangen 
und zum hegemonialen Modell ge­
worden. Politisch ideologisch erleben 
wir damit eine Dislussion, die Kapi­
talismus und DemokroNe gleichsetzt. 
Nur der Funktionszusammenhang von 
Kapitalismus und repräsentativer 
Demokratie biete überhaupt die Nv.;s­
lichkeil einer humanen gesellschaftli­
chen Entwicklung. 
Dabei ist gerade in den selbsternann­
ten "Mutterländern" der Demokratie 
eine umfassende Erosion demokrati­
scher Prinzipien feststellbar. Das 
demokratische Postulat ist immer stär­
ker zu einer Leerformel geworden, 
deren klare inhaltliche Ausrichtung, 
deren normativer und operativer 
Charakter durch die Entsubstontiolisie­
rung des Begriffs und seiner Praxis 
entwertet ist. Gerade die Praxis westli­
cher Demokratien zeigt nochdrücklich, 
daß das "Problem der Gegenwart jisll 
jo nicht ein Mangel an rhetorischer 
Anerkennung demokrotischer Legitimo­
Nonsformeln, sondern die Wohllosig­
keit ihrer Beschwörung"2 ist. 

• 

Vor dem Hintergrund des Bankrotts 
des nochstolinistischen Systems osteu­
ropäischer Prägung werden die ln­
holtsleereund die institutionell defizitä­
re Struktur demokrotietheoretischer 
Vokabeln wie Volkssouveränität, 
Gewaltenteilung, Mitbestimmung etc. 
in den westeuropäischen Ländern nicht 
als Krisensymptome wahrgenommen. 
Die Systemkonkurrenz als politisch 
dominante Struktur der Nach­
kriegsepoche hol jedoch bei nüchter­
ner Analyse in beiden Systemen letzt­
lich das Spannungsverhältnis von insti­
tutioneller Struktur und normativem 
Anspruch der demokratischen Frage 
zerstört. Während die westlichen 
Gesellschaften aufgrund verfassung„ 
rechtlich fixierter Freiheitsrechte die 
Möglichkeit boten, für die Fortenl­
wicklung und Verteidigung bürgerlich 
demokratischer Strukturen öffentlich 
einzutreten, hat die ldeokratie in den 
osteuropäischen Ländern durch die 
Zerstörung von Rechlsstootlichkeit und 
Bürgerrechten letztlich zu einer Zerstö­
rung der demokratischen Potentiale 
geführt. Hai sich in den westlichen 
Ländern eine Formation entwickelt, das 
Gramsci auf die Formel "Hegemonie 
gepanzert mit Zwang" als reales Struk­
turprinzip gebrochl hat, etablierte sich 
in sloalsbürokrotischen Gesellschaften 
ein System der Regression des Staates 
auf seine repressiven Strukturen, also 

der syslemolischen Dekonstruktion der 
"bürgerlichen Gesellschaft" im Sinne 
Gromscis. 
In der soziologischen Diskussion der 
DDR noch den revoluNonören Pro­
zessen vom Herbst letzten Jahres wird 
daher zunehmend sogar die Meta­
pher des "Feudalismus" für die politi­
schen Herrschoftsverhöltnisse in der 
DDR verwandt, in dem ein 'Syslem 
persönlicher Abhängigkeit, polrimo­
nioler Kooperationsform, regionaler 
Fürstentümer" zur real existierenden 
Herrschaftspraxis gehörte.3 

Die Politische Linke in der Bundesrepu­
blik hol bisher keine Einstellung zu 
diesen Fragen gefunden. Einerseits war 
ihre "demokratische Phantasie" lange 
Zeil blockiert, da mon belürchtele, 
daß "eine prinzipielle Kritik an den 
osteuropäischen Volksdemokratien 
zwangsläufig in eine Apologie der 
existierenden liberalen Demokratien 
münden müßte"•, während man ande­
rerseits die Frage liberaler Freiheits­
rechte und verfossungspolitischer Fro­
gen als lediglich formale, bürgerlich­
demokratische Prinzipien kritisierte und 
die Reolisierung von Demokratie - als 
umfassendes Gestoltu ngsprinzip- häu­
fig auf die Realisierung der jeweiligen 
sozialistischen Visionen vertagte. 
Die ünke sieht vor der sicherlich nicht 
leichten Aufgabe, zukunftsweisende 
demokrolietheoretische und - prakti­
sche lnnovotionen zu entwickeln. 

Die Geburt der Zlvllgesellschaft 

In der gegenwärtigen politischen Di„ 
kussion wird ongesichls der grundle­
genden Veränderungen in den politi-

DEMOKRATIE 

sehen und gesellschaftlichen Verhäl~ 
nissen in den osteuropäischen Län­
dern bisweilen eine Parallele zu den 
revolutionären Umgestaltungen wäh­
rend der Französischen Revolution vor 
200 Jahren gezogen. In diesen revolu­
tionären Veränderungsprozessen des 
18.Jahrhunderts konstituierte sich ersl­
mols eine Sphöre des Politischen und 
eine Sphäre des autonomen Handelns. 
Erst die Säkularisierung der gesel~ 
schoftlichen Verhältnisse und Dekor­
porolion gesellschaftlicher Mochl bo­
ten die Voraussetzungen für eine Selbst­
konsliluierung der Gesellschoft ge­
genüber absolutistischen Herrschafts. 
formen und dieMöglichkeilfüroutono­
mes gesellschaftliches Handeln. 

Die Transformation der Staatsunterto­
nen in autonom handelnde Bürger 
durch ein Netz von Kooperationen 
und Assoziationen gegenüber dem tro-

· ditionellen Ort der Mochl, dem Sloal, 
begründet die Zivilgesellschaft und 
damit eine neue Verkehrsform der Ge­
sellschaftsmitglieder untereinander 
jenseits überkommener politischer 
Autoritäten. Damit wurden die Grund­
lagen gelegt, gesellschohlich ausge­
handelte Rationalitätskriterien zum 
Strukturprinzip der Selbstregulierung 
einer Gesellschaft zu machen, die nun 
gesellschaftliche Auloritölen und ein 
Ensemble gesellschaftlicher Regeln 
über Teilnahme und Verfahren gesell­
schaftlicher Entscheidungsprozesse 
autonom entwickeln konnte. Dieses 
System gesellschahlicher Ralionolisie­
rungen ist die Voraussetzung für die 
Entwicklung einer bürgerlichen Ge­
sellschoh im Sinne Gromscis und bin­
det Herrschaft innerhalb dieser gesell­
schofrl ichen Verfahrensregeln an he­
gemoniale Strukturen. Das System 
individueller Gehorsomsbereilschoft 

wird transformiert in ein System verfas­
sungsrechtlicher Selbstverpflichtungen 
der Gesellschaft, als Vorousselzung, 
nicht als Erfüllung gesellschaftlicher 
Partizipolionsmi5slichkeiten. Innerhalb 
dieses Prozesses werden nun auch 
Wissen und Macht aus der Sphäre 
einer transzendenten Ordnung in die 
säkularisierte Zivilgesellschaft trans­
formiert und müssen sich gesellschaft­
lich entwickelten RolionalitötskNerien 
und Regulierungsmustern stellen. 
Das Projekt demokratischer Selbstre­
gierung ist also historisch an eine 
Reihe von Vorroussetzungen gebun­
den.5 Einerseits an die Sökuklrisierung 
religiöser leg iti motionsprozesse politi­
scher Herrschaft, an die Sicherung 
diskursiver Strukturen und Kommuni-

kationsfreiheiten, an eine öffentliche 
Sphäre als reAexive Selbstversicherung 
der Gesellschaft und schließlich an 
eine Disjunktion von Recht und Macht 
und ihrersländigen Überprüfung durch 
den öffentlichen Diskurs. 
Waren in der Phase des Abs~··i,'.nus 
Mochl und Gesellschah, dieslcifi\lnder 
Person des i'Äonorchen und seinirquosi 
religiösen Legitimation in Form des 
Gottesgnadentums verkörperten, noch 
eins, treten sie nun durch die genann­
ten Rotionalisierungprozesse ausei­
nander. Diese Trennung von Macht 
und Gesellschaft bildet überhaupt erst 
die Grundlage für Konflikte über unter­
schiedlichen Formen gesellschaftlicher 
Herrschahsordnung. In der demokrati­
schen Revolution treten also letztlich 
"die Faktizitöl der Mochl und ihre 
symbolische Repräsentation auseinan­
der."6 

Mit der demokratischen Revolution ist 
eine lnkorporierung der Macht inner­
halb einer demokratischen Praxis 
unmöglich geworden, sie ist nieman. 
den Besitzes mehr, sie kann nur noch 
symbolisch reprösentiertwerden. "Die­
ses symbolische Dispositiv, d.h. die 
Selbst-lnstituierung einer autonomen 
Zivilgesellschoh, vermittelt durch die 
Sphäre des Offentlichen und Politi­
schen gegenüber der leeren Stelle der 



Mocht, sowie die Disiunktion von 
Macht, Recht und Wissen, bildet die 
Grundlage einer demokratischen 
Republik und der Historizität der Ge­
sellscholt."7 Das symbolische Disposi­
tiv wird in Institutionen umgesetzt, die 
den Handlungsrahmen des Politischen 
obstecken, innerholb dessen die Ge­
sellscholt Macht über sich selbst ousü­
ben will. 

In welcher Form sich domit die gesell­
schaftliche Entwicklung vollzieht, ist 
damit keineswegs entschieden. Aber 
erst dos "symbolische Dispositiv der 
Demokratie" läßt diese Entwicklung 
überhaupt zu einer offenen politischen 
Frage werden, gibt der demokrati­
schen Frage überhaupt erst einen 
Projektchorokter. 

Ein solches theoretisches Modell bricht 
mit der gerade in der linken verbreite­
ten Vorstellung, "die dos politische 
Mochtpotentia I einzig im staatlichen 
Gewoltapparat lokalisiert" und damit 
in einerletz~ich "vormodernen Vorstel­
lung ( .. ) Macht (als) eine der Gesell­
scholl äußerliche Konstante" begreift.• 
Ein solches Modell insistiert auf der 
Handlungsfähigkeit der Gesellschaft 
gegenüber der "politischen Gesell­
schaft", also den repressiven Struktu­
ren des Klassenstaates, und setzt sich 
domit von systemtheoretischen Reduk­
tionen in der Gesellschaft.- und Staats­
theorie ab. Die Gesellschaft als legiti­
mer und praktischer Ort von gesell­
schaftlicher Macht kann erst durch eine 
solche theoretische Rekonstruktion 
überhaupt wieder sytematisch ausge­
wiesen werden. 

Die Antwort auf die demokratische 
Frage in den sozialistischen Ländern 
war hingegen die Zerstörung des 
symbolischen Dispasitivs und die 
Subordination der Gesellschaft unter 
ein behouptetesAllgemeininteresse und 
domit die Zerstörung "der T nennungs­
linie zwischen Stoat und Gesellschaft".• 

Der Versuch der etatistischen Ver­
kärperu ng der Gesellschaft wo r letz> 
lieh die extreme Form der "Ko­
lonialisierung der Lebenswelt" (Haber­
mas) durch bürokratische und ideokra­
tische Rationalität. John Stuart Hall 
siehtdaherouch im Etatismus," in dem 
der Staat soweitexpondiert, bis er mit 
der Gesellschoft zusammenfällt ( ... ) -
eine historische Tendenz ( ... ). die 
beiden, den realexistierenden soziali­
stischen und den kapitalistischen Klas­
sendemokratien gemeinsam ist" 10 und 
einen wesentlichen Hintergrund für die 
Deformierung der ursprünglich eman­
zipcJtorischen, sozialistischen Perspek­
tive darstellt. 

Ge rode die Entwicklungen in den ost­
europäischen Ländern bieten einen 
Beleg für die These der Sprengkraft 
des "symbolischen Dispasittvs der De­
mokratie", denn die ouf der "symboli­
schen Ebene behauptete Einheit van 
Arbeiterklossse und Volk, von politi­
scher Macht und Zivilgesellschaft 1 
war ) tatsächlich nur gewaltsam her­
zustellen"' 1, was letztlich dennoch 
nicht, trotz der staatssozialistischen 
"Apathiemaschine" I W.F.Houg) und 
der verordneten Subalternitöt der 
Gesellschaft, die Sprengkraft des 
symbolischen Dispasitivs der Demo­
kratie zerstören konnte. 

Die Entwicklung in den realsozialisti­
schen Gesellschaften zeigt, daß das 
historisch sich entwickelnde Handlungs­
potential einer Zivilgesellschaft damit 
olfenbor nicht grundsätzlich dome­
stisierbor ist. Mit dem normativen Po­
tential der demokratischen Frage und 
dem Handlungspotential der Zivilge­
sellschaft wird überhaupt erst die 
Voraussetzung zum Aufbau und zur 
Veränderung gesellschaftlicher Institu­
tionen und Verfahrensregeln geschaf-

fen. Gerade die Erfahrungen in den 
osteuropäischen Ländern scheinender 
These recht zu geben, daß "von einer 
Widerständigkeit des symbolischen 
Dispositivs gegenüber seinen institu­
tionellen Umsetzungen" auszugehen 
ist12 und damit ein Potential darstellt, 
an das ein reformorientiertes gesel~ 
schafHiches Projekt der linken inner­
halb eines kapitalistischen Vergesel~ 
schaftungstyps anknüpfen kann und 
muß. 

Das Ende der Geschichte? 

Durch die tiefgreifenden Veränderungs­
prozesse in den sozialistischen Län­
dern scheint für viele die Frage von 
demokratischer Entwicklung endgültig 
gelöst zu sein. Einige sprechen sogar 
vom Ende der Geschichte, so etwa der 
Planungschef im US-Omerikanischen 
Stote Departement Fukuyuma. 

Im Gegensatz zu den osteuropäischen 
Ländern hat es ln den westlichen 
Gesellschaften in den letzten Jahren 
kaum grundlegende, breit getrogene 
Diskussionen um die Frage von demo­
kratischer Ausgestaltung der Gesele 
schaften gegeben. Dies scheint inso­
fern nur konsequent, da per definitio­
nem die westlichen Gesellschaftsord­
nungen in Abgrenzung von den früh­
sozialistischen Gesellschaften das 
Monopol für demokratische Entwick­
lung reklamierten und angesichts der 
realen gesellschaftlichen Verhältnisse 
auch reklamieren konnten. lnnerge­
sellschaftlich wurden die osteuropäi­
schen Staoten als Negativfolie benutzt, 
um den Status qua in den westlichen 
Gesellschaften zu zementieren und die 
Frage demokratischer Innovation poli­
tisch zu marginalisieren. Mit den Ver­
änderungsprozessen in Osteuropa 
wird diese Legitimationsgrundlage nun 
endgültig entfallen. Es wird in den 
nächsten Jahren zu einer verstärkten 
Diskussion von Demokratie und ihre 
Ausgestaltung auch in den westlichen 
Industrieländern kommen. Denn der 
Attentismus im Hinblick auf demokrati­
sche und soziale Innovationen wird 
immer offenkundiger. 

Die demokratische Frage der heutigen 
Gesellschaften ist ein Produkt der 
Defizite bisheriger demokratischer 

Regulierungsversuche. Die sich immer 
stärker durchsetzende Tendenz zur 
Selbstprogrammierung des politischen 
Repräsentativsystems und seiner Insti­
tutionen ist dabei mit der Konsequenz 
verbunden, doß die sozialstaatliche 
,V.Ossendemokratie immer stärker "die 
Züge eines administrativ gesteuerten 
Legitimationsprozesses annimmt." 13• 

Weder die alten Formen des Parteien­
korporatismus noch die unterstellten 
Selbstregulierungsfähigkeiten von 
Markt, Technik undWissenschaftocler 
die patriarchale Überformung der 
Gesellschaft bieten eine Perspektive 
zu ihrer Gestaltung oder sind in der 
Loge, sich den existentiellen gesell­
schaftliche Herausforderungen zu stel­
len. Die neue demokratische Frage, 
die sich um die Themen Individualität 
und Sozialstaatlichkeit, Geschlechter­
beziehungen, GeskJltung der Wissen­
schaftlich-T echnischen Revolution etc. 
gruppiert, hat bisher noch keine demo­
kratische ocler institutionelle Antwort 
gefunden. Dazu nur ein Beispiel. 

Noch wievor ist eines der zentralen 
Impulse der Arbeiterbewegung, die 
demokratische Gestaltung der Produk­
tionsverhöltnisse1 eine nicht eingelöste 
Perspektive. Wirtschaftsdemokratie 
war und ist der Schlüsselbegriff, mit 
dem vor allem die Gestaltung des 
Verhältnisses von Kapital und Arbeit, 
als die entscheidenden ökonomischen 
Produktivkräfte, intendiert war. Dieser 
politische Ansatz hat sicherlich auch 
heute noch seine unumschränkte Be­
nechtigung. Er ist in dieser Form jedoch 
nicht mehr ausreichend, denn Wissen­
schaft und Technik sind zu so wichti­
gen Produktivkräften geworden, daß 
"der Faktor >Kapitol< nur in Zusam­
menhang mit der Verfügung über die 
Faktoren >Wissenschaft und Techno­
logie< und >Natur< richtig bewertet 
werden konn." 1-' Trotz dieser Entwick­
lung gibt es in den moclernen Industrie­
gesellschaften bisher kaum Ansätze 
einer systematischen Wissenschafts. 
und Technikpolitik, die sich den Her­
ausforderungen einer "Risikogesell­
schaft" stellt. Der Ausdilferenzierung 
und Elfektivierung gesellschaftlicher 
Subsysteme auf der einen steht auf der 
anderen Seite keine Innovation und 
ElfektivierunggesellschaftlicherGesto~ 
tvngsnechte und Partizipationsmöglich­
keiten gegenüber. Die Modernisierung 
bleibt auf den ökonomischen Sektor 
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beschränkt, während die Moclernisie­
rungsrückstände im politischen Bereich 
konserviert werden. Die Konsequen­
zen einer sokhen Entwicklung liegen 
auf der Hand: "Die Rationalität van 
Handlungen in Einzelbereichen ver­
trägt sich nur zu gut mit der Nichbe­
rücksichtigung gesellschaftlicher Or­
ganisations- und Koordinierungsnot­
wendigkeiten im ganzen. Insofern 
verfügt die moderne Industriegesell­
schaft durch die vielfältigen Prozesse 
sektoraler Optionssteigerungen zwar 
über eine effiziente Industrie und Ver­
waltung( ... ), weistoberalsGesellschoft 
i nsgesomt einen Modernitötsrückstand 
auf, der um so größer wird, je effekti­
ver die Teilsysteme werden ( ... )." 15 

Norberto Bobbio sieht die größte 
Gefahrlür die Demokratie doher auch 
in der weiteren Ausdifferenzierung der 
gesellschaftlichen Subsysteme und 
einen weiteren Trend zur polyzentri­
schen oder polyarchischen Gesell­
schaft.16 Dieser Trend ist - um keine 
Mißverständnisse aufkommen zu los­
sen - nicht durch eine stärkere Etatisie­
rung der Politik aufzufangen, sondern 
die Weiterentwicklung der Demokra­
tie wird entscheidend davon abhän­
gen," ob die Anzahl der Räume oder 
Bereiche gewachsen ist, in denen man 
dieses Recht ausüben kann." 17 

Diese defizitäre demokratische Grund­
struktur, in denen Fragen der demokra­
tischen und ökologischen Gestoltung 
der Investitionsentscheidungen und der 
Technologieentwicklung der Gesel~ 
schaft sytematisch vorenthalten wer­
den, hot sich inzwischen zu einem glo­
balen Bedrohungssyndrom ausge­
wachsen. Die Konsequenzen der Risi­
kogesellschaft äußern sich etwo in 
einem Unbehagen an der Moderne, 
an einem Protest gegen technische 
Innovation, in einem Zweifel an der 
herrschenden Fortschrittslogik, die als 
"Ang rilf der Gegenwart auf die übrige 
Zeir' (Alexander Kluge) begriffen wird. 
Es ist Ulrich Beck zuzustimmen, wenn 
er festhält, doß die Industriegesellschaft 
eine "halbierte Demokratie" hervorge­
bracht hobe, in der die Fragen der 
technischen Gesllschaftsveränderung 
der politischen Entscheidung entzo­
gen bleiben. 18 Fortschrittskonflikte 
rückten daher auch in den Mittelpunkt 
gesellschaftlicher Auseinandersetzun­
gen. Die in den 70er Jahren ent-

stehenden neuen sozialen Bewegun­
gen waren Ausdruck dieser Entwick­
lung. Neben den Sachthemen, die die 
Friedens- und Ökalogiebewegung 
angesprochen haben, waren diese Be­
wegungen auch Strömungen, die die 
Legitimität und den demokratischen 
Inhalt bestimmter politischer Entschei­
dungen problematisierten. 
Die Antwort auf den Pauperismus des 
19. Jahrhunderts war der moderne 
Sozialstaat. Die alles dominierende 
Frage im Übergang zu den 90ern und 
den kommenden Jahrzehnten loutet: 
Was istdiedemokrotische Antwort auf 
die Beherrschung und Regulierung der 
"Risikogesellschaft"? Die ent­
scheidendegesellschofHiche Konfliktli­
nie in den nächsten Jahren wird sich 
um diese Frage gruppieren. Dabei 
geht es um die Entwicklung der Vision 
einer"beteiligten Gesellschaft" (Lalon­
taine). also einerGesellschoft, die den 
Individuen die Möglichkeit gibt, an 
den realen Prozessen und Entschei­
dungsstrukturen sowohl im politischen 
als auch im ökonomischen Sektor tei~ 
zuhaben. 

Auf diese existentiellen Fragen besitzt 
das bisherige kapitalistische System 
ebenso wenig wie die gerade zu~om­
mengebrochenen administrcaff~n 
Kommandosysteme eine An~;;;:.:_ 
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Wir stehen nicht am Ende der'Ge­
schichte, sondern vor der Notwen­
digkeit eines neuen historischen Pro­
jektes demokratischer Regulierung, bei 
dem sich nachwievor die Frage stellt, 
"ob und wieweit es überhaupt noch 
möglich ist, die Demokratie zu retten 
ohne den Kapitalismus zu verbssen. " 19 

Konservative 
und Demokratie 

Die Konservativen, die sich gerne zu 
Grolshütern des demokratischen Prin­
zips erklären, haben sowohl historisch 
als auch politisch aktuell ein ambiva­
lentes bzw. ein rein affirmotiv-instih.1-
tionalistisches Verständnis von Demo­
kratie entwickelt. 

Dos Ausrufen einer post-histoire, die 
gegenwärtig ihre Entsprechung in der 
Rede vom Ende der Geschichte auf­
grund des "historischen Sieges" west-
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licher Demokratien über die "asiati­
sche Despotie" findet, ist dabei inner­
halb des konservativen Diskurses nichts 
fundamental Neues. Bereits in den 
60er Jahren sah Arnold Gehlen das 
Ende der Ideengeschichte erreicht.20 
Das Diktum vom Ende der Geschichte 
zu Beginn der 60er Jahre hatte dabei 
innerhalb des konservativen Diskurses 
die Funktion, die bürgerliche Gesel~ 
schalt der Vergangenheit zuzurech­
nen und damit das Projekt sozialer 
Emanzipation für beendet zu erklären. 
In diesen Funktionszusammenhang sind 
auch Deutungen wie die von Fukuyo­
mo einzuordnen. Auch hier wird nun 
die demokratische Frage ols endgültig 
gelöst proklamiert und damit versucht, 
der demokrotischen Froge ihren Pro­
zeßcharokter und ihre normative 
Grundstruktur zu nehmen. 
Konservativ~iberole Vordenker wie Karf 
Popper oder Josef Schumpeler haben 
ohnehin die Möglichkeit der Volks­
herrschaft als weder real existent noch 
theoretisch realisierbor interpretiert, da 
letztlich der Gegensatz zwischen 
Regierenden und Regienen unouflöslich 
sei.21 Demokratie reduziert sich im 
konservativen Denken damit lediglich 
auf eine Methode zur Wahl der Regie­
renden. Die Existenz formaler Institu­
tionen der repräsentativen Demokra­
tie gilt schon als Einlösung des demo­
kratischen Prinzips. Eeine inhaltliche 
Bestimmung und eine qualitative 
Anpassung an einen gewachsenen 
gesellschaftlichen Gestaltungs- und 
Partizipationsbedorf werden dabei von 
vornherein systematisch ausgeschlos­
sen. Das konservative Verständnis 
beruht auf der Vor>tellung von Demo­
kratie als statischer Struktur, ols Sum­
me von Verfahrensregeln, im Gegen­
satz zu einem immer wieder zu refor­
mulierenden Proiekt, das individuellen 
Partizipotionsansprüchen, neuen For­
men der lndividualitöt, neuen gesell­
schaftlichen Regulierungsnotwendig­
keiten Rechnung trögt. Ein solches 
Demokratieverstöndnis ist wesentlich 
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formal.inhaltlich fixiert, also an politi­
sches Handeln geknüpft, das so­
genannten gemeinwohlbezogenen 
Zwecken und Normen dient, die durch 
die Grundwerte der Verfassung fixiert 
sind. Konservative bezweifeln jedoch, 
doß diese Dispositionen auch zum 
Allgemeingut der gesellschaftlichen 
Individuen gehört, und verpflichten 
daher gesellschaftliche Institutionen auf 
wertsetzende und werterhaltende Akti­
vitäten, gegenüber denen der Bürger 
sich zu legitimieren hat. Dieser Hoffir­
mative lnstitutionalismus"22 trägt stark 
elitöre und etalistische Züge und redu­
ziert die demokratische Frage we­
senttich auf Probleme der Institution 
und der Methode, "Form und Verfah­
ren sind die Garanten, in denen der 
Inhalt oufgehoben ist."23 

Der Demokratiegedanke wird seines 
emanzipatorischen Impetus durch die 
Formalisierung des demokratischen 
Prozesses beraubt. Alleine der Stoa!, 
die staatlichen Organe und die Stoals­
bürger, deren Möglichkeiten ouf den 
Wahlakt reduziert werden, gelten als 
legitime Akteure innerhalb streng for­
malisierter Verfahrensregeln, wobei der 
ökonomisch-soziale Lebenszusamme~ 
hong der Individuen den Mechanismen 
des /';\arktes zugeordnet und nicht als 
Bereich demokronsch gesellschaftlicher 
Regulierung verstanden wird. Neokon­
servative Regierungspraxis seit 1983 
ist daher auch durch die "Entstootti­
chung des ökonomischen und Verstoat­
lichung des demokratischen Prozes­
ses"241 also des Abbaus sozialstaotli­
cher Schutzrechte bei gleichzeitiger 
Störkung der Dispositionsspielräume 
des Kapitals, gekennzeichnet. Ideolo­
gisch muß sich die linke mit einer 
Diskussion auseinandersetzen, die 
Kapitalismus und Demokratie gleich­
setzt. 

Der institutionalistische1 formalisierte 
Begriff von Demokratie erhölt im kon­
servativen Diskurs die Bedeutung, die 
staatlichen Institutionen zu nutzen, um 
den gesellschaftlich formulierten Wil­
len nicht ungefiltert auf die Ebene der 
staatlichen Entscheidungen durchdrin­
gen zu lassen. Insofern hat auch die 
alte Formel von Helga Grebing nach­
wievorGültigkeit, die den Konservatis­
mus als eine dem "Prozeß der Demo­
kratisierung immanente Gegenbewe­
gung"25 begreift . 

Unke und Demokratie 

Die politische Linke in der Bundesrepu­
blik hat gegenüber Fragen der Demo 
kratietheorie eine merkwürdige lndif­
ferenzgezeigt. Demokratietheoretische 
Fragenstellungen spielen in ihren Dis­
kussionen kaum eine ernsthafte Rolle. 
Die verfassungsrechtlichen Freiheits-­
rechte wurden lange Zeit als formalde­
mokratische Instrumente stigmatisiert. 
Der normative Gehalt gesellschaftlicher 
Verfahren und Institutionen wurde nicht 
themotisiert, da innerhalb linker 
staatstheoretischerParadigmenderbür­
gerliche Staat ols "ideeller Ge­
samtkapitalisr' wesentlich durch das 
Primat ökonomischer Akkumula­
tionsbedingungen determiniert sei. Die 
sloalslheoretische Ableitungsdebotte 
der Linken in den 70er Jahren und der 
darin zu erkennende Determinismus 
waren der Hintergrund für die Dethe­
matisierung des normativen Gehalts 
demokratischer Institutionen und Re­
geln. Die verfasungsrechtliche Setzung 
iedenfalls ist nicht auf die Fixierung 
von Machtbeziehungen und lnteres,. 
senskonsteUationen reduzierbor, son­
dern "bindet die lnteressensdurchset­
zung normativ an Verfahren und in­
haltliche Prinzipien und rationalisiert 
sie dadurch in einem gewissen Um­
fang."" Damit schließen sich Klassen­
herrschaft und Verfassungsstaat kei­
neswegs aus, eine unmittelbare ge­
waltsame Durchsetzung von Kl.C?sse­
ninteressen ist nur durch den Uber­
gang zur offenen Diktatur möglich. 
Insofern ist die Verfassung eine Form 
der Binnenrationalisierung der politi­
schen Macht- und Interessenkon­
stellationen - nicht mehr, aber auch 
nicht weniger. 
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Die linke demokratietheorensche Dis­
kussion gerade der 70er Jahre war 
-sentlich durch die Vorstellung des 
Kapitalismus als "totaler Institution"" 
geprögl, die die liberale Demokratie 
als Funktionsimperativ kapitalistischer 
Akkumulation begriff. Ausgehend von 
diesem Poradigmo wurden die Orgo­
ne der repräsentativen Demokratie 
wesentlich ols Instrumente gedeutet, 
die die Bürger von den staatlichen 
Machtzentren fernhalten, das Wah, 
recht nur in seiner Domestizierungs­
funktion begriffen, Pluralismus als 
ideologisches Konstrukt zur Ver>chleie­
rung des Antagonismus von Kapitol 
und Arbeit bewerteten und schließlich 
Parteien auf den Aspekt reduzierten, 
lediglich als Transmissionsriemen 
zwischen Staat und Gesellschaft zu 
fungieren.28 

Dieser funktionalistische Deutungsrah­
rnen war der Hintergrund für den von 
linker Seile zur Schau gestellten Antiin­
stitutionalismus. Dieses Deutungssche­
ma war sicherlich über die enttäu­
schende Erfahrung vermittelt, daß mit 
dem Sozialstaatskompromiß in der 
Praxis von Sozialdemokratie und 
Gewerkschaften der vorauseilende 
Verzicht auf die Einlösung radikalde­
mokratischer Perspektiven verbunden 
war. 29 Die demokrotischen Perspekti­
ven wurden dann in der transzenden­
ten Vorstellung der Selbstauflösung des 
Staates in einer sozialistischen bzw. 
kommunistischen Gesellschaft aufge­
hoben. Ulrich Rödel u.a. weisen zu 
recht darauf hin, daß in einer solchen 
Konzeption, in der innerhalb des 
Kapitalismus die demokratische Frage 
nicht zu lösen ist, während die kommu­
nistische Gesellschaft durch das Ab. 
sterben des Staates die Vision umfas­
sender Demokranever>pricht, das Politi­
sche eigentlich keinen Platz mehr be­
sitzt.30 

Dieses "apolitische Konzept" themati­
siert damit weder den normativen 
Geholt des demokratischen Stoates, 
noch begreift es die sich entwickeln­
den gesellschaftlichen Institutionen als 
einen Rahmen, innerhalb dessen das 
demokratische Potential systematisch 
entwickehwerden kann und muß, denn 
"nur als geschichtliches Projekt behölt 
der demokratische Rechtsstaol einen 
über das Juristische hinausweisenden 
normativen Sinn - Sprengkraft und 
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Gestahungskraft in einem."31 

Demokratie 
als politisches Profekt 

Die Linke hat in demokratietheortischen 
und demokraliepraktischen Fragen 
erheblichen Nachholbedarf. Bishergibt 
es kein Konzept umfassender Demo­
kratisierung, dos etwa lebensweltliche 
Impulse in den Fun~tionszusommen­
hang von Staat und Okonomie einbe­
zieht. Dabei wird in den 9Der Jahren 
entscheidend sein, ob es einer politi­
schen Formation gelingt, Repräsentant 
und Katalysator für gestiegene An­
sprücheangesellschaftlicheMitbestim­
mung und Partizipation zu sein. Wir 
brauchen eine Neuauflage des "Mehr 
Demokratie wogen" mit viel grundle­
genderen und grundsätzlicheren 
Möglichkeiten des gesellschaftlichen 
Eingriffs und der gesellschaftlichen 
Mitgestaltung. Hierüber muß die ge­
samte Linke in eine produktive Ausein­
andersetzung treten und dieses Thema 
als zentrales Feld der Zukunftsent­
wicklung begreifen. 

Es geht dabei um die Perspektive, die 
GesellschaftgegenüberOkonomieund 
Staot wieder in ihre legitimen politi­
schen Rechte einzusetzen, neben der 
politischen Demokratie die gesellschaft­
liche Demokratie zu etablieren. Es gih, 
innerhalb eines solchen Projektes 
Demokratie als Produktivkraft auszu­
~eisen, die nicht nur etwa die qualifi­
kotorischen Potentiale der Wissen­
schoftlich-T echnischen Revolution nutzt, 
sondern auch ihre ökologische, exi­
stentielle Dimension betont und Gestal­
tungsperspektiven entwickelt. Gegen­
wörtigverfügtdie politische Linke nicht 
über ein solches Konzept. Die ent­
scheidende Frage der Zukunftsgesta, 
tung, "wie die universelle Herausfor­
derung des Reichtum und Zerstörung 
produzierenden Industriesystems 
demokrotisch aufgelöst werden kann, 
ist theoretisch und praktisch völlig of­
fen."32 II 
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HEINZ JUNG, WEILROD 

DEMOKRATISIE­
RUNG - DIE UNI­
V ER SE L L E 
FORTSCHRITTS­
BEWEGUNG? 

WIRD DER KAMPFUM DEMOKRATIE UND 
DEMOKRATISIERUNG ZUR HAUPTBAHN, 
AUF DER FDRTSCHRITTSPROZESSE IM 
SINNE DER EMANZIPATION DER MEN­
SCHEN, EINER RATIONELLEN GESTAL­
TUNG DER MENSCH-NATUR-VERHÄLT­
NISSE UNO DER SICHERUNG DER EXI­
STENZBEDINGUNGEN DER MENSCHHEIT 
VORANGETRIEBEN WERDEN KÖNNEN? 
ODER IST DEMOKRATIE NUR DIE LUXU­
RIÖSE HERRSCHAFTSFORM DER REI­
CHEN, DEREN FUNKTIONSFÄHIGKEIT 
EINEN RELATIV HOHEN LEBENSSTAN­
DARD DER MEHRHEITZURVORAUSSET­
ZUNG HAT? IST GAR DIE ALLGEMEINE 
DURCHSETZUNG DES PARLAMENTARI­
SCHEN REPRÄSENTATIVSYSTEMS AN­
GELSÄCHSISCHER PRÄGUNG DER ZIEL­
PUNKT ODER DASENOE DER GESCHICH­
TE UNO DIE RÜCKKEHR IN DEN "NATUR­
ZUSTAND"? SPRICHT DAFÜR NICHT 
AUCH DER RELATIV KAMPFLOSE ZU­
SAMMENBRUCH DES BISHERIGEN SO­
ZIALISMUS? ... 

Die unerfülli.n Verheißungen 

Unter der Herrschaft der kapitalisti­
schen Lohnarbeit müssen auch bei de­
mokrolischer politischer Verlassung die 
demokrotischen Verheißungen von 
sozialer Gleichheit und sozialer Ge­
rechtigkeit unerfiilk bleiben. Die fakti­
sche Ausübung staabbürgerlicher 
Gleichheit konn sich ouf 
die zwei Mi nuten des 
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können sie unter den Satz gestelh 
werden: demokratischer Staot und ka­
pitalistische bzw. undemokrotische 
Gesellscholt. 
Gleichwohl reichen die Demokratisie­
rungstendenzen und -onsprüche heute 
schon weit in die Gesellscholt. Zu 
erinnern ist an die Bewegung zur 
Gleichberechtigung und Gleichsiallung 

der Frau, an die 
Initiativen zur öko. 

Wohloktes reduzieren. 
Vom Stondpunkt einer 
linksliberolen Demokra­
tiekritik, die die Reolität 
der Demokratie in den 
entwickelten kopitolisti­
schen Ländern an den 
demokrotischen Verlo„ 
sungsideolen mißt, erge­
ben sich vor ollem fo~ 
gende Diskrepanzen': 

Die faktische Aus­
übung staatsbür­
gerlicher Gleich­
heit kann sich aul 
die zwei Minuten 
des Wahlaktes re-

logischen Kontro~ 
le und Umgestol­
tung oder an die 
Bewegung lü r 
Mitbestimmung 
und demokroli­
sche Kontrolle om 
Arbeitsplolz, im 
Betrieb und Un­
ternehmen. In die-

duzieren. 

• Dos Volk als Souverän "funktioniert" 
nicht, denn über ihm stehen die 
Repräsentanten und zwischen ihm 
und diesen die Vermittler (Parteien, 
Verbände). 

• Der Repräsentant repräsentiert nicht 
des Allgemeininteresse, sonderndes 
Sonderinteresse, dem er seinen 
Aufstieg verdankt und dem er ver­
pflichtet ist. 

• Der Gegensatz zwischen Regieren­
den und Regierten ist nichtoufgeho­
ben. 

• Die Demokratisierung ist unvollen­
det. Sie erfoßt nur die Stoobre­
präsentanz, spart ober Unterne~ 
men, Verwehungen olsenbcheiden­
de Sphären der Machtausübung 
aus. 

• Die T ronsparanz der Macht ist nicht 
realisiert. Die unsichtboren Mächte 
betreffen nicht nur die Gehei mdien­
ste, sondern die Herrscholtder Tech­
nokratie und Expertokratie. 

• Die politische Erziehung des Bür­
gers ist nicht eingelöst. Es existiert 
nur eine begrenzte Parlizipations­
kultur. 

Diese Punkte ließen sich problem­
los mit Beispielen ous jedem x-beliebi­
gen kopitalistischen Land illustrieren 
und verifizieren. Zusammenfassend 

sen Bewegungen 
verwirklichen sich 

demokratische Zielarie ntierungen, die 
sich auf dem Hintergrund neuer, 
bewußt gewordener Bedrohungspo­
tenttole und Umbrüche im Produklions­
und Produktivkraflsystem, freigesetz­
ter Individualität, der Tendenzen zu 
einer neuen politischen Portizipotions­
kultur u.o. entwickeh hoben. Domit 
sind neue Bedingungen tiefgreifender 
Demokratisierungsprozesse entstan. 
den. Sie betreffen die Felder und die 
soziolen Träger der Bewegungen und 
generell der Demokrotie. 

Jn der Honorotiorendemokrotie war 
Demokrotie etwas für leule mit Zeit 
und Geld. Die orbeitenden Messen 
hatten weder dos eine noch das ande­
re. Sie konnten ihre Interessen nur über 
ihre Organisotionen geltend mochen. 
Desholb war auch des Gesetz Le Cha­
pelier aus der ersten Periode der fran· 
zösischen Revolution, das entspre-­
chend der Doktrinen der Freiheit und 
des freien Morktes und des domoligen 
Demokratiemodells Koolitionen bzw. 
die "Vermittler" verbot, dem Kapitol 
dienlich. Denn dieses bedurfte noch 
nicht unbedingt seiner Verbände im 
ökonomisch-politischen Roum. Demge­
genüber konnten die Lohnerbeiter ohne 
Koolitionen noch nicht ei nmol den Wert 
ihrer Arbeibkrolt im lohn durchsetzen 
und waren dem Spiel von Angebot 
und Nochlrage hilHos ausgeliefert. 

Die Reproduktion der Klassenstruktur 
im sozialen und politischen Raum in 

Verbänden, Parteien usw. sowie der 
Vergesellschoftung„ und Krisendruck 
führten dann in unserem Jahrhundert 
zur iV.assendemokratie, die auch als 
die "Herrschaft der Verbände", olso 
der "Vermittlung", in Erscheinung tritt. 
Mit der Entwicklung staobmonopalisti­
scher Regulierungstypen wird die T ren­
nu ng von Staatsapparaten und Wirt­
schaft eingeebnet. Es entstehen neue 
und anonyme Moch~ und Verflecl,. 
tungsstrukturen. Der palitisch-odmi­
nistrolive Eingriff erlongt dcmitfür den 
Gescmtprozeß Bedeutung und damit 
wird auch eine Strategie realistisch, 
die zur Veränderung der sozialen und 
ökonomischen Verhältnisse den demo­
kratischen Ansatz wählt. 

In der Gegenwart ist jedoch nicht nur 
die Wirtschaft im traditionellen Sinne 
einbezogen, sondern mehr und mehr 
wird die Entwicklung von Technik, 
Wissenschaft, Technologien-kurz der 
Produktivkräfte- ein Feld, dos politisch 
vermittelt werden muß. Vor ollem die 
Zügelung der Risikopatenttoleverlongt 
die Durchsetzung allgemeiner Ntaßra. 
geln. Die Entscheidungsfrage der 
Gegenwart besteht nicht in der Alter­
native "spontane Selbstregulierung 
ocler polilisch vermittehe Reguliervt19". 
Es geht um den Typ der letz11r1,ii•n~ 
weder eigentumsgesteuerte:;.i.j.he­
rung über die Anwendung dofi ··rk~ 
kotegorie n . wie es der neue U~lis­
mus fordert, oder bürokrafisch-odinini­
strative Steuerung über den Staotsop­
parat bzw. über korporatistisChe 
Slrukluren oder demokratische Regu­
lierung. Demokratisierung bestehtalso 
dorin, diese Felder der Kontrolle durch 
Kapitol und Bürokratie zu entreißen 
und zum Anwendungsgebiet des 
demokratischen Regelsystems zu ma­
chen. 

Mon darf nie vergessen, dcB die Her­
ausbildung der Mossendemokrotie und 
des Sozia~ und Interventionsstaates 
das Ergebnis inneren sozialen Drucks 
unter den Bedingungen der äußeren 
Systemherausforderung durch den 
Sozialismus war. Unter den gegen­
wärtigen Umbruchprozessen ist es 
offen, ob und inwieweit diese Struktu­
ren obgebcut werden können. Der 
Konservatismus drängt seit Mitte der 
70er Jahre in diese Richtung. Die Fo~ 
gen des Ausfolls des Sozialismus als 
äußere Druckinstanz 
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1 
. 

_j' 
sind nicht abzusehen. In der Wirtschaft lie- und De­

mokrotis ie­
rungstyp 3, 

der seine 
Basis in den 
Kräften und 
Tendenzen 
demokrati­
scher Verge­
sellschaftung 
von oben und 
unten findet, 

Es spricht einiges 
dafür, daß die in 
Osteuropa losgebro­
chene restaurative 
und antisozialistische 
Woge in den Westen 
zurückschwoppen 
und hier dem Konser­
vatismus neue Ag­
gressivität und Stoß. 
kratt gegen den Sozi­

muß die Demokratisie­
rung über die ersten 
zarten Ansätze hinaus­
getrieben werden. 
Dabei können die 
herrschenden Eigen­
tums- und Besitzver­
hältnisse nicht tabu 
bleiben. alstaat und die Ko~ 

lektivstrukturen der Ar­
beiterklasse, v.a. die 
Gewerkschaften, verleihen wird. 

auf die Aus­
weitung der 
Demokratie 

Der Antidemokratismus der Konservo­
tiven und ihre reaktionäre Utopie der 
sozialen Regulierung durch den Markt 
visiert den politisch starken Sicherheit~ 
und Repressionsstaaton. Dieser ist un-­
abdingbar, wenn die mit dem Abbau 
des Sozialstaats aufbrechenden Kon. 
llikte unter Kontrolle bleiben sollen. 
Er kann soziale und politische Stärke 
jedoch nur insoweit gewinnen, wie er 
die auf Freiheit, Selbstbestimmung 
und Selbstregulierung drängenden ln­
dividualisierungsmentolitäten politisch 
ausbeulen und die soziale und politi­
sche Spaltung ilvlodell 2/3-Gesele 
schaff) vorantreiben kann. 2 

Eine solche noch innen aggressive De. 
mokratie wird ihre Aggressivität auch 
nach außen wenden. Der Kampl um 
Formen und Inhalte der Demokratie 
entscheidet also auch wesentlich, 
welchen Charakter das System der in­
ternationalen Beziehungen annehmen 
wird. 

Die Alternative ist ein neuer Demokro-

in die Gesellschaft und in die sozialen 
Bewegungen zielt und in einer neuen 
demokratischen Kultur den eigenen 
Rückhalt schallt. Es geht bei ihm nicht 
mehr um die traditionelle Grundrechts­
deklaration, sondern um ihre Garantie 
und ihre Verwirklichung in der sozia­
len Realität. Ein wichtiges Feld ist das 
Aufbrechen des verkrusteten Reprä­
sentotivsystems durch Elemente und 
Formen der direkten Demokratie. In 
der Wirtschott muß die Demokrati­
sierung über die ersten zarten Ansätze 
des nKonstitutionolismus" hinaus­
getrieben werden. Dabei können die 
herrschenden Eigentums- und Besitz. 
verhältnisse nicht tabu bleiben. Dies 
ergibt sich schon mit der Ausdehnung 
demokratischer Legitimität und Kon­
trolle auf die Befugnisse des Ma­
nagements. Dies zeigt sich aber auch 
mit besonderer Schärfe bei allen Un­
ternehmen, die "Geschäftsfunktionen" 
bei der Konstituierung derÖffendichkeil 
ausüben, vor ollem den Unternehmen 
und Einric~tungen des Medienbereichs. 
Ohne ein Ubergewichtdemokratischer 
öffentlicher Kontrolle über das Kapital 
und die Staatsbürokratie dieses Be-

reichs ist Demokratie nicht möglich. 
Der Zustand einer durch die herrschen-­
den ökonomischen Interessen bestimnr 
len Öffentlichkeit würde in die Zukunft 
verlängert und die Zivilgesellschahhöl­
te eine dauerhafte Schlagseite zu. 
gunslen bürgerlich-kapitalistischer In­
teressen. 

Bei der Erörterung dieser Fragen darf 
nicht außer acht gelassen werden, 
daß die Demokratie in den bürgerlich­
kapitalistischen Staaten und Ge. 
sellschaften, wie sie sich in der Nach. 
kriegsperiode durchgesetzt hatte, ihre 
Bewährungsprobe noch zu bestehen 
hat. Erinnert werden muß daran, daß 
in der Zwischenkriegsperiode die De,. 
mokrotie nicht nur in Deutschland und 
Italien überrollt worden war. Die Ver· 
bindungvon Wirtschaftskrisen und No­
tionalismus schuf das Klima, in dem 
Faschismus und Autoritorismus heran-­
reiften. Der Wegfall des Sozialismus 
als alternative Druckinstanz muß heute 
zweifellos auch auf die Heranbildung 
derartiger Konstellationen Einfluß 
haben. Die Anfälligkeit dieser Gesele 
schoflen für autoritäre, rechtspopulisti­
sche und neofaschistische Tendenzen 
zeigt sich an den Stimmungen gegen 
Ausländer und dem Aufkommen der­
artiger Bewegungen und Parteien. 
Kommen nun Konflikte aus der Ver­
schärfung des Nord-Süd-Gegensatzes 
undderOkologieprobleme hinzu, kann 
sehr schnell die Stunde neuer antide­
mokratischer Regimes kommen. Aus 
diesem Grunde werden auch in Zu­
kuntt die Kämpfe um die Verteidigung 
demokratischer Formen und Errungen,. 
schoflen und die Bewegungen für 
De mokrotis ie rungsfortschritte zusonr 
mengehören müssen. 
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Universelles 
Prinzip 

Obwohl die UNQ. 
Deklarationen und -
Dokumente die de­
mokratischen Re· 
geln für die Gestal­
tung der internatio­
nalen Beziehungen 
längst festgeschrie­
ben haben, ist die 
Realität von ihrer 
Verwirklichung weit 
entfernt. 

Lebensweisemodelle 
und Bedürfnisstruk­
turen, die in Wechsel­
wirkung mit der Pro­
duktion entstehen, 
haben nur in den 
entwickelten kapitali­
stischen Ländern eine 
eigene Grundlage. 

entwickelten kapi­
talistischen 
Ländern gewor· 
den. Es hat sich 
eine faktische Dik­
tatur dieser Länder 
und der internatio­
nalen Kapila~und 
Finanzgruppen 
über den Welt­
markt etabliert, 
deren Basis die 
ökonomische und 
t!'chnalogische 
Uberlegenheil ist. 

Auch hier muß daran erinnert werden, 
daß die politische Emanzipation der 
Länder und Völker der dritten Welt 
ohne den Aufstieg der Sowjetunion zu 
einer alternativen Weltmacht und den 
Rückhalt der sozialistischen Staaten 
nicht möglich gewesen wäre. Die Fo~ 
gen des faktischen Zusammenbruchs 
dieses Blocks lürdie Entwicklungsmög­
lichkeiten dieser Länder sind ge­
genwärtig noch nicht absehbar. 

Demokratie in den internationalen 
Beziehungen heißt vor allem Gleic~ 
berechtigung aller Staaten und Re­
spektierung ihrer Souveränität und Inte­
grität. Dem steht ihre reale Ungleic~ 
heit unter nahezu allen Gesichtspunkten 
und die Existenz eines ökonomischen 
Ausbeutungs- und Hernchahssystems 
entgegen.Je störkersichdie lnlernatio, 
nalisierung jedoch durchsetzte und 
damit auch die Einbeziehung der ein­
zelnen Länder in das System derWell­
wirtschatt und der internationalen Be­
ziehungen, um so gravierender ist die 
Abhängigkeit und ökonomisclwechn<> 
logische Subalternitätgegenüber den 

Was faktisch das erste große histori­
sche Experiment der Durchsetzung des 
Sozialismus auf dar Basis eines zurück· 
gebliebenen Produktivkraftsystems 
unlerminiert hat, muß auf die Nord-

. Sü<Ueziehungen noch verheerendere 
Auswirkungen haben. Lebensweisemo­
delle und Bedürlnisstrukturen, die in 
Wechselwirkung mit der Produktion 
enlslehen, haben nur in den entwickel­
ten kapitalistischen Ländern eine eige­
ne Grundlage. Bei allen anderen Völ­
kern lassen sie heule über die interna­
tionalisierten Kommunikations· 
strukturen Fuß, ohne in der eigenen 
Produktton eine Grundlage zur Be­
friedigung zu haben. Die Beziehung 
Produktton-Konsumtion bzw. -Bedürf­
nisse ist also internationalisiert und für 
die einzelnen Lönclerentkoppelt. Damit 
entsleht für den jeweiligen nationalen 
Entwicklungsweg ein sozialer und 
politischer Druck, der zur bedingungs­
losen Einordnung in die kapitalistisch 
dominierte Weltwirtschaft und zur 
Adaption der entsprechenden Struktu­
ren zwingt. Unter den Ausgangsbedin­
gungen der meislen Entwicklungslön-

der wird damit die Kluhzuclen reichen 
Ländern vergrößert, selbst wenn enor· 
me Entwicklungsfortschritte gemacht 
werden können. Der Sprung zum 
"westlichen Lebensstandard" kann nur 
von Oberschichten getan werden, 
wodurch die innere Polarisierung noch 
verschärft wird. Aber auch ohne eine 
solche soziale Polarisierung nehmen 
die Tendenzen zur sozialen und polifi. 
sehen Destabilisierung zu. Gleichzei­
tig wächst nach dem Vorbild der 
kapitalistischen Länder, deren Produk­
tionsmethoden ja übernommen wer· 
den müssen, die Ressourcen-, und u~ 
weltbeanspruchung, wodurch~ko­
logielragen u.a. Probleme';··· ba­
len Problemen werclen. Un!Wf ' sen 
Bedingungen schwindet in...-;. die­
ser Länder die Basis für eine·moderne 
Massendemokratie, die sich mit natio­
naler Souveränität verbindet. Die mit­
unter auch auf internationalen Druck 
installierten demokratischen Regime 
haben demgegenüber die Funktion, 
diese Länder für das intemolionole 
Finanzkapital zu öffnen und die Ein-­
flüsse des Volkes auf die Politik weiter­
hin auszuschalten. 

Zur Lösung der globalen Probleme 
besteht somit eine primäre Verantwor­
tung der "ersten Welt" und der demo­
kratischen Krähe in ihr. Es liegt auf der 
Hand, daß die weltweite Anhebung 
des Lebensstandards auf ein SO-Pro­
zent.Niveau der entwickelten Länder 
i nlolge der dafür notwendigen Res­
sourcen- und Umweltbeanspruchung 
zum ökologischen Kollaps führen 
müßte:. Schaltet man die Vorstellungen 
einer Okologiediktatur über die dritte 
Welt aus - sie müßle sich zweifellos 
auch auf die "zweite Welt", die Stoa-
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tengruppe der sozio­
listischen bzw. früher 
sozialistischen Länder 
erstrecken und hätte 
auch analoge Konse­
quenzen für die politi­
schen Strukturen der 
"ersten Welt"-, dann 
muß für eine derrK> 
kretische Lösung ge­
rungen werden. Sie 
ist allerdings nicht 
denkbar, ohne daß 
tiefgreifende Eingrif­
fe in die Wirtschaft 
der "ersten Welt" 
erfolgen. 

Es spricht also wenig 
dafür, daß mit der verall­
gemeinerten Durchset­
zung des Repräsentaliv­
systems im politischen 
Raum der Fortschritt und 
mit ihm die Geschichte 
zu Ende sei. Ganz im Ge­
genteil deutet alles auf 
die Notwendigkeit eines 
neuen Demokratisie­
rungsschubs in die Tiefe 
der Gesellschall. 

bolen Probleme 
darstellen können. 
Dies schließt na­
türlich den be­
schleunigten 
Transfer dieser 
Technologien in 
die dritte Weltein. 

Dies wäre selbst 
der Weg, der 
noch einer - frei­
lich z.Z. nur 
schwer vorstell­
baren - sozialisti­
schen Revolution 

Sie betreffen zum einen über die der­
zeitigen Quoten der Entwicklungshilfe 
weit hinausgehende Umverteilungs­
moßnahmen, die allerdings nicht als 
mildtätige Gaben darzubringen. wä­
ren, sondern vor allem über die Ande­
rung der vielfach nichtöquivalenten 
Austauschrelationen und des Preissy­
stems zu realisieren wären. Entschei­
dender erscheint jedoch der verallge­
meinerte Zugang zu den Errungen­
schaften der Wissenschaft und Tecl,. 
nik und eine historisch kurzfristige Um­
stellung des gesamten Produktionsap­
parates sowie der Konsumtion unter 
Gesichtspunkten einer rapiden Sen­
kung der Ressourcenbelastung (Ener­
gie, Rohstoffe etc.) und der Umwel~ 
beanspruchung. Eine solche U mste~ 
lung verlangt einen wissenschaftlichen 
und technologischen Sprung, der nur 
in der "ersten Welt" stattfinden kann. 
Nur die historisch kurzfristige und 
weltweite Durchsetzung einer solchen 
Produktionsweise wird Entwicklung 
weiterhin möglich machen und die ma­
terielle Voraussetzung zur friedlichen 
und demokratischen Lösung der glo-

oder Umwälzung 
in der "ersten Weh" gegangen wer­
den müßte. Die Geburtsstunden der 
modernen Demokratie waren beglei­
tet von der Deklaration der Menschen­
rechte in den bürgerlichen Revolutio­
nen. Die soziale Massendemokratie 
und der Sozialismus hoben ihre sozia­
le Garantie und Fundierung zum Pro­
gramm erhoben. Ihre Prinzipien wa­
ren und sind nicht durch nationale, 
ethnische, rassische, religiöse o.a. Be­
grenzungen bestimmt, sondern sie 
zielen auf die Menschheit, sind auf 
alle Menschen der Erde bezogen, also 
universell. Dies gilt auch für den An­
spruch und die Möglichkeit des Lebens­
slandards. Eine Welt des Friedens und 
der Demokratie mit sich ausweitenden 
Diskrepanzen der Lebensbedingungen 
ist heute nicht mehr denkbar. 

Die Durchsetzung des Regelsystems 
der Demokratie in den internationalen 
Beziehungen ist zweifellos eine wichti­
ge Voraussetzung zur demokratischen 
Lösung der anstehenden Probleme. Sie 
enthäh diese Lösungen jedoch nur 
dann, wenn sie mit den Emanzipa-

tions-und Gleichheitsprinzipien im uni­
versellen Sinne verbunden ist. 

Demokratie -
das Ende der Geschichte? 

Es spricht einiges dafür, daß mit dem 
Zusammenbruch des bisherigen So­
zialismus im Osten in der"ersten Welt" 
auch Krähe und Konflikte freigesetzt 
werden, die den Demokrotisierungs­
prozeßvorantreiben und die vom Osten 
in den Westen zurückschwappende 
Restaurationswelle in Grenzen halten 
könnten. Diese Kräfte werden sich vor 
allem auf den Feldern der de­
mokratischen Kontrolle von Wissen­
schaft und Technik und des Gesel~ 
schaft-Natur-Verhähnisses formieren 
und vor allem auf die Eindämmung 
und Ausschaltung der Risikopotentiale 
zielen, die sich international auch als 
globale Probleme darstellen. Ihre 
demokratische Lösung wird selbst ein 
zentraler Ansatz der Demokratiebe­
wegung werden. Gleichzeitig wird das 
vielfach intensivere Demokratiebedürf­
nis, das mit dem neuen lndividualisie­
rungsschub entsteht, zu einer schärfe­
ren Konfrontation von Individuum und 
Staat bzw. übergreifenden Organisa­
tionen und Institutionen auf der einen 
Seite' und den durch Eigentumsprivile­
gien und Zwänge der Kapitalverwer­
tung gesetzten Entwicklungsbarrieren 
auf der anderen Seite führen. Gerade 
in diesen Zusammenhängen und aus 
diesen Quellen kann auch der Gegen­
satz von Arbeit und Kapitol erneut 
Brisanz erlangen. 

Es spricht also wenig dafür, daß mit 
der verallgemeinerten Durchsetzung 
des Repräsentativsystems im politischen 

Raum der Fortschritt und mil ihm die 
Geschichte zu Ende sei. Ganz im 
Gegenteil deutet olles auf die No~ 
wendigkeiteines neuen Demokratisi• 
rungsschubs in die Tiefe der Gesel~ 
schalt. Darüber hinaus kann man die 
begründete Ansicht vertrelen, obwohl 
sie sicher gegenwärtig so unpopulär 
wie selten zuvor ist, daß sich in einem 
solchen Prozeß erneut die Notwendig­
keil des Sozialismus slellen wird und 
sich dazu neue Zugänge erschließen 
werden. Dies könnle angesichts der 
heule vorhandenen Erfahrungen und 
theoretischen Einsichten nur ein demo­
kratischer Weg zu einem demokrati­
schen Sozialismus sein. Auch er könn­
te freilich nichl von der Möglichkeil 
des Gesetzesbruches durch Kräfte der 
Reslauralion und der dadurch hervor­
gerufenen Notwendigkeit eines Aus-­
nehme- und l'Jotstondsregimes - also 
faktisch Formen der Diktolur auf Zeit -
absehen. Dies wäre im Kern die revo­
lutionäre Übergangsdiklolur, wie sie 
/W.Jrx für notwendig erochtele, die 
allerdings nichts milder Diktatur des 
Proletariats zu tun hätte, wie man sie 
aus der Geschichte der Sowjetunion 
kennt. 

Ein solcher Übergang ist nur möglich 
- in einer Gruppe entwickelter kapito~ 
istischer Länder, die starke Positionen 
in der Weltwirtschaft besitzt; 

• unter den Bedingungen hoher Inter­
nationalisierung und der Beibeha~ 
tung der Stellung in der internatio­
nalen Arbeitsteilung, was eine 
Abschließung gegenüber der 
Umwelt verbietet; 

• bei längerfristigen demokratischen 
Reformprozessen, mit denen die Be­
reiche der Non-Profi~Produktion und 
-Wirtschoftstätigkeitausgeweitet, ein 
demokratischer Regulierungs- und 
Vergesellschoftungstypdurchgesetzt 
und eine idealogiscl,.kulturelle He­
gemonie demokratisch-sozialisti­
scher Werte erkämpft werden; 

• mit einem pluralistischen politischen 
System, was bei einem entspre­
chenden Ausgang der Wahlen und 
dem Wechsel der R_egierung auch 
die Rücknahme des Ubergangs zum 
Sozialismus bedeulen kann; 

• mit einer schubortigen, von breiten 

DEMDIRATIE 

Massenbewegungen getrogenen 
Demokratisierungswelle, die neue 
Formen und lnstitutione n der demo­
kratischen Selbstorganisation her­
vorbringt und vor allem auf die 
demokratische Aufhebung bzw. 
Umgestaltung der Wv.Jcht- und Re­
pressionsorgane abzielt. 

Dies wäre der Prozeß der Revo1ution 
unter neuen Bedingungen, dessen hi­
storische Notwendigkeit und demo­
kratische Legitimität nicht in Zweifel 
gezogen werden könnte. Es wäre eine 
friedliche, gewalriose und demokra­
tische Revolution, eine beschleunigte 
und radikalisierte demokratische Re­
form. 

Der Übergang zum Sozialismus wäre 
die Aufhebung des auf dem Privatei­
gentum der Produktionsmittel beruhen­
den Klassenprivilegs und der entspre­
chenden Herrschaftsverhältnisse sowie 
der Beginn der Aufhebung der Herr­
schaft der akkumulierten oder toten 
Arbeit über die lebendige Arbeit oder 
anders ausgedrückt: des Profitprinzips 
über die Gesellschaft. 

Aber genau genommen beginnt die­
ser Prozeß schon im Ringen um die 
Verwirklichung einer demokratischen 
Reformaltemotive, für die die Eigen­
tumsverhältnisse keine Tabu-Zone 
darstellen. Dabei sind es die neuen 
Probleme, Bewegungen' und Konflik­
te, die diesem Prozeß Dynamik verlei­
hen können. 

Kehrt man nochmals zur Hypothese 
des Endes der Geschichte zurück, so 
wird ein historisches Verständnis selbst 
in einer universalisierten Demokratie 
und in einem demokratischen Sozialis-

mus nur die Durchgangsformen zu 
einer herrschaftsfreien Gesellschaft 
sehen können, in der Politik und 
Demokratie ol s Formen der Macht bzw. 
des Kampfes um die /W.Jcht gegen­
standslos geworden sind, weil die 
Grundlagen dafür entfallen sind. Demo­
kratie ist zweifellos die besle und ein­
zig denkbare Form zur Schaffung einer 
solchen Ordnung und damilderWeg 
zur Selbstaufhebung der Demokratie 
durch volle und unbegrenzte Entfal. 
tung ihrer Möglichkeiten. • 

1 Vgl. NOfberto Bobbio, Die Zukunft der Demokra­
tie, Berlin/West 1988, S. 11 ff. 

2 Vgl. Joachim Bisd'loff, Richard Detfe,-Massenge­
~Hschoft und lndivldualnar, Homburg-1989 

3 Vgl. Jörg Hufhchmid, Heinz Jung, Reformaltern<> 
live, a.a.O., Abschnitt 111.2 ·Ein neuer Demokrati-
5ierungstyp" 

4 So auch: Ulrich Beck, Die unvollendete Demokra­
tie, in: Der Spiegel, Homburg, v. 18.12.1989, S. 
186/7. 

5 Hier wäre die Subjekrfrage und die Bedeutung der 
Demokratisierung für $0Ziolbtische und linke Or­
ganfsallanen abzuhandeln. Dem Verlauer etSCheint 
die .Yeinung nicht für lragkihlg, daß elr. emonzi­
polorfsche pol irisch wirbome Tlltfgkelt Im notlona­
len Rahmen auud1lreßl1ch durch Formen direkter 
Demoli.rarie, die hierorc:hlsche Organlsollons- und 
Autoritötlslrukruren ausschließen, möglich sei'. Diese 
Formen sind Übergongsfo-men erl'Wader beim 
Übergang van Bewegungen zur Partei oder Orga­
nisation oder Siadien im Auf~s.ungsp,azeß orgo­
nisotorhch-polirischer Bindungen. 



Gegen die 
Vorherrschaft 
des Marktes 
und des Staates 
- für eine funk­
tionsfähige 
Steuerung der 
Wirtschaft 
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Die Zeit für seriöse Diskussio­

nen über ökonomische Steue­

rungsprobleme ist denkbor 

schlecht: Die planwirlschaftli­

chen Systeme in fast allen 

Ländern Osteuropas sind zu­

sammengebrochen. Ihr An­

spruch ist gescheitert, eine 

demokratische und effiziente 

Alternative zur gewinngesteu­

erten kapitalislischen Markt­

wirtschaft darzustellen. Auf 

dem Boden des Privatei­

gentums an ProdukNonsmiffeln 

und der Gewerbefreiheit als 

Rechtsrahmen präsentiert sich 

heule das freie Zusammenspiel 

von Angebot und Nachfrage 

auf dem Markl als unschlagba­

rer Champion bei der Steuer­

ung ökonomischer Prozesse. 

Die Arbeitsgruppe Alternative Wirl­
schoftspolitik hat auch früher schon 
nicht zu den Propagandisten durch· 
zentralisierter Wirtschaftslenkung ge­
hört. Den in reinen Verstootlichungs­
modellen liegenden Erstarrungs-, Bü­
rokrotisierungs- und Entdemokrotisie­
rungstendenzen hoben wir eine Kon­
zeption demokratischer Wirtschaftslen­
kung entgegengesetzt, in der über Art 
und Richtung der Produktion unter 
möglichst weitgehender unmittelbarer 
Beteiligung der Betroffenen entschi&­
denwird. Aus diesem Grunde sind wir 
ober auch skeptisch gegenüber dem 
T otolonspruch marktwirtschaftlicher 
Steuerung und lehnen die Morktrodi­
kolitöt der vorherrschenden wis· 
senschaftlichen Beratungsinstanzen ab, 
denn damit wird die Tatsache un­
terschlagen, daß im real existierenden 
Kapitalismus unterschiedliche Steue­
rungselemente zusammenwirken. Das 
Mischungsverhältnis zwischen Morh­
steuerung und Staat gih es vielmehr 
auf seine Interessen und Wirkungen zu 
untersuchen. 
Die Arbeitsgruppe Alternative Wirt­
schaftspolitik sieht sich veranlaßt, ihre 
Vorstellungen offenzulegen, auf we~ 
eher Steuerungskonzeption die Vor­
schläge für eine alternative Wirtschohs­
politik beruhen, deren Ausarbeitung 
und Entwicklung wir nach wie vor für 
erforderlich holten. 
Das gemischte System morktwirtschofl. 
licher und staatlicher Steuerung in der 
BRD hotsich insofern als leistungsfähig 
und realsozialistischen Systemen über­
legen erwiesen, als es weitreichende 
technologische Innovationen und ein 
beeindruckendes Konsu mg üteronge­
bot hervorgebracht hat und externe 
Schocks wie die drastische Olpreisver­
teuerung Mitte der 70er Jahre mit 
großer Flexibilität verarbeiten und 
dadurch Modernisierung organisieren 
konnte. Auch gegenüber den Ansprü­
chen der Gewerkschohen auf Verbes­
serung der sozialen Sicherheit und der 
Einkommen erwies es sich . sofern 
diese Ansprüche energisch genug 
durchgesetzt wurden - als anpas­
sungsfähig. Dies olles hat zu einem 
Anstieg des güterwirtschahlichen 
Lebensstandards und zu einem ver­
gleichsweise ausgebauten System der 
sozialen Sicherheit für die Bevölke­
rung geführt. Insofern hat sich die in­
nergesellschahliche "Gewollenteilung" 
bewährt, die auf der Existenz eines 
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selbständigen und von unmittelbarer 
staatlicher Lenkung unabhängigen Un­
ternehmenssektors beruht. Diese Un­
abhängigkeit schafft Spielräume für 
schnelle Innovationen und kreatives 
Handeln. Der Druck der Konkurrenz 
zwingt zu marktnoher und nutzen­
orientierter Produktion, und die Signa­
le der relativen Preise, so sie sich denn 
frei bilden können, lenken die knap­
pen Produktionsressourcen einigerma­
ßen zuverlässig in die Nochfroge­
bereiche. 
Diese Leistungsfähigkeit marktvermi~ 
lelter Steuerung kann die kopitali„ 
musrodikole tobulo-roso-Position aber 
nicht begründen, die gegenwärtig 
allenthalben dominiert. Derartige Pa­
rolen sind blind oder unempfindlich 
gegenüber den schwerwiegenden 
Defiziten einer profitgesteuerten wirt­
schaftlichen Entwicklung, die die No> 
wendigkeit politisch-demokratischer 
Steuerung begründen. Die Felder ka­
pitalistischen Marktversagens sind die 
folgenden: 

Marktwirtschaft kann 
da nicht bedürfnisge­
recht steuern, wo das 
Ergebnis unternehme­
rischer Tätigkeit nicht 
zu gewinnbringenden 
Preisen verkauft wer­
den kann. 

Marktwirtschaft kann do nicht be­
dürfnisgerecht steuern, wo das 
Ergebnis unternehmerischer Tätig­
keit nicht zu gewinnbringenden 
Preisen verkauft werden kann. Das 
ist systematisch bei den öffentlichen 
Gülern der Fall, die der Gesel~ 
schalt als Infrastruktur und öffentti­
che Dienste unentgeltlich oder zu 
nicht kostendeckenden Preisen zur 
Verfügung gestelh werden. Eine Un­
terwerfung dieser Bereiche unter die 
priw:itwirtschafttiche Gewinnmaxi­
me ist bei öffenttichen Gütern zum 
einen nicht möglich, da sonst etwa 
die lnfrostrukturmoßnohmen nicht 
erstellt werden. In anderen Berei­
chen würde diese "Privatisierung" 
öffentlicher Güter das Angebot 

soweit verknappen und/oder die 
Preise so erhöhen, daß ein erhebli­
cher Teil der Gesellschaft von die­
sen Versorgungsleistungen ausge­
schlossen wäre. Dos würde aber 
letztlich auch den Zusammenhalt 
und das Funktionieren marktwirt­
schaftlicher Reproduktion insgesamt 
untergraben. Das Funktionieren der 
Privotwirtschoh ist auf die Zurverfü­
gungslellung öffentlicher Güter und 
Dienstleistungen angewiesen. 
Die immanente Dynamik kapitalisti­
scher Kopitolbi ldung -dos kann theo­
retisch gezeigt werden und ist histo­
risch erwiesen. führt immer wieder 
zu zykli_schen Krisen und zu langfri­
stigen Uberokkumulotions- und Sta­
gnotionsperioden. Es gibt trotz der 
gegenwärtigen günstigen Wirt­
schaftssituation keinen Grund für 
die Annahme, daß diese inneren 
Gesetzmäßigkeiten, die bekanntlich 
mit Massenarbeitslosigkeit und Ein­
kommenspokuisierung verbunden 
sind, ob jetzt außer Kraft gesetzt 
sein sollten. Vielmehr kommt es 
darauf an, eine auf den Ausgleich 
regionaler Wirtschohsentwicklun­
gen ausgerichtete gesomtwi rtschaft­
liche Steuerung zu sichern. 
Privatwirtschaftliche Marktorientie­
rung ist ohne politische Steuerung 
dorauf angelegt, wertvolle Notur­
ressou rcen auszubeuten und die Um­
welt als "Grotisproduktivkroh" zu 
nutzen. Die einzelwirtschoftliche 
Kalkulation läßt es rational erschei­
nen, Umweltschäden nicht zu be­
achten, d.h. sie auf die Gesellschaft 
zu überwälzen. Dies hat zu der 
dramatischen Verschärfung der 
ökologischen Krise beigetragen, de­
ren Bekämpfungdurchäkologischen 
Umbau im Zentrum unseres diesjäh­
rigen h\emorandums steht. Notwen­
dig ist eine ökologisch konsequente 
Regulierungspolitik, die das umwel­
tignoronte "freie Spiel der Markt­
krähe" einschränkt. 
Die innere Verfassung von kapitali­
stischen (Groß.)Unternehmen ist 
donn in hohem Maße durch jene un­
demokratischen "administrativen 
Kommandostrukturen" gekennzeich­
net, die ansonsten gerade in der 
Gegenwart mit gulen Gründen kriti­
siert werden, wenn nicht eine 
Demokratisierung im Rahmen der 
Unlernehmensverfassung gesichert 
bzw. ausgebaut wird. 

Die Entwicklung der kopitolistischen 
Konkurrenz führt tendenziell zur 
Selbstzerstörung der Marktregulie­
rung: Die Herausbildung dominan­
ter Unternehmensstrukturen und mo­
nopolistischer Konzernstrategien 
kann die ökonomische Funktionsfö­
higkeitvon Märkten weitgehend be­
einträchtigen, auch wenn zwischen 
großen Konzernen scharfe Konkur­
renz besteht. Die Umsetzung öko­
nomischer Konzentration in politi­
sche Macht zerstört überdies jene 
Trennung und Unabhängigkeit 
zwischen Wirtschaft und Politik, die 
die Legitimationsgrundlage und 
Basis für die Leistungsfähigkeit der 
Morktwirtschoh war. 

Diese Defizite machen die Ebenen 
politischerGestoltung undGegensleue­
ru ng deutlich. P rivotwi rtschoftl iche 
Produktions- und Verteilungsprozesse 
müssen durch aktive öflenttiche Infra­
struktur- und soziale Versorgungslei­
stungen ergänzt, durch eine gesomt­
wirtschohliche Steuerung komplettiert 
und in einen gesellschaftlichen und 
ökonomischen Ordnungsrahmen ein­
gebunden werden. Hierdurch sollen 
ihre immanenten Defizite begrenzt und 
wirtschaftliche Aktivitäten in Bohnen 

gelenkt werden, die den·:·. ·_-__ -<z_·:
1 

••• _·_i-vidueller Kaufkraft ausd n 
gesellschoftlichen Notw ' _.'''• n 
und Bedürfnissen entsp --·-~~·: .·. r 
morktwi rtschoftliche Regulietiings­
mechonismus bedorfgesellscholtficher 
Voraussetzungen, Ergänzungen· und 
Kontrollen. Diese können und sollen 
vielfältige Formen umfassen. Dabei 
spielen in der Regel nicht Eigentums­
formen die entscheidende Rolle. Uber­
oll do, wo dies möglich ist, sollten Steu­
erungssysteme gewählt werden, die 
die privatwirtschaftlichen Gewinninte­
ressen nicht aushebeln, sondern deren 
Kraft nutzen, sie jedoch in politische 
Ziele einbinden. 
Uns ist bewußt, doß diese Vorstellun­
gen Probleme aufwerfen, deren Lö­
sung schwierig ist. Wie sollen z.B. 
Bedürfnis- und Effizienzkriterien für 
"gesellschohliche" Steuerung ermittelt 
werden? Ihre Formulierung stellt ein 
schwieriges Unterfangen dar. Seine 
Gefahren liegen darin, daß individuelle 
Bedürfnisse unter Mehrheitsmechanis­
men erdrückt werden und insofern 
persönliche Freiheitsspielräume unzu­
lässig eingeschränkt werden, deren 
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Der marktwirtschaft­
liche Regulierungs­
mechanismus bedarf 
g ese llschaft I ich er 
Voraussetzungen, 
Ergänzungen und 
Kontrollen. 

optimale Entfaltung zu den Essentials 
fortschrittlicher Politik gehören muß. Es 
bedarf nicht des Rückgriffs ouf den 
Zusammenbruch sozialistischer Länder, 
um festzustellen, daß es außer Markt­
versagen auch Stootsversagen in kapi­
talistischen Ländern gibt, das in Büro-­
kratismus, Inflexibilität, mangelnder 
Moli\'Ofion und Verantwortlichkeit stoat­
licher Apparate seine Ursachen hat. 
Dem stellen wir dos Konzept der De­
mokratisierung entgegen, das auf eine 
möglichst weitgehende Einbeziehung 
der von ökonomischen Entscheidun­
gen betroffenen Menschen zielt. Aber 
auch dies ist im Einzelfall ein schwieri­
ger Prozeß. Dezentralisierung kann 
auch kein Patentrezept ökonomischer 
Steuerung sein, insbesondere dann 
nicht, wenn es um flöchendeckende ln­
frastrukturmoßnohmen und Großinve­
stitionen mit langer Ausreifungszeit 
sowie um Ausgleich des regionalen 
Entwicklungsgefälles geht. Hier haben 
wir sehen früher demokratische Rah­
menplanung und Investitionslenkung 
vorgeschlagen, die Einrichtung regio­
naler und zentraler Wirtschafts- und 
Sozialröte oder sonstiger demokratisch 
legiti mierler Entwicklungsinstitutionen. 
Neben diesen immanenten Problemen 
stoßen Konzeple demokratischer Steue­
rung und öffentlicher Kontrolle auf den 
Widerstand der Privotwirtschcft, de­
ren Interesse auf die Erhaltung ihrer 
privaten Dispositionsautonomie und 
Steigerung ihrer Gewinne gerichtet ist. 
Der hier liegende Konflikt muß so durch­
gestanden werden, daß dabei einer­
seits die privotwirtschcftliche Dynomik 
des Unternehmenssektors nichterdrückl 
wird, jedoch andererseits die im freien 
Spiel der Morkt-Mochtkräfte liegen-

den ökonomischen, sozialen und öko­
logischen Fehlentwicklungen vermie­
den werden. 
Diese unleugbaren Probleme und 
SchwierigkeitengesellschcftlicherRoh­
menplanung und Eingriffe in die .V.Orkt­
prozesse können ober nicht dazu füh­
ren, ganz auf sie zu verzichten. Eine 
sinnvolle Verfahrensregel stellt dabei 
sicher der Grundsatz dar, daß über 
die verbindliche Rahmenordnung hin­
aus immer dann politisch interveniert 
werden muß, wenn die Ergebnisse von 
Marktprozessen nicht akzeptabel sind. 
Optimal wäre die Steuerung dann, 
wenn Defizite der Marktsteuerung 
antizipiert und durch politische Ge­
gensteuerung von vorneherein vermie­
den würden, statt korrigiert werden zu 
müssen. 
Von der Konzeption einer solchen 
funktionsfähigen Steuerung sind wir 
allerdings noch weit entfernt jvoo ihrer 
Durchsetzung gor nicht zu reden). 
Gegenwärtig geht es vielmehr in der 
Hauptsache darum, auf den offen­
sichtlichen Proba.mdruck, der durch 
die Fehlentwicklungen des politisch­
ökonomischen Systems in der BRD 
produziert wurde, angemessen zu 
reagieren. Das erfordert die Eingren­
zung der Ursachen für den Problem­
druck sowie Kontrolle. Auf diesem Weg 
können dann die Hauptelemente und -
mechanismen einer alternativen, weder 
der Profitlogik des Marktes noch dem 
Bürokratismus des Staates ausgeliefer­
ten wirtschcftlichen Entwicklung schritt­
weise konzipiert, erprobt und ausge­
weitet werden. • 

Arbeitsgruppe Allernoth<e Wir!JchahlpOlitik (MEf,,,IO), 
entnommen mit freundlicher Genehmigung aus "Me­
morandum '90" 

N.arx rn,T Kaufrnann~hut 

Horst Peter. MdB 

Ein Plädoyer 
für den 
Dritten Weg 
Zur Verantwortung der westeuropäi­
schen Linken 

Wenn der Pulverdampf der gegenwär­
tigen ideologischen Grabenkämpfe 
abgezogen und die akuten Schübe 
des Reichsgründungsfiebers obgeklur,. 
gen sind, wird deuNich werden, daß 
keines der wirklichen Probleme unse­
rer Zeit einer Lösung nähergekommen 
ist. 

1 
Keine der elementaren sozialen1 

ökologischen und politischen Auf­
gaben unserer Zeit wird ein wie­
dergewonnener deutscher Natio-
nalstaat besser lösen können. 

Inzwischen lößtdererste Konsumrausch 
der DDR-Bürger noch, dietotsöchlichen 
Kosten einer 11Wiedervereinigung 11 für 
die Bürger und Bürgerinnen in DDR 
und Bundesrepublik werden gerech-
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net. Domitwird auch der Reformbedarf 
der Gesellschaft der Bundesrepublik 
wieder deuriich. Angesichts der gerir,. 
gen Fähigkeit der jetzigen Bundesre­
gierung, die sozialen Probleme der 
Bundesrepublik zu lösen, bleibt frag­
lich, wie diese Bundesregierung die 
sozialen Probleme eines wiederverei­
nigten Deutschlands lösen will. Die 
DDR. noch einem Anschluß zur struk­
turschwachen Region verstümmelt-wird 
vor einer bundesdeutschen regionalen 
Strukturpolitik stehen, deren Erfolge 
noch 40 Jahren in Ostfriesland und 
Oberbayern besehen werden können. 
Bei einer globalen Sichtweise der to~ 
söchlich angehäuften Proba.me auf 
diesem Planeten und der fehlenden 
Lösungskompetenz auch der überzeug­
ten Marktwirtschaftler wird einsichtig: 
Die bundesdeutsche Wohlstondsinsel 
kann keinMoßstobfürdiesen Planeten 

Die Ideologen der marktwirl· 
schalllichen Fiktion übersehen, 
daß der Markl ein ordnungspo­

litisches lnstru ment zur Organi­
sation des Wettbewerbes ist; 
soziale, ökologische und öko· 
nomische Krisen verweisen aul 
die mangelnde Leistungsfähig­
keit des Marktes in zentralen 
Sektoren der Gesellschall. 

oder für den Erfolg oder Mißerfolg 
gesellschaftlicher und ökonomischer 
Systeme, Theorien und Ideologien sein. 
Wenn jetzt die FDP eine Anzeigense­
rie schaltet, in der sie quasi das neue 
Jahrzehnt als liberaleres Jahrzehnt für 
sich zu beschlognohmen versucht, so 
irrt sie. Ala.n Totsogern zum Trotz: das 
beginnende Jahrzehnt wird das Jahr­
zehnt der Sozialdemokratie. Diese ist 
nicht om Ende ihrer Geschichle ange­
langt. Schon deswegen nicht, weil die 
alten Ursachen ihrer Existenz noch 
fortbestehen und neue längst hinzuge­
kommen sind. 

Angesichts des Zusammenbruchs des 
Kasernensystems in Osteuropa und 
angesichts der Tendenzen des R:eststo­
li nismus, ohne Übergang zum Kapito~ 
ismus zurückzukehren, sehen sich die 
ideologischen Krisengewinnler als 
historische Sieger, om Ende der Ge-

schichte oder gor im Stadium des "Pos~ 
Histoire". ln dieser Stimmungslage 
mußten mahnende Rufe wie der von 
Stefan Heym verhallen, doß nicht das 
11 noble Experiment des Sozialismusn 
als gescheitert anzusehen sei1 nur weil 
einige es Hso lange mit unzulängli­
chem Geröt und falschen Zutaten" 
probiert hötten. Konservative und Sta­
linisten waren stets im gleichen Maße 
daran interessiert, den Stalinismus als 
gefundene endgültige Form des Sozia­
lismus darzustellen. Die Konservotiven 1 

um den Sozialismus denunzieren zu 
können, die Stalinisten, um sich histo­
rische und damit palittsche Legitimation 
zu verschaffen. Günter Grass stellte 
deshalb zu Recht fest, daß "Kapitalis­
ten und Kommunisten immer gemein 
(hatten): die vorbeugende Verdam­
mung eines Dritten Weges." Diese Art 
der Gemeinsamkeit setzt sich auch in 

Die wesentlichen Punkte der Kapi­
talisrnuskritik der Linken sind nicht 
erledigt. Neue sind hinzugekorn· 
men. 

Die Probleme der Zukunft sind 
andere als die des anachronisti­
schen Kampfes Kapitalismus-Sta· 
linisrnus oder des falschen Wi· 
derspruchs Markt-Plan. 

der Geschwindigkeit fort, in der die 
Stalinisten ihrer historischen Siegesge­
wißheit abschwören, und die CDU auf 
die SPD der DDR als Adressatin ihrer 
Freiheit-statt-Sozialismus-Agitation 
umschohet. 

Die Ideologen der marktwirtschaftli­
chen Fiktion übersehen, daß der Markt 
ein ordnungspolitisches Instrument zur 
Organisation des Wettbewerbes ist; 
soziale, ökologische und ökonomische 
Krisen verweisen auf die mangelnde 
Leistungsfähigkeit des Marktes in zen­
troa.n Sektoren der Gesellschcft. Es 
bedorf politischer Instrumente, um in 
diesen Bereichen die Marktmechanis­
men zu steuern und zu ergänzen. Die 
modernen Gesellschaften des Westens 
sind Resultat eines gesellschaftlichen 
Kompromisses, dessen Elemente 1 . 
Soziolstoot, 2. Mossenwah lsto nd, 3. 
Mossendemokrotie und 4. Rechtsstoot, 

von der Arbeiterbewegung im hun­
dertjährigen Kampf den politischen 
und gesellschaftlichen Eliten des Kapi­
talismus abgerungen werden mußten. 
Was als "Soziale Marktwirtschaft" 
verklört wird, ist eine zerbrechliche 
Synthese des rohen Kapitalismus mit 
mildernden reformistischen Strukturen. 
Jederzeit droht der Rückfall in einen 
Zustanc( der in anderen Kontinenten 
noch die Regel ist. Das Strukturpro­
blem des politischen Kräftefeldes in 
Osteuropa ist für die nächste Zeit, daß 
mit dem Ende des Stalinismus eine 
linke Alternative zur gegenwärtigen 
Entwicklung versperrt ist, da der Stali­
nismus die Linke desavouiert hat und 
damit ungehindert kopitolisttsche Struk­
turen durchgesetzt werden können. 

Für Westeuropa gilt, daß dort die 
linke lebendiger denn je ist. Durch den 
Druck der Arbeiterbewegung sind 
Steuerungsinstrumente und-mechonis­
men Bestandteil der modernen kapita­
listischen Gesellschaften geworden. 

Die wesentlichen Punkte der Kapito­
lismuskritik der Linken sind nicht er­
a.digt. Neue sind hinzugekommen. 
Die westeuropäische Linke hat die·Kroft 
zur programmatischen Eme~ng, 
nachdem sich der sozials., ·,: · · -

nesian~sch~ Ko~promißer ·,·· .. ' . -~'.'.··.' ... ,t. 
OffenS1chtl1ch ,st das Sc · . r 
neokonservativen Konter -!l ,, Orl. 
Das Berliner Programm der S~liidos 
europäische Beispiel für diese·'pro­
grammatische Erneuerung derlin_ken­
mitseinen Aussagen zurökotogischen 
Erneuerung, demokratischen Reform 
des politischen Systems,dem Rechtouf 
Arbeit und soziale Sicherheit1 zu Frie­
denssicherung und internationaler 
Solidarität. 

Mit dem Kollaps des Stalinismus fällt 
der Systemontagonismusweg;von den 
Problemen und Folgen des Kapitalis­
mus kann er nicht länger ablenken. 
Die Probleme der Zukunft sind andere 
als die des anachronistischen Kamp­
fes Kapitalismus-Stalinismus oder des 
falschen Widerspruchs Markt.Plon. Es 
zeugt von einer geringen Kenntnis 
wirtschaftlicher Zusammenhänge- und 
auf der linken von einer oberflöchli­
chen Aneignung der Kritik der politi­
schen Okonomie • wenn die idealogi· 
sehe Identifizierung von Niorkt mit einer 
bestimmten Gesellschaftsform unre-



llekHertgegloubtwird. Bei der Beunei­
lung von Gewinn und Profit ist deren 
soziale und ökologische Dimension 
entscheidend: Hier verläuft die prinzi­
pielle gesellschaftliche Konfliktlinie der 
Gegenwart und Zukunft. 

Nur in provinzieller Verengung auf die 
Bundesrepublik können deren Er­
folgsgeschichte gefeiert und die glo­
balen Kosten dieser Gesellschaft und 
dieser Form des Wirtschaften, überse­
hen werden. Die Elemente der ökolo­
gischen, sozialen und ökonomischen 
Krise ergeben das Gefahrenpo noramo 
der kapitalistischen Gesellschaft als 
Weltgesellschaft. Keines dieser Kriser,. 
teile ist bisher nur im Ansatz begriffen. 
Im Ernst: Kann ein System als Erfolgor,. 
gesehen werden, das noch seiner bishe­
rigen 500jöhrigen Geschichte gerade 
600 Millionen von mehreren Milliar­
den Menschen eine halbwegs gesi­
cherte Existenz garantieren kann und 
dies auf einer Verschwendung der 
natürlichen und menschlichen Lebens­
potenzen aufbaut? Selbst in den Me­
tropolen ist fraglich, welchen Woh~ 
stondsvorteil zum Beispiel ein in der 
vierten Generation arbeitsloser Afro­
omerikaner in New York von seinem 
Recht, in den USA zu leben, haben 
soll. 

1 
Die deutsche SozioldemokroHe steht 
vor der Frage, ob sie den Völkern 
in Osteuropa ein gesellschaftliches 
und wirtschaftliches System andie­
nen will, das noch Aussage des 
Irisch beschlossenen Berliner Pro­
gramms und der Berliner Erklärung 
für die Bundesrepublik als verände­
rungsbedürltig angesehen wird. 

Während die Sozialistische Fraktion 
des Europaparlamentes "im Zuse~ 
menbruch des Kommunismus ... eine 
Bestätigung der Ziele des demokrati­
schen Sozialismus als einzige Alterna­
tive zum Kapitalismus" sieht, schlei­
chen sich unreflektierte __ Propogierung 
der "Marktwirtschaft", Uberidentifiko­
tion und das Gefühl der Systemüber­
legenheit in die Argumentation der So­
zialdemokraten. Die Berliner Be­
schlüsse bieten der SPD ein deut­
schlondpolitisches Korsett, das zu 
vergessen und verdrängen törichtwöre. 
Es würde die Chance vertan, mit dem 
neuen Grundsotzprog ramm die soziai 
demokratische Perspektive eines orgcr 
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nisierten Weges zur Einheit zu formu­
lieren - die Afternative zur Strategie 
der Konservativen, die auf Destabili­
sierung und bedingungslose Un­
terwerfung der DDR zielen. Für Sozioe 
demokroten ist die nationale Frage 
eine soziale, eine ökologische, eine 
demokratische Frage, und ganz be­
sonders eine Friedensfrage. 

Regulierung heute: 

Die Senatorin für Stodtent­
widlung ist sich mit den 
Planungskollegen in Ost­
Berlin einig, daß das 
Grundmuster der gemein­
samen Regionalentwick­
lung die Form eines Sterns 
haben soll. 

. ,< ,;Gii,;R\3E81.ET\:::·:-.'·.'\ 
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Uwe Kreme,, Dortmund 

MARKT­
WIRTSCHAFT .. 

UBER 
ALLES 

Zum wirtschaftspoli1ischen Programm 
der DDR-SPD 

Frankfort/0. 

Manchen Vorurteilen der hiesigen 
Linken zum Trotz gibt es in der SPD der 
DDR durchaus ernstzunehmende Tei­
Je, die keineswegs einer naiven Markt­
gläubigkeit frönen, sondern wirtschafts­
politische Wegegehen wollen, wie sie 
auch im Grundsatzprogramm der west­
deutschen Sozialdemokratie verankert 
worden sind. In der SPW 51 wurden 
entsprechende Beiträge dokumenfiert, 
darunter auch ein Papier des Ost­
Berliner Bezirksverbandes, in dem eine 
ökologisch orientierte soziale Mark~ 
wirtschaft mit einem starken öffentlich-

demokroHschen Wirtschaftssektor ei­
ner "freien Morktwi rtschoft" geger,. 
übergestelltwurde. Kein Wunder, doß 
dieses Papier im Zentralorgan des west­
deutschen Kapitols, der "Frankfurter 
AIJgemeinen Zeitung'', einen entspre­
chenden Verriß noch sich zog. 

Mittlerweile ist ollerdi ngs eine Beschluß. 
loge in der DDR-SPD hergestellt wor­
den, die in eine gänzlich andere Rich-

V./ir sind stolz auf unsere Freundin 
nrn und Frrunde in der SPD der DDR 
und auf ihr neues Wir1schaf1spro 
gramm der so2:ialcn und ökologisch 
oriP.nt1ertcn Morktwirhchoft " Denn 

·'Dm Programm sdzt auf Marktwirt 
schaff und Wcttbowcrb und nicht auf 
foul0 Kompromisse zw1vhcn Staat 
und Plonung c,iu~)!Scih und N\arkt 
und Wct1bcw0rb andcrer~c1ts " 

tung geht und nicht von ungefähr das 
lob besagten Zentralorgans einheim­
sen konnte. Dazu einige Auszüge aus 
dem neuen Wirtschaftsprogramm: 

"Planwirtschaft bedeutet immer Unter­
drückung von Initiative des Einzelnen, 
ohne die es keinen Wohlstand geben 
kann. Wir Sozialdemokraten sogen 
deshalb Nein zu neuen Experimenten 
mit einer "marktorientierten Planwirf.. 
schaft" oder einer "sozialistischen 
Marktwirtschaft". Der Plon muß weg ... 
Wir Sozialdemokraten wollen deshalb 
Markt und Wettbewerb, domit Demo­
kroHe lebendig werden und individue~ 
le F reiheitund Initiative sich zum Wohle 
oller entfalten kann ... " 

"Marktwirtschaft nur in Teilberei­
chen funktioniertnicht ... Wer Markt 
nur zum Teil will, der will an einer 
bevormundenden Plonbürokratie 
und damit an einer direkten staatli­
chen Machtausübung in der Wirt­
schaft festhalten. Wir Sozialdemo­
kraten wollen Marktwirtschaft als 
umfassendes Ordnungsprinzip 
unserer Wirtschaft einführen ... 
Wettbewerb im Markt ist die un­
sichtbare Hand, die die Wirtschaft 
steuert und die Leistung der Unter­
nehmen kontrolliert." 

Natürlich fehlen nichtdie Hinweise auf 
notwendige staatliche Regelungen des 
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Wettbewerbs, öffentliche Versorgungs­
funktionen und dergleichen mehr.Aber 
dies findet man bekanntlich auch in 
jedem konservativen und liberalen 
Konzept. Was am meisten frappiert, 
ist die dogmotischlehrbuchornge Lob­
preisung der Marktwirtschaftsideolo­
gie mit ihrer Gleichsetzung von /.krkt 
und Demokratie, Wettbewerb und 
Freiheit. Dabei hondelt es sich oller,. 
bar um nichts anderes ols ein Spiege~ 
bild der "marxistisch-leninistischen" 
Lehrsätze zur angeblichen "Politischen 
Okonomie des Sozialismus", die zu­
gleich als planwirtschaftlicher Popanz 
aufgebaut werden. 

Wie Lotze u.o. (lsipzig) in der SPW 
51 ausgeführt haben, konnte von pla­
nerischem Wirtschaften in der DDR 
kaum die Rede sein. Insoweit ist es 
auch unsinnig, Kommando- und Plan­
wi rtschaftgleichzusetzen. Andererseils 
verfügt eine u.r.ibestritten moderne und 
erfolgreiche Okonomie wie die jopo­
nische durchaus über entwickelte Pla­
nungsmechanismen (worauf Latze u.a. 
ebenfalls hinweisen). Nicht umsonst 
wird in der Literatur häufig von einer 
"planorientierten Marktwirtschaft" 
gesprochen, wenn es um Japan geht. 
Aber auch mit Blick auf andere Staa­
ten und erst recht mit Blick auf die Pla­
nungsabteilungen der großen Konzer­
ne entpuppt sich die Kampfansage an 
"den" Plon als rein ideologisches 
Manöver, das mit den modernen 
kapitalistischen Reolitätengenousowe­
nig zu tun hat wie mif der realsoziali­
stischen Vergangenheit. 

Dahinter erscheinen die alten mitte~ 
ständischen Ideologien mit der Forde­
rung noch Privatisierung, Kleinaktio­
närswesen und Kartellrecht deutlich, 
die reol immer mit dem Vormarsch der 
großen Konzerne einhergingen. Kon­
kret bedenklich ist der Verzicht auf 
eine öffentliche und demokratisch 
gestaltete Industrie- und Strukturpolitik 
der DDR, zugleich der Verzicht auf re­
gionolwirtschaftliche Steuerungskom­
petenz, womit die ostdeutsche Indu­
strie auf dem Altar der Morktwi rtschoft, 
sprich: westlicher Kapitalinteressen, ge­
opfert wird. Kein Wunder also, wenn 
sich die FAZ lobend über die Ost-SPD 
auslassen konnte, slellte sie sich doch 
in den Gegensatz zur wi rtschaftspoliti­
schen Programmatik ihrer westlichen 
Schwesterpartei, die einen funktionie-

renden Markt mit starken wirtschafts­
demokratischen Steuerungsinstrumen­
ten verbinden will. 

Aber dies ist nun einmal die Beschluß. 
lage von selbständigen Parteien. Be­
sonders bemerkenswert ist allerdings 
eine Verlautbarung des wirtschaftspo­
litischen Sprechers der SPD­
Bundestagsfraktion Wolfgang Roth 
vom 14. Februar: 

"Wir sind stolz auf unsere Freun-

1 
dinnen und Freunde in der SPD der 
DDR und auf ihr neues Wirtschaft,. 
progromm der sozia'8n und ökolo­
gisch orientierten Marktwirtschaft." 
Denn: "Das Programm setzt auf 
Morktwirlschoft und Wettbewerb 
und nicht auf faule Kompromisse 
zwischen Staat und Planung einer­
seits und Markt und Wettbewerb 
andererseits." 

Es ist offenkundig, daß mit diesen 
"faulen Kompromissen" auch die wirt­
schaftspolitischen Passagen des neu­
en Grundsatzprogramms der West. 
SPD gemeint sind, gegen die sich Roth 
auf diesem Wege wendet - unddies 
wohl in der Hoffnung, daß es in,,i!!ner 
gesamtdeutschen SPD zu ein~!. '"'"_. ~ 
verschiebung kommen kön · ~ 

Wolfgang Rath isl ober kein . .. '"II. 
Schließlich liegt Ingrid Mo~ 
~ die finanzpolitische Spr~~_der 
Bundestogsfroklion, auf einer cihnli­
chen Wellenlänge: Sie hat jüngst (im 
Handelsblatt vom 5.4.) Belegschafts­
fonds für die ehemaligen Staatsbetrie­
be abgelehnt und stattdessen ihren 
Verkauf gefordert, um damit einen 
Schuldenerlaß für diese Betriebe zu 
finanzieren, welcher wiederum im 
Rahmen einer sofortigen Wirtschafts. 
und Wöhrungsunian erforderlich sei. 
Das Treiben von Matthäus- M.aier und 
Roth hat zwar mit sozialdemokrati­
schen Konzeptionen ebensowenig zu 
tun wie der Lehrbuch-Liberalismus der 
Ost.SPD, ober es scheint sich dennoch 
kaum Widerstand zu regen. Anders­
herum: Wie lange will die Porteilinke 
noch kommentor- und tatenlos zuse­
hen? Sie ist gefordert, ihre wirtschofts­
demokratischen Positionen im Rahmen 
einer SPD-Vereinigung zu verteidigen 
-wenn möglich, zusammen mit linksso­
zioldemokrolischen Kräften in der DDR. • 



Weiterhin 
lieferbar aus 

unserem 
Verlags­

programm: 

Josef Hlndels 
MARXISMUS UND 
GEGENWART 

2. Auflage 1985, 146 Seiten, La­
denpreis 9,- DM, für Abonnentin­
nen 6,- DM, bei Abnahme von 
min. 10 Expl. 5,- DM je Stück. 
Prof. Josef Hindels, einer deren­
gagiertesten Vertreter der Weiter­
entwicklung austromorxistischer 
Vorstellungen in der Gegenwart, 
befaßt sich in dieser Broschüre 
aus der Sicht des unorthodoxen 
Marxismus mil jenen Fragen, die 
in der Gesellschah von heute gro­
ße ideologische Auseinanderset­
zungen auslösen: Die atomare 
Bedrohung und der Hunger in 
der Welt sowie dos Verhältnis 
von Ökonomie und Ökologie 
unter spätkopitalistischen Produk­
tionsverhältnissen. Damit verbun­
den ist auch eine leicht verständli­
che Einführung in marxistische 
Denkweisen. 
Für die Schulungsorbeit erprobt 
und bestens geeignet! 

FRAUEN BILDER: 
Die weibliche Wirklichkeit 
Ist anders 

(Hrsg. von den Jungsozialistinnen 
Berlin), 80 Seiten mit Fotos, Er­
gebnisse des Fotowettbewerbs 
der Berliner JUSOS, Ladenpreis 
19,80 DM, für Abonnentinnen 
15,-DM 

KAPIT AUSTISCH E 
KRISE UND STRATEGIEN 
DER EUROUNKEN 

Fragen einer sozialistischen 
Politik in Westeuropa, hrsg. von 
Detlev Albers, Josef Cop, Jean­
Pierre Chev8nement und Pietro 
lngrao, mit Beiträgen von Autorin­
nen aus der gesamten westeuro­
päischen Linken1 160 Seiten, 
Ladenpreis 21,50 DM, für 
Abonnentinnen 12,- DM 

HERFORDER THESEN. 
Zur Arbeit von Marxisten 
In der SPD 

2. überarbeitete Ausgebe 1981, 
hrsg. vom Vorstand der 
JUSOS Ostwestfalen-Lippe, La­
denpreis 8,- DM, für Abonnentin­
nen 5,- DM. 
Die Herforder Thesen waren 
Anfong der achtziger Jahre die 
grundlegende Positionsbestim­
mung marxistischer Kräfte inner­
halb der Sozialdemokratie, die 
dabei an die marxistischen 
Traditionen in der hiesigen wie 
der internationalen Sozoziolde­
mokrotie anknüpften. 

UNKE 
SOZIALDEMOKRATEN & 
BUNDESREPUBLIKANISCHE 
UNKE. 
Diskussion am Beispiel der 
Herforder Thesen 

Hrsg. v. Detlev Albers u.a., mit 
Beiträgen von Wollgong Aben­
droth, Rudolf Bahre, Joachim 
Bischof! u.o., Ladenpreis l 0,80 
DM, für Abonnentinnen 8,- DM. 

" ... olle diese kritischen Bemer­
kungen mindern in meinen Augen 
das außerordentliche Verdienst 
der Herforder Thesen nicht - und 
ich sage dos ausdrücklich, 
obwohl ich in einer Reihe von 
ganz entscheidenden Punkten 
inhaltlich nicht mit ihnen überein­
stimme -1 weil noch longer1 
langer Zeit ... der Versuch 
gemacht wurde1 ein umfassendes 

Konzept sozialistischer Politik auf 
marxistischer Grundlage für 
Sozialisten in der SPD zu entwick­
eln.'1 (Peter von Oertzen) 

SOZIALISMUS DER 
ZUKUNFT. 
Grundlagen für das neue 
Programm der SPD 

Hrsg. v. D. Albers, F. Heiden­
reich, H. Lienker u. Kurt Neu­
mann1 mit Beiträgen von Dieter 
Dehm, Jürgen Egert, Katrin Fuchs 
u.0.1 185 Seiten, Ladenpreis 
17,50 DM, für Abonnentinnen 
15,-DM. 
Wissenschoftlerlnnen und Politike­
rinnen, Ökonomen und Politolo­
gen, Abgeordnete aus Bundestag 
und Europäischem Parlament, 
skizzieren Ziele und Wege .sc> 

zialdemokrotischer Politik auf 
lange Frist. Grundelemente der 
SPD-Progrommotik, die auf der 
Höhe der Probleme der Zeit steht 
und die antikapitalistische Per­
spektive nicht preisgibt. 

PROJEKT 
MODERNER SOZIALISMUS. 
53 Thesen 

Hrsg. v. Susi Möbbeck, Fiete Saß 
und Birgit Zoerner, Ladenpreis 8,­
DM, für Abonnentinnen 7,- DM. 
Marxistische Jusos in der SPD 
haben Bausteine für eine Analyse 
unserer Zeil und eine moderne 
sozialistische Strategie formuliert. 
Aus dem Inhalt: Welt im Um­
bruch; Ökonomische Regulie­
rung; Veränderung von Arbeits­
und Lebensweise; Entwicklung 
des politischen Systems; Reform 
und Revolution heute; Bündnis 
von Arbeit, Wissenschaft und 
Kultur; Perspektiven des moder­
nen Sozialismus. 

,~J·· 
spw 
abonnieren! 

· Abonnentinnen 
werben! 

spw-Hefte 1 bis 51 sind 
sämtlich noch lieferbar: 

Hefte 1-29 für Abonnen~nnen zu je 5,- DM 
Hefte 30-50 für Abonenn~nnen zu je 7,50 DM 

Ich bestelle Qgegen Rechnung Q durch Vorkasse 

Q mit Verrechnungsscheck 

LJ Expl. Josef Hindels, 
Marxismus und Gegenwart 

D Expl. Frauenbilder 

D Expl. Kapitalistische Krise 

D Expl. Herlorder Thesen 

D Expl. Linke Sozialdemokraten & ... 

LJ Expl. Sozialismus der Zukunft 

LJ Expl. Projekt Moderner Sozialismus. 
53 Thesen 

spw Hefte Nr. / / / / / / / / / 

/ / / / / / / / / 

/ / / / / / / / / 

Name, Vorname 

Sh"aße und Hou$11ummer 

PLZ und Ort 

Wer jetzt spw abonniert, oder ein 
neues ABO wirbt, erhält als Dankesch 
"Sozialismus der Zukunft", 
herausgegeben von: D. Albers, 
Frank Heidenreich, Heinrich Lienker, 
Kurt Neumann 
e 185 Seiten 
e Buchhandelspreis 1 7,50 DM 

Geschichte wird gemacht, 
spw war dabei. 

10 Jahre spw 

spw-1 bis spw-38 zum 
Sonderpreis von 100,- DM 
(incl. Versand). 

'·>··i{, 
Ich bestelle "10 Jahre sp~f 

0 

0 

Ich habe einen 
Verrechnungsscheck beigelegt 

Ich wünsche eine Rechnung 

Name, Vorname 

S1roße und Haufflummer 

PLZ und Ort 

n...h ............ 1 1„1.,,, ... ,.~ .. ;k 



ABO 
SPW Verlag-Redaktion GmbH 
Kieler Str. 13 
5000 Köln 80 (Tel. 0221/623271) 

Ich abonniere SPW ab sofort. SPW erscheint in sechs Heken mit 
einem Gesamtumfang von ca. 360 Seiten. Die Kündigung des 
Abonnements ist unter Einhaltung einer dreimonatigen Frist nur zum 
Jahresende möglich. Jahresabc: Inland DM 51,-; Ausland DM 54,­
(incl. ,Versand). SPW kenn jahrgangsweise auch rückwirkend 
abonniert werden. 

§ zum Normalpreis DM 51,­
zum ermäßigten Preis DM 4 l ,· 
zu, Auslandspreis DM 54, 

Hiermi t erteile ich dem SPW-Verlog gleichzeitig eine 
Einzugser- mächtigung für die Abl:iuchung des Abo-Betrags 
von meinem Konto. 

Ich wünsche eine Rechnung 

Konto-Nummer Bankleitzahl 

Bankverbindung 

Name lin Druckbuchstaben) Geburl$dotum 

Straße und Hausnummer 

PLZ Wohnort 

Datum/ Unterschrift 

Diese Bestellung kann innerhalb einer Woche schriftlich w iderrufen 
werden (Poststempel). Erfolgt innerhalb dieser Frist kein Widerruf, ist 
ein wirksamer Vertrag zustandegekommen . Ich bestätige hiermit, 
über mein Widerrufsrecht entsprechend dem Abzahlungsgesetz 
(§ l b, Abs. 1) in Kenntnis gesetzt worden zu sein. 

Datum/ Unterschrift 

(Achtung! Zwei Unterschriften bitte, damit wir die Beste!· 
lung zügig bearbeiten können!) 

Ich habe spw bereits abonniert und d ieseldiesen 
Abonnenten geworben. Dafür erhalte ich ein Expl. 
"Sozialismus der Zukunft" 

Name (in Druckbuchstaben) 

Straße und Hausnummer 

PLZ Wohnort 

Datum/Unterschrift 




